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Beginn der Sitzung: 9.30 Uhr

Vorsitzende Patricia Lips:

Ich darf alle sehr herzlich begrüßen zu unserem
heutigen öffentlichen Fachgespräch zu dem
Thema „Bildung in Deutschland“; ein großes und
ein sehr weitgefasstes Thema. Die Basis ist der
Nationale Bildungsbericht und dafür wollen wir
uns heute Vormittag auch hinreichend Zeit neh-
men.

Ich darf alle Ausschussmitglieder begrüßen, die
anwesenden Mitglieder eventuell anderer Aus-
schüsse, die Gäste und Pressevertreter.

Zunächst möchte ich die Sachverständigen ganz
kurz vorstellen und damit auch nochmal ganz
persönlich begrüßen.

Zuerst Frau Susanne Czaja, Doktorandin an der
Freien Universität Berlin, Schul- und Entwick-
lungsforschung, Vorstandsmitglied der Initiative
„Was bildet ihr uns ein? e. V.“ in Berlin.

Frau Elke Hannack, stellvertretende Vorsitzende
des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB), Bun-
desvorstand Berlin.

Professor Dr. Kai Maaz - der noch nicht da ist und
etwas später kommt - ist Mitglied der Autoren-
gruppe „Nationale Bildungsberichterstattung“
und Direktor der Abteilung Struktur und Steue-
rung des Bildungswesens, Deutsches Institut für
Internationale Pädagogische Forschung (DIPF) in
Berlin.

Ich begrüße Herrn Udo Michallik, Staatssekretär a.
D., Generalsekretär des Sekretariats der Ständigen
Konferenz der Kultusminister der Länder in der
Bundesrepublik Deutschland (KMK), Ber-
lin/Bonn.

Frau Professor Dr. Rita Nikolai, Juniorprofessorin
für Systembezogene Schulforschung, Institut für
Erziehungswissenschaften, Abteilung Systemi-
sche Didaktik und Unterrichtsforschung an der
Humboldt-Universität zu Berlin.

Ebenfalls herzlich begrüße ich Professor Dr.
Thomas Rauschenbach, auch er ist Mitglied der
Autorengruppe „Nationale Bildungsberichterstat-
tung“, Vorstandsvorsitzender und Direktor des
Deutschen Jugendinstituts (DJI) e. V. in München.

Professor Dr. Andreas Schleicher, Director for Ed-
ucation and Skills and Special Advisor on Educa-
tion Policy to the Secretary-General at the Organi-
zation for Economic Co-operation and Develop-
ment, Paris - kurz OECD. Herzlich willkommen.

Frau Professor Dr. Petra Stanat, Wissenschaftli-
cher Vorstand, Institut zur Qualitätsentwicklung
im Bildungswesen (IQB) der Humboldt-Universi-
tät zu Berlin.

Und last but not least, Professor Dr. Ulrich Traut-
wein, Professor für Empirische Bildungsforschung
am Hector-Institut für Empirische Bildungsfor-
schung, Wirtschafts- und sozialwissenschaftliche
Fakultät, Eberhard Karls-Universität in Tübingen.
Herzlich willkommen.

Vielen Dank nochmal, dass Sie der Einladung ge-
folgt sind, sowie für die Abgabe von Stellungnah-
men, denn das erleichtert uns natürlich auch im-
mer die Vorbereitungen zur heutigen Sitzung.

Zur Strukturierung, Ablauf, Zeit und einige tech-
nische Hinweise: Gemäß einer interfraktionellen
Vereinbarung werden zunächst die Professoren
Maaz und Rauschenbach sowie Schleicher die Ge-
legenheit haben, ein zehnminütiges Statement ab-
zugeben, wobei ich betonen möchte, dass für Sie
beide, Herr Maaz und Herr Rauschenbach, insge-
samt zehn Minuten als eine Gruppe gilt. Ansons-
ten kriegen wir das am Vormittag nicht hin, weil
ich Ihnen versprechen kann, dass noch eine Un-
menge von Fragen auch von den Kolleginnen und
Kollegen kommen, und wir haben um 12.30 Uhr
noch eine Ausschusssitzung. Ich muss also das
Ganze sehr pünktlich beenden, insofern - ich
schaue nicht ganz so auf die Uhr - wäre es schön,
wenn wir das ungefähr hinkriegen würden. Und
die übrigen Sachverständigen werden während
der Fragerunde, ich sagte es bereits, die Gelegen-
heit haben, auch ihre Position deutlich zu ma-
chen. Die Fragerunden werden nach einer inter-
fraktionellen Vereinbarung grundsätzlich wie
folgt gestaltet: Ein Mitglied jeder Fraktion stellt
pro Fragerunde maximal zwei Fragen; das sind
dann entweder diese zwei Fragen an einen Sach-
verständigen oder jeweils eine Frage an zwei
Sachverständige. Der Aufruf wird dann auch wie-
der zur Beantwortung in alphabetischer Reihen-
folge erfolgen. Das Ende des Fachgesprächs, ich
sagte es bereits, ist für spätestens 12.30 Uhr vor-
gesehen. Es wird ein Wortprotokoll erstellt wer-
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den. Das Fachgespräch wird im Parlamentsfernse-
hen übertragen und ist danach im Internet über
die Mediathek des Bundestages abrufbar. Gegebe-
nenfalls, auch darauf weise ich hin, können ein-
zelne Teile auch in der Presse zitiert oder als Ori-
ginalton verwendet werden.

Zu der heutigen Sitzung gibt es verschiedene Vor-
lagen und Drucksachen, wie auch die Stellung-
nahmen der eingeladenen Sachverständigen; sie
liegen alle vor dem Sitzungsraum aus.

Damit ist es jetzt zunächst mal genug meiner
Worte, wir wollen ja auch Zeit für die Diskussion
und die Aussprache haben, und ich schlage vor,
dass Professor Schleicher an dieser Stelle beginnt.

Herr Professor Schleicher, Sie haben das Wort.

Prof. Dr. Andreas Schleicher (OECD):

Herzlichen Dank. Lassen Sie mich kurz die Kern-
punkte unserer internationalen Bildungsstudie
vorstellen. Der Bericht liegt Ihnen ja vor. Ich be-
ginne mit dem internationalen Vergleich. Die her-
ausragendste Stärke Deutschlands im internatio-
nalen Vergleich bleibt der reibungslose Übergang
von der Ausbildung in den Beruf. Es gibt fast kein
anderes OECD-Land, wo der Anteil junger Men-
schen, die weder in Ausbildung noch im Beruf
sind, so niedrig ist wie in Deutschland, nur Island
und die Niederlande stehen noch besser da. Ein
klarer Teil des Erfolgs geht zurück auf die gute
wirtschaftliche Lage, aber ein anderer ganz sicher
auch auf das Ergebnis der beruflichen Bildung,
die im internationalen Vergleich immer als vor-
bildlich gilt. Deutschland holt auch bei der tertiä-
ren Bildung auf. Wenn wir höhere berufliche Ab-
schlüsse und akademische Abschlüsse mal zu-
sammenfassen, dann ist der Anteil von jungen Er-
wachsenen mit einem solchen Abschluss zwi-
schen 2005 und 2015 von 22 auf 30 Prozent ange-
stiegen, also fast ein Drittel. Allerdings stieg der
Anteil auch im internationalen Vergleich an, so-
gar noch etwas stärker, von 32 auf 42 Prozent. Das
ist insgesamt ein internationaler Trend, an dem
Deutschland teilnimmt. Dass das so ist, dafür gibt
es auch eine ganz klare Erklärung: Es gibt einen
sehr hohen Einkommensbonus in Deutschland für
bessere Bildung. Wer sich in Deutschland in einer
dreijährigen Ausbildung zum Handwerksmeister
ausbilden lässt, kriegt schon mal 26 Prozent mehr

Gehalt im Mittel als jemand mit dualer Berufsaus-
bildung. Wer dann eine dreijährige Meister- oder
Technikerausbildung absolviert oder seinen Ba-
chelor an der Universität macht oder Fachhoch-
schule, dem winken dann schon mal 50 Prozent
Gehaltsvorteil, beim Master- oder Staatsexamen
sind wir dann bei 80 Prozent. Also Bildung zahlt
sich in Deutschland aus. Es gibt natürlich immer
noch Länder, wo das noch mehr der Fall ist. Die
USA zum Beispiel, wo ein Studium noch mehr
bringt. Aber insgesamt liegt Deutschland dort sehr
gut – Bildung zahlt sich aus. Das gilt allerdings
auch nicht für alle Studienfächer, da gibt’s viel
Variabilität. Studienfächer wie Mathematik oder
Natur- und Ingenieurswissenschaften zahlen sich
deutlich besser aus als zum Beispiel Gesundheit
oder Bildung. Es ist klar, was man studiert, zählt
hier. Insgesamt sind erhebliche Einkommensvor-
teile, deutlich höhere Erwerbsbeteiligung - auch
das ist wichtig, kleineres Risiko arbeitslos zu wer-
den - Indizien für den Wert von Bildung. Der Ar-
beitsmarkt ist an höheren Qualifikationen in
Deutschland noch lange nicht gesättigt. Es gibt
auch unserer Einschätzung nach überhaupt kei-
nen Widerspruch zwischen einer guten berufli-
chen Ausbildung und einer hohen akademischen
Ausbildung. Zusammen sind das die Garanten
von Erfolg.

Werfen wir einen Blick auf die Bildungsfinanzie-
rung und die Verteilung finanzieller Ressourcen.
Da sieht es etwas weniger rosig aus. Deutschland
investiert 4,2 Prozent seines Bruttoinlandspro-
dukts in Bildungsinstitutionen, das ist schon mal
recht deutlich unter dem OECD-Mittel von 4,8
Prozent. Zwischen 2010 und 2013 sank der Anteil
der Bildungsausgaben am Bruttoinlandsprodukt
erstmals, und zwar um etwa 5 Prozent, im We-
sentlichen weil die Wirtschaft stärker gewachsen
ist als die Investition in Bildung. In der tertiären
Ausbildung ist es besonders deutlich. Da sind die
Ausgaben zwischen 2005 und 2015 gestiegen,
aber nicht im gleichen Umfang wie die Studieren-
denbeteiligung, so dass heute deutlich weniger
pro Auszubildenden bezahlt wird als das noch
2008 der Fall war.

Insgesamt liegen die Ausgaben für Lehre und Aus-
bildung heute mit 9 100 Dollar geringfügig unter
dem OECD-Mittel. Wenn man allerdings die recht
hohen Forschungsaufwendungen mit einbezieht -
und das kann man machen oder nicht machen,
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also da gibt es unterschiedliche Einschätzungen
zu -, dann ergibt sich für Deutschland ein leicht
überdurchschnittlicher Betrag. Für den Studieren-
den sieht es etwas schlechter aus; wenn man ins-
gesamt Forschung miteinbezieht ein leicht über-
durchschnittlicher Betrag.

Was wir im internationalen Vergleich gesehen ha-
ben, ist, dass viele Staaten auf die größere Nach-
frage nach weiterführenden Bildungsabschlüssen
mit einem höheren privaten Finanzierungsanteil
reagiert haben. Der liegt in Deutschland mit 14
Prozent - das ist weniger als die Hälfte des OECD-
Mittels - am unteren Ende der Skala. Ganz anders
sieht das aus in der frühkindlichen Bildung in
Deutschland. Hier liegt der private Finanzierungs-
anteil bei einem Viertel und damit deutlich über
dem OECD-Mittel. Und das heißt also: Die meis-
ten OECD-Staaten nehmen das Geld von den Gut-
verdienenden mit hohem Bildungsabschluss und
verlangen von denen, dass sie sich irgendwie am
Studium beteiligen. In Deutschland nimmt man
das Geld lieber von den kleinen Kindern im Kin-
dergarten. Also das ist eine sehr ungewöhnliche
Relation, aber das ist auch nichts Neues, das war
eigentlich schon seit einigen Jahren zu beobach-
ten.

Im schulischen Bereich liegen die Ausgaben pro
Schüler in der Sekundarstufe über dem OECD-
Schnitt. Das ist vor allen Dingen aufgrund der ho-
hen Aufwendungen der Wirtschaft im Bereich der
dualen Ausbildung der Fall. Also wenn man das
mal abzieht, sieht es auch wieder etwas anders
aus.

Kein Schulsystem kann besser sein als seine Leh-
rer, und das ist, glaube ich, auch allen bekannt.
Deutschland investiert viel in eine wettbewerbsfä-
hige Bezahlung der Lehrer, insbesondere in der
Sekundarstufe. Im Gegensatz zu ganz vielen ande-
ren Ländern ist die Bezahlung erfahrener Lehrer
in Deutschland durchaus vergleichbar mit der Be-
zahlung anderer qualifizierter Berufe mit ähnli-
chen Bildungsabschlüssen. Wer einmal Lehrer ist,
der bleibt in Deutschland auch Lehrer. Nach Ita-
lien hat Deutschland die älteste Lehrerschaft; über
die Hälfte der Lehrer im Grund- und Sekundarbe-
reich ist heute älter als 50 Jahre. Allerdings, und
das zeigt der internationale Vergleich auch sehr
deutlich, wird die Attraktivität des Lehrerberufs
nur zum Teil durch die Bezahlung bestimmt.
Viele hochqualifizierte und motivierte Menschen

suchen auch ein Arbeitsumfeld, das sich durch
bessere Karriereperspektiven auszeichnet; Diffe-
renzierung im Aufgabenbereich, gute Unterstüt-
zungssysteme, da haben wir in vielen Ländern
sehr viel mehr gesehen als in Deutschland. Was
sich im internationalen Vergleich besonders be-
währt hat, ist intensives und durchgängiges Men-
toring, dass also Lehrer, die in die Schule kom-
men, auch sehr intensiv betreut werden. Kontinu-
ierliche fachdidaktische und fachwissenschaftli-
che Weiterbildung, ausreichend Zeit für individu-
elle Förderung und auch Strukturen, die die pro-
fessionelle Zusammenarbeit im Klassenzimmer
zwischen den Schulen deutlich stärken - Feed-
backkultur, all das sind Faktoren, wo wir im inter-
nationalen Vergleich sehr viel mehr gesehen ha-
ben als in Deutschland. Das ist immer schwer,
derartig komplexe Faktoren international zu ver-
gleichen, aber wir haben dazu ein paar interes-
sante Anhaltspunkte. Zunächst einmal ist die Ge-
haltsstruktur für Lehrkräfte in Deutschland relativ
flach, das heißt, weder Qualifikation noch Leis-
tung haben wesentlichen Einfluss auf das Gehalt.
In erster Linie bekommt man mehr Geld, wenn
man älter wird.

Zweitens hat Deutschland, wie viele andere Län-
der auch, zwischen 2005 und 2014 in kleinere
Klassen investiert. Viele der im internationalen
Vergleich erfolgreichsten Bildungssysteme haben
dagegen der Unterrichtsqualität und den Arbeits-
bedingungen für Lehrkräfte höhere Priorität einge-
räumt. Das heißt, immer wenn sie sich entschei-
den müssen zwischen besserem Unterricht, besse-
ren Lehrern oder kleineren Klassen, dann setzen
sie meistens auf die Lehrer. Kleinere Klassen wer-
den natürlich immer gerne gesehen, müssen aber
finanziert werden. Und dazu tragen in Deutsch-
land überdurchschnittliche Stundendeputate bei.
So unterrichtet ein deutscher Lehrer im Sekundar-
bereich II 714 Stunden im Jahr, ein japanischer
dagegen nur 513 Stunden. Das ist also ein deutli-
cher Unterschied. Das heißt, Lehrer in Deutsch-
land haben deutlich weniger Zeit für andere wich-
tige Aufgaben. Singapur investiert in jeden Lehrer
etwa 100 Stunden pro Jahr an Weiterbildung und
Fortbildung. Lehrer in China bereiten ihren Unter-
richt gemeinsam vor. Also da gibt es in vielen
Ländern andere Strukturen; größere Klassen wer-
den genutzt, um Lehrern dann ein deutlich viel-
fältigeres Aufgabengebiet anzubieten.
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Das führt mich zu meinem letzten Punkt: „Integra-
tion und Chancengerechtigkeit“. Über die Vorteile
höherwertiger Bildungsabschlüsse habe ich ja be-
reits berichtet. Das ist auch relativ klar. Ebenso
wichtig ist aber die Absicherung der Grundquali-
fikation. Durch das duale System ist das ja eine
der traditionellen Stärken in Deutschland. Doch
auch in Deutschland bleibt ein erheblicher Teil
junger Menschen noch ohne qualifizierten Ab-
schluss. Das darf man nicht vergessen. Und der
Anteil der Menschen ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung oder Abitur hat sich in den vergange-
nen Jahrzehnten in Deutschland auch kaum ver-
ändert. Er liegt bei den heute 25- bis 34-Jährigen
immer noch bei 13 Prozent; fast der gleiche Wert
wie bei den 55- bis 64-Jährigen. In vielen anderen
Ländern konnte der Anteil der Geringqualifizier-
ten dagegen deutlich verringert werden. Öster-
reich ist ein gutes Beispiel von 23 auf 10 Prozent;
in der Schweiz von 16 auf 8 Prozent. Also da
kann man sicherlich noch mehr tun. In Korea von
43 Prozent auf 2 Prozent, also Geringqualifizierte
sind immer noch eine wichtige Größe. Die geringe
Dynamik bei der Absicherung grundlegender Qua-
lifikationen ist auch deshalb unbefriedigend, weil
der Bildungsaufstieg aus bildungsfernen Milieus
in Deutschland weiterhin nur schwer gelingt. So
erreicht nur einer von zehn 25- bis 44-Jährigen
aus bildungsfernem Milieu - beide Elternteile ha-
ben keinen Sekundar-II-Abschluss - in Deutsch-
land einen Tertiärabschluss beruflich oder akade-
misch. Und das ist nur in sechs Staaten der In-
dustrienationen geringer.

Auch auf die Zeit vor der Schule kommt es an. Ich
habe das schon mal eingangs betont. In Deutsch-
land halbiert sich das Risiko im Alter von 15 Jah-
ren, bei Pisa zur Risikogruppe zu gehören, wenn
Kinder für mehr als ein Jahr an frühkindlichen
Bildungsinstitutionen teilnehmen. Das ist ein
ganz klares Ergebnis. Der Vorteil ist für Kinder
mit Migrationshintergrund sogar noch deutlich
höher. Dagegen ist es eher unbefriedigend, dass in
Deutschland diejenigen, die am meisten von guter
vorschulischer Bildung profitieren könnten, also
zum Beispiel Kinder mit Migrationshintergrund,
davon immer noch am wenigstens bekommen.
Wie gesagt, das ist eine kurze Übersicht, und ich
freue mich auf Ihre Fragen.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank, Herr Professor Schleicher. Während
Ihrer Ausführungen ist auch der Zweite zur Ein-
führung startklar geworden. Herr Professor Maaz,
herzlich willkommen. Ich hatte Sie schon ein-
gangs vorgestellt. Ich hatte auch gesagt, ich schaue
nicht so auf die Uhr, aber ich bitte Sie und Herrn
Professor Rauschenbach, dass wir so ein bisschen
in dem Zeitlimit bleiben, weil das Gespräch soll ja
im Vordergrund des Vormittags stehen. Also, Sie
beginnen und im Anschluss Herr Professor Rau-
schenbach.

Prof. Dr. Kai Maaz
(Deutsches Institut für Internationale Pädagogi-
sche Forschung (DIPF):

Vielen Dank. Zunächst bitte ich um Entschuldi-
gung, dass ich ein bisschen später gekommen bin
und danke für Ihr Verständnis.

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Da-
men und Herren, herzlichen Dank für die Einla-
dung und die Möglichkeit, in diesem Gremium
den Bildungsbericht oder Teile des Bildungsbe-
richts vorstellen zu dürfen. Es wird auch wirklich
nur eine sehr knappe Vorstellung sein. Ihnen liegt
der Bericht vor, Ihnen liegt auch die Stellung-
nahme der Autorengruppe bzw. von Herrn Profes-
sor Rauschenbach und von mir vor. Und ich
möchte darauf kurz eingehen.

Die Autorengruppe hat in der Analyse des 2016er
Bildungsberichts sechs Handlungsfelder oder Her-
ausforderungen thematisiert, die ich jetzt im Ein-
zelnen nicht durchgehen möchte. Wir haben in
der schriftlichen Stellungnahme genau diese
sechs Herausforderungen/Handlungsfelder ver-
sucht zu skizzieren und auch die Handlungsbe-
darfe, die da dranhängen, mit zu erwähnen. Ich
möchte im Folgenden auf einige Ergebnisse kurz
eingehen. Zunächst, auch das hat Herr Professor
Schleicher gerade schon mit angedeutet, haben
wir es insgesamt mit einem steigenden Bildungs-
stand der Bevölkerung zu tun, das sieht man hier
in der Abbildung. Je jünger die Kohorten werden,
umso höher wird die Qualifikation, sowohl im
schulischen als auch im beruflichen Bereich. Das
betrifft Personen mit und ohne Migrationshinter-
grund gleichermaßen. Wir haben es aber parallel
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im unteren Qualifikationssegment, und hier ins-
besondere beim schulischen Abschluss bei den
Personen mit Migrationshintergrund, mit einer zu
großen Gruppe zu tun, die auch im Erwachsenen-
alter ohne einen qualifizierten Schulabschluss
verbleibt. Und wir haben es im beruflichen Sektor
- sowohl bei den Personen ohne als auch bei den
Personen mit Migrationshintergrund - mit zu gro-
ßen Gruppen zu tun, die bei den jüngeren ohne
Migrationshintergrund 10 Prozent der Population
ausmachen, bei denen mit Migrationshintergrund
ein Drittel. Insofern gibt es einerseits positive Ent-
wicklungen im oberen Bereich, im unteren Be-
reich durchaus substanziellen Handlungsbedarf.

Schaut man jetzt in die Bildungsbiographie hin-
ein, dann sieht man auch hier über alle Bildungs-
bereiche hinweg positive Entwicklungen: in der
Partizipation, in den erworbenen Kompetenzen
bei gleichzeitiger Konstanz von Ungleichheiten,
sowohl bezogen auf soziale als auch auf migrati-
onsspezifische Ungleichheiten. Das kann man
hier im vorschulischen Bereich sehr schön sehen,
wenn man sich die Beteiligung an Kindertages-
reinrichtungen anschaut. Bei den unter Dreijähri-
gen sehen Sie einen deutlichen Anstieg von 2009
zu 2015. Gleichzeitig wird die Differenz aber zwi-
schen den Personen mit und ohne Migrationshin-
tergrund größer. Also das sensibilisiert ein biss-
chen auch durch die Frage: Haben wir die richti-
gen Maße, wenn wir Ungleichheit und Bildungs-
gerechtigkeit im Bildungssystem adressieren,
wenn wir immer nur auf diese Differenzen
schauen?

Einen zweiten Befund aus dem vorschulischen
Bereich möchte ich Ihnen zeigen, der Segregati-
onstendenzen in Kindertageseinrichtungen zeigt.
Sie sehen hier, den Anteil der vier- und fünfjähri-
gen Kinder mit Migrationshintergrund in einer
Tageseinrichtung, die zu Hause nicht Deutsch
sprechen. Sie sehen, dass die Landkarte der Re-
publik relativ bunt eingefärbt ist, und je roter
diese Gebiete werden, desto höher ist der Anteil
an Kindern mit Migrationshintergrund, die zu
Hause nicht Deutsch sprechen. Das betrifft in
Deutschland insgesamt 63 Prozent. Nimmt man
sich Hessen als Beispielsland vor, dann sind das
69 Prozent, und hier gibt es den Jugendamtsbe-
zirk, in dem der Anteil mit 89 Prozent am größten
ist. Das heißt in Offenbach sprechen von den vier-

und fünfjährigen Kindern mit Migrationshinter-
grund nur 11 Prozent zu Hause Deutsch. Wenn
man sich noch anschaut, wie denn die Verteilung
in den Kitas aussieht, dann kann man sehen, dass
über ein Drittel der Kinder mit Migrationshinter-
grund in Kitas sind, in denen die Mehrheit der
Kinder ebenfalls nicht Deutsch spricht; und in
den städtischen Ballungsgebieten trifft das unge-
fähr auf die Hälfte der Kinder zu. Also ein deutli-
cher Zusammenhang, der darauf hindeutet, dass
sprachliche Förderung auch im vorschulischen
Bereich sehr stark in den Fokus reicht.

Lassen Sie mich kurz zu den Beteiligungen im Be-
reich der allgemeinbildenden Schule kommen.
Dann haben wir es nach wie vor mit ausgeprägten
Disparitäten bei der Partizipation an den verschie-
denen Bildungsgängen zu tun; je höher der sozio-
ökonomische Status, umso höher die Beteiligung
an gymnasialer Bildung und je niedriger an der
Hauptschulbildung.

Schaut man sich die Verteilung zwischen Perso-
nen mit und ohne Migrationshintergrund an, fin-
den wir in der Gesamtpopulation deutliche Unter-
schiede. Anteilig sind mehr Kinder mit Migrati-
onshintergrund in Hauptschulbildungsgängen
und weniger Kinder in Gymnasialbildungsgängen
als Kinder ohne Migrationshintergrund. Dieser
Befund darf aber nicht vorschnell als eine syste-
matische Benachteiligung durch das System inter-
pretiert werden, denn dahinter liegt nämlich ein
anderer Effekt, und das ist die soziale Herkunft.
Differenziert man die Population nach sozioöko-
nomischem Status - wir haben es hier gemacht, in
dem wir uns drei Herkunftsgruppen angesehen
haben: niedrig, mittel und hoch - dann kann man
erkennen, dass, wenn die Sozialschicht vergleich-
bar ist bei Kindern mit und ohne Migrationshin-
tergrund, gibt es keinen Unterschied mehr in der
Bildungsbeteiligung am Hauptschulbildungsgang,
keinen Unterschied mehr an der gymnasialen Be-
teiligung. Das trifft auf den unteren (Bildungs-)So-
zialbereich gleichermaßen zu wie auf den oberen
(Bildungs-)Sozialbereich. Wenn man das sehr
stark vereinfacht, könnte man sagen: Nicht Migra-
tion ist das entscheidende Benachteiligungskrite-
rium, sondern die Tatsache, ob die Eltern arm o-
der reich sind. Die Realität ist etwas differenzier-
ter, als ich es jetzt beschrieben habe, aber wenn
man stark vereinfacht, kommt man vielleicht zu
diesem Effekt.
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Schaut man sich die Absolventen, die Abschlüsse
als ein zentrales Outcome-Merkmal an, dann se-
hen wir bei den Kindern mit und ohne Migrati-
onshintergrund beim Erwerb der mittleren Bil-
dungsabschlüsse eine Angleichung - hier darge-
stellt von 2004 zu 2014. Es gibt also keinen Unter-
schied mehr im Erwerb des mittleren Abschlus-
ses, aber wir finden deutliche Unterschiede beim
Erwerb der Hochschulreife. Hier sind die Kinder
mit Migrationshintergrund anteilig geringer ver-
treten, und sie haben ein höheres Risiko, die
Schule mit maximal einem Hauptschulabschluss
zu verlassen.

Das hat unmittelbare Konsequenzen für den
nächsten Übergang. Wenn man sich nämlich den
Übergang in eine vollqualifizierende Ausbildung
anschaut, dann kann man bei den drei Systemen
der beruflichen Ausbildung - duales System,
Schulberufssystem und Übergangssystem - sehen,
dass die Segmente, die zu vollqualifizierenden
Zertifikaten führen, im Wesentlichen geprägt sind
als schulische Vorqualifikation vom mittleren Ab-
schluss, aber in Teilen auch vom Abitur, dass das
Übergangssystem insbesondere Jugendliche auf-
nimmt, die über maximal einen Hauptschulab-
schluss verfügen. Das wird insbesondere bedeut-
sam, wenn man wieder die Unterscheidung zwi-
schen - hier ist leider aufgrund der Datenlage nur
die Unterscheidung zwischen Deutschen und
Ausländern möglich - sich anschaut, dann sieht
man, dass auch im Jahr 2014 von den ausländi-
schen Jugendlichen, die ins System der berufli-
chen Bildung übergegangen sind, nur jeder Zweite
in eine vollqualifizierende Ausbildung einmün-
det.

Das hat weitere Konsequenzen. Wenn man sich
die Segmentierung des Ausbildungssystems an-
schaut, dann kann man dieses in attraktive und
weniger und höchst unattraktive Berufe aufteilen.
Und die attraktiven Berufe, die halt eine Erwerbs-
sicherheit, Karrieremöglichkeiten, Entwicklungs-
möglichkeiten bieten - das wäre hier das obere
Segment - sind geprägt von Personen, die eine
Hochschulzugangsberechtigung haben. Die unte-
ren Bereiche, die dann teilweise auch zu prekären
Berufsverläufen führen, werden geprägt von Per-
sonen ohne Schulabschluss oder mit maximal ei-
nen Hauptschulabschluss.

Ein Indikator ist darüber hinaus die Frage: Wie er-
folgreich sind Jugendliche, wenn sie denn in die
Ausbildung übergehen? Sie sehen hier die Ver-
tragsauflösungsquoten zu einem Zeitpunkt 48 Mo-
nate nach dem Ausbildungsbeginn. Und Sie se-
hen, dass je niedriger die schulische Vorqualifika-
tion ist, umso höher der Anteil derer ist, die die
Ausbildung abbrechen: fast 40 Prozent bei denen,
die eine Ausbildung ohne Schulabschluss begon-
nen haben. Das heißt, auch hier geht es nicht nur
darum, den Übergang zu betrachten, sondern auch
die Verläufe, die sich diesem Übergang dann an-
schließen.

Damit möchte ich an der Stelle schließen. Es gibt
da einige zentrale Herausforderungen, auf die ich
jetzt vielleicht im Einzelnen nicht eingehe, die
wir dann aber gerne im Diskurs noch thematisie-
ren wollen. Ansonsten würde ich jetzt Herrn Pro-
fessor Rauschenbach noch die verbleibende Zeit
gerne zur Verfügung stellen.

Prof. Dr. Thomas Rauschenbach
(Deutsches Jugendinstitut (DJI) e. V., München):

Meine Damen und Herren, ich möchte nur noch
zwei Gedanken ergänzen, die ein bisschen das
Thema deutlich machen, dass Bildung in hohem
Maße kontextabhängig ist. Wir diskutieren immer
sehr schnell das Thema der sozialen Herkunft.
Wir haben das auch als eine der Herausforderun-
gen formuliert. Und ich will nochmal an zwei Fo-
lien zeigen, die wir auch im Bildungsbericht ha-
ben, wie sich doch soziale Herkunft nochmal sehr
viel mehr ausdifferenziert. Das eine ist das Thema
der regionalen Disparitäten. Auch das haben wir
ja in den Herausforderungen formuliert. Sie sehen
hier die sogenannten Risikolagen, die wir anhand
der Mikrozensusdaten versuchen zusammenzutra-
gen, und zwar, was Herr Professor Schleicher
schon bereits gesagt hat, auf der einen Seite die
Schulabschlüsse der Eltern als ein Indikator, das
Zweite der Erwerbsstatus der Eltern, ob sie er-
werbslos sind oder erwerbstätig sind, und als drit-
ter Faktor die sogenannte Armutsquote. Und das
ist jeweils in den drei Balken - in dem roten, dem
gelben, den grünen - abgebildet; in der Summe
des rechten Balkens, der höchste Balken, sind die-
jenigen, die mindestens eine dieser drei Risikola-
gen haben. Und da zeigt sich eben, wie sich sozi-
ale Herkunft nochmal ausdifferenziert und wie
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man etwas vereinfacht sagen kann, dass Bildungs-
fragen in hohem Maße auch von sozialpolitischen
Kontexten abhängen - ob die Menschen Arbeit ha-
ben, ob sie Schulabschlüsse haben, ob sie qualifi-
ziert sind -, also das, was Herr Professor Maaz
schon angedeutet hat. Schauen Sie sich Bayern
und Bremen an, Sie sehen natürlich deutliche Un-
terschiede. Und das zeigt, dass strukturell auch
dort in den Regionen die Menschen sehr viel bes-
sere Bedingungen haben bzw. die Belastungen in
diesen Regionen sehr viel höher sind; und da sind
die Stadtstaaten führend. Aber wir haben auch in
Nordrhein-Westfalen auffällig hohe Anteile. Aller-
dings sind die auch gleichzeitig in den letzten
Jahren gesunken. Das ist durch das, was Herr Pro-
fessor Schleicher „die öffentliche Lage“ genannt
hat, deutlich besser geworden. Aber trotzdem ist
es ein Indikator, der uns sensibilisiert, dass wir
deutliche regionale Unterschiede haben.

Und ein zweiter Punkt, den wir auch geprüft ha-
ben, zeigt sich, wenn man auf die Familienformen
guckt. Es ist eben nicht nur eine Frage, in welcher
Region man lebt, sondern welche Familienkons-
tellation man hat, wenn Sie nach bestimmten Fa-
milienformen unterscheiden. Wenn beide Eltern-
teile vorhanden sind - also egal, ob verheiratet o-
der nicht verheiratet -, sind die Balken am kürzes-
ten. Sie steigen dramatisch hoch, wenn ich mir
die Alleinerziehenden angucke. Sie sind bei de-
nen dann in der nächsten Gruppe mit Migrations-
hintergrund etwas besser in der Summe, aber
trotzdem deutlich höher als insgesamt oder bei
deutschen beiden Elternteilen vorhanden. Und sie
steigen wieder ganz dramatisch an, wenn es eine
türkische Herkunft ist. Also da sehen wir dann
auch nochmal, wie bestimmte soziale Gruppie-
rungen in ganz anderer Weise belastet und Risi-
ken ausgesetzt sind. Und das, denke ich, sollte
man bei dem Thema der Bildungsfragen nicht ver-
gessen, dass wir immer auch sozialpolitische Po-
pulationen im Kontext haben müssen. Das ist der
eine Gedanke.

Und der zweite Gedanke ist der Punkt, wie sich
eigentlich Familienkonstellationen verändern und
Kontextsituationen, in denen Bildung vor allen
Dingen im frühkindlichen Bereich passiert. Das
will ich Ihnen gleich zeigen. Wir haben hier das
erste Mal für den Bildungsbericht eine Fragestel-
lung sichtbar gemacht, nämlich die Frage: Wie ist
die Erwerbskonstellation innerhalb der Familie?

Also haben wir das klassische Alleinverdiener-
Modell - Mann geht arbeiten, Frau bleibt zu Hause
- oder haben wir Mann arbeitet voll, Frau arbeitet
Teilzeit oder beide arbeiten Vollzeit? Und ich will
hier mal nur auf den Westen schauen: Sie sehen
hier, dass das klassische Alleinverdiener-Modell
im Westen noch bei 24 Prozent liegt. Interessan-
terweise sehen Sie das jetzt hier nicht, aber im
Bildungsbericht steht es, dass es acht Jahre davor
noch 28 Prozent waren. Also wir haben pro Jahr
etwa einen Rückgang von einem halben Prozent
dieser Familienkonstellation. Wir werden für den
nächsten Bildungsbericht nochmal weitere Zeit-
reihen sichtbar machen, weil das, glaube ich, ein
wichtiger Indikator ist: Wie ist das Potenzial der
Bildungspotenziale in der Familie, also wie viel
Zeit steht auch zur Verfügung? Und wenn man es
sich bei den Kombinationen anschaut, ist das na-
türlich inzwischen dominant: Frau - Teilzeit,
Mann - Vollzeit. Und wenn wir jetzt den Blick auf
die unter Sechsjährigen werfen, was ja ein großes
Thema der letzten zehn Jahre war, dann sehen
wir, dass da immer noch 30 Prozent sind, wo die
Frau noch zu Hause ist, solange das Kind unter
sechs ist, und 38 Prozent mit Teilzeitarbeit. Das
ist immer auch ein bisschen dieses Delta, weil
auch noch in Familien Bedarf da ist, was Erwerbs-
vereinbarungen von Beruf und Familie anbelangt.
Das können Sie hier sehen. Es ist die quantitative
Debatte, die wir immer geführt haben. Sie sehen
auf der einen Seite einen Anstieg der Angebote,
der Plätze, Tageseinrichtungen, Tagespflege; und
die dunklen Punkte, das sind die Bedarfe, die wir
immer in entsprechenden repräsentativen Befra-
gungen erheben. Da ist immer noch ein gewisses
Delta, das fehlt. Aber das ist die rein quantitative
Debatte.

Auf was ich Sie zuletzt hinweisen möchte ist,
dass wir hier die Entwicklung sehen, und die
sieht man immer bei den Gesamtzahlen - Herr
Professor Maaz hatte nochmal die Gesamtzahlen
gezeigt im Vergleich Migranten/Nichtmigranten.
Hier sehen Sie einfach die Entwicklung nach Al-
tersaufbau; und Sie sehen bei allen diesen Alters-
gruppen - die Einjährigen, die Zweijährigen, links
ist Westdeutschland, rechts ist Ostdeutschland -
haben wir überall in den letzten Jahren einen
deutlichen Anstieg. Zumindest in Westdeutsch-
land - viele kennen hier noch die Diskussion und
die Situation in den 80er und den frühen 90er
Jahren - haben wir inzwischen selbst bei den
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Zweijährigen mehr als 50 Prozent, die eine Kita
besuchen. Wenn wir uns die Werte jetzt angucken
würden für die Drei- bis Fünfjährigen, da liegen
wir bei weit über 90 Prozent. Es sind alle in der
Kita, das stellt sich eigentlich so als Thema nicht
mehr. Aber, und das will ich gerne in Verbindung
mit einer letzten Folie nochmal betonen, wir se-
hen hier sozusagen einen heftigen oder deutlich
nachhaltigen Ausbau der Ganztagesschule in
Deutschland: Ganz links die Grundschule - 2002
ganz wenige, 10 Prozent, jetzt 53 Prozent; Haupt-
schule auf 70 Prozent; Realschule auf 52 Prozent
angestiegen; Schule mit mehreren Bildungsgängen
auf 78 Prozent; Gymnasien auf 60 Prozent; inte-
grierte Gesamtschulen 86 Prozent und Förder-
schulen knapp 70 Prozent. Auch da ein deutlicher
Anstieg, und wenn man das zusammen nimmt
mit dieser Folie, die ich Ihnen gerade gezeigt
habe, nämlich auch da die deutliche Ausweitung
der Kinder, die inzwischen im Osten ganz deut-
lich mindestens vier Jahre in eine Kita gehen, im
Westen auch bereits mehr als 50 Prozent, dann
zeigt das in der Summe das, was wir inzwischen
eigentlich in diesem Bereich als Institutionalisie-
rung und als Pädagogisierung der Kindheit nen-
nen. Also es heißt, man muss sich klarmachen:
Bildung fängt jetzt nicht mehr in der Grundschule
an, sondern sie fängt in der Kita an. Damit wird
die Kita dezidiert zu einem ersten Bildungsort,
was man auch sozusagen die Gesamtchoreogra-
phie von Bildung in Deutschland, glaube ich,
deutlicher wahrnehmen muss. Und es geht mit ei-
ner deutlichen, mit allen Ambivalenzen begleite-
ten Pädagogisierung einher, weil die Kinder nun
ständig mit ausgebildeten Fachkräften zu tun ha-
ben; und nicht nur mit Tanten, Onkeln, Müttern,
Opas und Omas, sondern es ist ein institutionelles
Feld, dem sie begegnen, das sich curricular Ge-
danken macht, das überlegt, wie gehen wir mit
den Kindern um. Das ist eine Veränderung des
Aufwachsens generell. Und das wird natürlich
durch den Ganztagsschuleffekt, der auch eine In-
stitutionalisierung ist, nochmal verstärkt. Und ich
glaube, das ist eine der deutlichsten Veränderun-
gen in Deutschland. Wir werden sicherlich mit
den Fragen, die Herr Professor Schleicher formu-
liert hat, mittelfristig gucken müssen, welche Aus-
wirkungen das tatsächlich dann auf Bildungsef-
fekte hat. So viel zu meiner kurzen Interpretation.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank für die einleitenden Statements an
dieser Stelle. Ich glaube, das ist eine gute Grund-
lage für die vor uns liegende Zeit. Für die erste
Runde werde ich jetzt vier Kolleginnen und Kolle-
gen aufrufen. Das sind die zuständigen Berichter-
statter für das Thema, und sie stellen ihre Fragen
und geben eventuell auch eigene Statements ab.

Zunächst hat das Wort der Kollege Xaver Jung von
der CDU/CSU-Fraktion.

Abg. Xaver Jung (CDU/CSU):

Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Vielen Dank an
die Vortragenden und die anwesenden Expertin-
nen und Experten, die heute hier sind und sich
uns stellen.

Wir alle wollen gute Bildung, wir wollen die beste
Bildung. Und deswegen lassen wir Berichte anfer-
tigen, die uns den Weg zeigen, wie wir dahin
kommen, um mehr als die notwendige Allgemein-
bildung zu bekommen, um eine gute Berufsausbil-
dung zu bekommen, um Lebenslanges Lernen so
zu gestalten, dass jeder daran teilhaben kann, der
es braucht und der es will. Die Berichte bestätigen
uns, dass vieles gut läuft. Nichts ist aber so gut,
als dass es nicht noch besser werden könnte. Der
Schock von vorgestern, die TIMSS-Ergebnisse
(Trends in International Mathematics and Science
Study) im Bereich Mathematik oder auch der so-
genannte Absturz in Baden-Württemberg, sind
Zeichen, dass es einiges zu verbessern gibt. Den-
noch möchte ich ein paar gute Ansätze nochmal
aufzählen, sonst werden wir vielleicht doch zu
negativ auf die Sache blicken.

Die Ausgaben in Bildung sind stetig gestiegen in
den letzten Jahren. Die Ausgaben je Schülerin und
Schüler sind ebenfalls gestiegen. Der Bildungs-
stand hat sich durchgehend gebessert, die positi-
ven Entwicklungen sind in allen Bereichen er-
kennbar. Ein Trend zu höheren Schulabschlüssen
ist ungebrochen. Die Zahl der Schülerinnen und
Schüler ohne Hauptschulabschluss wurde redu-
ziert. Wir haben bei Kindertageseinrichtungen ei-
nen Personalzuwachs, der erfreulich ist. Die
Ganztagsangebote sind weiter ausgebaut. Wir ha-
ben inzwischen 60 Prozent erreicht. Ein gutes
Drittel aller Lernenden mit Förderbedarf ist mitt-
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lerweile in allgemeinbildenden Schulen unterge-
bracht. Der Trend zum Hochschulstudium ist un-
gebrochen. Die Quote bei Studienanfängern ist
mit 58 Prozent sehr hoch. Der Anteil der Studien-
anfänger auf dem Dritten Bildungsweg hat sich
vervierfacht seit 2000, und ebenso hat sich auch
die Gesamteilnahmequote an Weiterbildung auf
über 50 Prozent erhöht. Im Migrationsbereich ha-
ben wir deutliche Fortschritte, was die Integration
angeht, bei unter Dreijährigen mit Migrationshin-
tergrund; in Kindertageseinrichtungen sind er-
freuliche Entwicklungen auch bei der Bildungsbe-
teiligung im Kindergartenalter bemerkbar. Wir ha-
ben es eben gerade gehört, über 90 Prozent sind
mittlerweile in der Bildung. Ich möchte hier auch
anmerken, dass Bildung natürlich auch im Eltern-
haus stattfindet und nicht nur im vorschulischen
Bereich. Ich konnte schon lesen, als ich in die
Schule ging, und meine Tochter konnte schon
Geige spielen, bevor sie die Grundschule besucht
hatte. Nur das als Hinweise. Auch das ist Bildung
im Elternhaus.

Ich komme zu zwei Fragen. Ich würde gerne Frau
Professor Stanat fragen. Sie sprechen auch davon
oder schreiben darüber, dass die Entscheidung
darüber, wer eine besondere Förderung erhält,
nicht auf Hintergrundmerkmalen, sondern auf
kompetenzbezogener Bestimmung des individuel-
len Bedarfs basieren sollte. Wir haben ein neues
Programm diese Woche, das sich vor allem mit
besonders guten Schülern, leistungsstarken Schü-
lern befasst. Welche Kriterien der Zumessung sol-
cher Ressourcen würden Sie denn vorschlagen?
Wo kann man da am besten ansetzen?

Dann hätte ich gerne von Herrn Professor Traut-
wein gewusst: Sie schreiben, dass die Datenlage
im Bildungsbereich in hohem Maße unbefriedi-
gend sei. Welche Möglichkeiten und welchen
möglichen Ertrag würden Sie sich denn von einer
umfangreicheren Datenlage versprechen? Und zu
der von Ihnen kritisierten Infragestellung der Da-
ten - wenn es nicht passt, wenn einem die Daten
als unbequem erscheinen -könnten Sie das viel-
leicht mal an Beispielen erläutern, wo das pas-
siert?

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank.

Das Wort hat der Kollege Dr. Ernst Dieter Ross-
mann von der SPD-Fraktion.

Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann (SPD):

Herzlichen Dank. Es bringt jetzt hier nichts, das
nochmal zu paraphrasieren, was überall immer
gesagt wird und wir so zusammenfassen, es wird
besser, aber es ist noch nicht gut genug. Und es
gibt ein großes Problem, und das ist die starke
Verbindung von sozialem Herkommen und Bil-
dungschancen. Und deshalb will ich erstens fest-
halten, dass ausgehend von der OECD, Herr Pro-
fessor Schleicher, Sie uns über den internationa-
len Vergleich die Augen geöffnet haben, und
wenn wir Sie jetzt national mit dem Nationalen
Bildungsbericht deutlich tiefer in die Materie hin-
einführen, ist das ja schon eine positive Entwick-
lung. Wir stellen auch gleichzeitig fest, dass das
Konsortium des Nationalen Bildungsberichts in
dem Sinne über die Analyse hinaus politisch mu-
tiger wird.

Und deshalb meine Frage, weil ich glaube, wir
kommen hier ja mehr rein über Fragen, Herr Pro-
fessor Maaz und vielleicht auch im Geiste mit
Herrn Professor Rauschenbach, weil Sie nun
beide dieses mit vorgetragen haben. Wenn man
das aufnimmt, was wir aktuell erleben, dass es
nämlich eine Rückkehr zu den quasi Bund-Län-
der-Programmen gibt in diesen Tagen, nachvoll-
ziehbar an dem Programm für die Hochbegabten:
Wo würden Sie dem Bund und den Ländern ganz
gezielte Initiativen empfehlen, im besten gemein-
samen Geiste, gezielt qualitativ und andere Ver-
besserungen zu erreichen, um soziale Bildungs-
chancen zu erhöhen?

Und das Zweite, weil Sie schon so mutig waren in
diesem Nationalen Bildungsbericht und das
Schwerpunktthema sich ja bezieht auf Integration
von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund, fand ich besonders bemerkenswert Ihre
Seiten 201/202, wo Sie ja ein kompensatorisches
Berufsbildungsprogramm über- und außerbetrieb-
lich uns regelrecht empfehlen, einschließlich
Haushaltsziffern von 2-3 Mrd. Euro; und dieses
auch auftaucht in der Stellungnahme des DGB,
der Repräsentanz von Frau Hannack: Weshalb
könnte dies so wichtig sein, dass wir an der Stelle
nicht abwarten, sondern initiativ werden, um dort
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- ich drücke es für mich so aus - keine Berufsbil-
dungslücke mit dramatischen Konsequenzen ent-
stehen zu lassen?

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank.

Die Kollegin Dr. Rosemarie Hein, Fraktion DIE
LINKE. Sie sitzt schräg hinter Ihnen.

Abg. Dr. Rosemarie Hein (DIE LINKE.):

Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Ich will erstmal
sagen, dass die Bildungsberichte, die wir hier in
kürzeren oder etwas längeren Abständen bekom-
men, immer sehr gute Datenlagen sind, um sich
ein Bild zu machen über das, was im Land pas-
siert und was in der Bildung passiert. Und trotz-
dem möchte ich sagen: Wir haben jetzt eigentlich
jede Menge Leistungsmessungen bekommen. Und
eigentlich müssten wir genug davon haben. Ich
lerne zwar jedes Mal auch was Neues daraus, aber
eigentlich haben wir sehr viel fundierte Daten.
Und trotzdem müssen wir immer wieder konsta-
tieren, dass die zentralen Herausforderungen sich
vom Grunde her nicht ändern. Und das zentral am
meisten Bedenkliche dabei ist für mich, und Herr
Dr. Rossmann hat es eben auch gesagt, immer
noch der Zusammenhang von sozialer Entwick-
lung und Hintergrund und Bildungserfolg, dass
wir offensichtlich über diese Zeit, über diese vie-
len Jahre zwar verbessert, aber noch nicht durch-
brochen bekommen haben. Und ich finde es sehr
nachdenkenswert, dass in diesem Bildungsbericht
nochmal über die regionalen Disparitäten genauer
was gesagt worden ist. Aber vielleicht müssen wir
uns auch damit mal genauer befassen und überle-
gen, was das für die Bildungspolitik tatsächlich
bedeutet, dass es offensichtlich nicht nur einen
individuellen Zusammenhang von sozialer Her-
kunft und Bildungserfolg gibt, sondern auch noch
einen regionalen. Und das, finde ich, haben wir
bisher noch zu wenig in unserer manchmal etwas
oberflächlichen politischen Einschätzung berück-
sichtigt.

Gleichzeitig glaube ich, und das ist meine zweite
Vorbemerkung, dass wir vielleicht nicht gut daran
tun, einzelne Probleme und Fördertatbestände im-
mer so in Hypes herauszustellen. Und wenn mir

das eins gezeigt hat, dann war das die TIMSS-Stu-
die vorgestern, weil offensichtlich der Hype, den
wir seit einigen Jahren in der MINT-Bildung ha-
ben, nicht dazu führt, dass sie tatsächlich besser
wird. Und vielleicht hat das auch damit etwas zu
tun, dass solche Förderungen immer außerhalb
der Schule erfolgen und zu wenig im System
selbst. Darüber würde ich gerne etwas intensiver
nachdenken, natürlich nicht allein, gerne auch
mit anderen, aber ich glaube, dass uns das viel-
leicht weiterbringen wird.

Fragen richten möchte ich zunächst an Frau
Czaja. Sie haben in Ihrer Stellungnahme ein Inno-
vationsdefizit beklagt. Das hat ja auch ein biss-
chen was damit zu tun: Wie gehen wir mit den
Befunden um, die wir jedes Jahr mehrfach bekom-
men? Und Sie haben als eine der wenigen, andere
sehen das genau anders, grundlegende struktu-
relle Reformen eingeklagt. Und ich würde Sie
gerne fragen, warum Sie im Unterschied zu ande-
ren glauben, dass solche strukturellen Verände-
rungen notwendig sind? Sie beziehen sich dabei
auf das Zusammenlegen von Schulformen. Nun
weiß ich, dass alleine das Zusammenlegen von
Schulformen noch keine Verbesserung ist, sonst
hätten wir in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen ganz andere Ergebnisse; da haben wir das
seit 25 Jahren. Das bringt alleine noch nichts.
Aber trotzdem würde mich interessieren, wo Sie
dort die Reformbedarfe sehen und in welche Rich-
tung?

Und die zweite Frage möchte ich gerne an Frau
Hannack stellen. Sie kommen in Ihrer Studie zu
dem Schluss, dass der Trend zu höherer Bildung
bei den Geringqualifizierten nicht ankommt, und
stellen auch fest, dass das deutsche Bildungssys-
tem polarisiert ist. Ich frage mich allerdings, ob es
nicht auch polarisiert, also ob nicht das Bildungs-
system sogar ein Grund für Polarisierung in der
Bildung ist? Und ich würde Sie gerne bitten, mal
zu erklären, warum Sie denn sehen, dass der
Trend zu höherer Bildung bei den Geringqualifi-
zierten nicht ankommt? Es wird ja in anderen
Stellungnahmen durchaus anders gesehen. Danke-
schön.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank.
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Und zum Abschluss dieser Runde hat der Kollege
Özcan Mutlu von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN das Wort.

Abg. Özcan Mutlu (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Als ich Herrn Jung zugehört habe, habe ich an
Manfred Krug gedacht. Wenn der hier heute unter
uns wäre, würde er sagen: Das Flugwesen entwi-
ckelt sich. Ja, es tut sich was. Aber wenn man sich
die Studien genau anguckt, und das, was die An-
zuhörenden auch heute hier deutlich gesagt ha-
ben, und die verschiedenen Studien, national wie
international, der letzten Jahre vergleicht oder
sich genau anschaut - ist egal, ob es vom IQB
(Institut zur Qualitätsentwicklung im Bildungswe-
sen) kommt, die IGLU-Studie (Internationale
Grundschul-Lese-Untersuchung) oder TIMSS, was
vor zwei Tagen vorgestellt worden ist, die PISA-
Studie, die Nationale Bildungsberichterstattung
ist -, wenn man sich das alles genau anguckt,
kommen wir zu dem Schluss, dass wir uns auch
seit dem ersten PISA-Schock als eine reiche In-
dustrienation zwar weiterentwickelt haben, aber
im Vergleich zu anderen vergleichbaren Nationen
vielleicht doch nicht so gut, wie wir es uns ge-
wünscht haben und in den zentralen Herausforde-
rungen leider immer noch hinterherhinken. Und
das sind die „Risikoschüler“, das ist die soziale
Disparität die Achillesferse des Bildungssystems.
Und da müssen wir uns tatsächlich fragen, ob mit
Sonderprogrammen, die immer wieder verkündet
werden, alle Jahre wieder, die auch zeitlich befris-
tet sind, den Herausforderungen, diesen Proble-
men, die wir auch kennen und definiert haben,
nachzukommen ist. Da hat ja Kollegin Dr. Hein
Recht, wir haben die Erkenntnisse, und es ist ja
nicht so, dass wir ein Erkenntnisdefizit haben. Die
Frage ist: Was ist mit den Erkenntnissen, die wir
haben und welche Handlungen folgen darauf, die
nachhaltig sind? Und ich habe Herrn Professor
Schleicher genau zugehört und Herrn Professor
Maaz, und habe auch an beide eine Frage.

Erstens, Herr Professor Schleicher hat in seiner
Ausführung gesagt, kein Schulsystem kann besser
sein als seine Lehrkräfte oder als sein pädagogi-
sches Personal. Und dann hat er einige Beispiele
aufgeführt hinsichtlich Lehrerfortbildung und wie
viel Unterrichtsdeputate unterschiedliche Länder
haben, die im Übrigen alle deutlich erfolgreicher

sind als wir. Daher die Frage an Herrn Professor
Schleicher: Was ist es denn genau? Ist es die Leh-
rerausbildung, die Lehrerfortbildung, die bei uns
auch seit 2001 nicht die richtigen Schlüsse aus
den Defiziten gezogen hat? Ist es die Bildungsfor-
schung? Ist es die Arbeitszeitregelung, die sehr re-
gional unterschiedlich ist, also was die Unter-
richtszeiten anbetrifft, was Zeiten anbetrifft, die
Pädagogen für ihre Schülerinnen und Schüler ha-
ben bzw. Elterngespräche und, und, und? Da
würde ich gerne von Ihnen wissen, ob Sie uns das
ein bisschen genauer definieren können, was den
Handlungsbedarf hinsichtlich der Qualifikation
und auch hinsichtlich der Steigerung der Attrakti-
vität auch des Lehrerberufs betrifft?

Herr Professor Maaz, der sozioökonomische Sta-
tus ist ja in all diesen Studien, die ich genannt
habe, und er geht durch wie ein roter Faden; und
es wird uns immer wieder attestiert, dass wir da
einen großen Handlungsbedarf haben. Wir wissen
gleichzeitig, auch wenn es absolut gestiegen ist -
der Anteil der Bildungsinvestition prozentual ge-
sehen am BIP orientiert, haben wir ja gerade ge-
hört - geht der Anteil der Bildungsinvestitionen
zurück. Also was müssten wir da insgesamt und
konkret tun, um das Problem der sozialen Dispari-
täten, die, was jetzt auch deutlich wurde, durch
regionale Disparitäten sogar verstärkt werden, zu
beheben. Also was wäre Ihr Rat an die Politik,
auch wenn wir das Kooperationsverbot haben und
hier auf Bundesebene nicht viel tun können, aber
dennoch ist es, denke ich, wichtig zu wissen, was
man gemeinsam mit den Ländern tun kann, um
diese Herausforderung zu meistern? Danke sehr.

Vorsitzende Patricia Lips:

Wir kommen zu einer ersten Antwortrunde.

Wir beginnen mit Frau Czaja, Sie hatten eine
Frage von der Kollegin Dr. Hein.

Susanne J. Czaja, M.A.
(Initiative „Was bildet ihr uns ein? e. V.“, Berlin):

Verehrte Vorsitzende, verehrte Bundestagsabge-
ordnete: Warum sind strukturelle Veränderungen
notwendig? Vielleicht muss ich da nochmal ge-
nauer drauf eingehen, warum wir überhaupt ein



Ausschuss für Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung

18. Wahlperiode Protokoll der 79. Sitzung
vom 30. November 2016

Seite 21 von 54

Innovationsdefizit beklagen.

Der Verein „Was bildet ihr uns ein? e. V.“ setzt
sich vor allem für Chancengerechtigkeit und mehr
Partizipation von Bildungsbetroffenen ein. Es sind
Bildungsbeteiligte, so werden sie oft genannt, aber
wir finden, sie sind eher Bildungsbetroffene, weil
sie noch in einer zu großen Passivität belassen
werden und zu wenig an ihrem Bildungssystem
beteiligt werden. Ein Innovationsdefizit sehen wir
vor allem deswegen, weil nicht nur die PISA-Stu-
die aus dem Jahr 2000 gezeigt hat, dass wir ein
Leistungs- und Gerechtigkeitsdefizit haben, son-
dern auch die PIAAC-Studie (Programme for the
International Assessment of Adult Competencies)
darauf verwiesen hat, dass dieses Leistungs- und
Gerechtigkeitsdefizit schon seit Jahrzehnten be-
steht. Das konnte man vor allem bei dem Erwach-
senenkompetenztest nochmal nachweisen.

Wir finden, nicht nur strukturelle Reformen sind
notwendig. Wenn man sich das Bildungssystem
anschaut, haben wir in allen Bundesländern ja
noch ein mehrgliedriges System. Viele gehen mitt-
lerweile zum Zweigliedrigen hin. Das ist eine sehr
positive Tendenz, aber nichtsdestotrotz haben wir
in allen Bundesländern ein mehrgliedriges Sys-
tem, und dort sehen wir auch fehlende Durchläs-
sigkeit. Also die Frage ist, warum strukturelle Ver-
änderungen notwendig sind, und wir finden, dass
vor allem grundlegende Veränderungen notwen-
dig sind. Also nicht zwangsläufig unbedingt
strukturelle, die haben wir auch in Klammern bei
uns in der Stellungnahme gestellt, aber grundle-
gende Veränderungen sehen wir als notwendig
an, weil wir es für erforderlich halten, das Bil-
dungssystem und die Defizite, die immer wieder
aufgezeigt werden, endlich zu kompensieren und
auszugleichen.

Vorsitzende Patricia Lips:

Frau Hannack, Sie hatten Fragen vom Kollegen
Dr. Rossmann und auch von der Kollegin Dr.
Hein.

Elke Hannack (DGB):

Es geht ja vorwiegend um die außerbetriebliche
Ausbildung, die wir gefordert haben. Dafür sind

wir auch in der Allianz für Aus- und Weiterbil-
dung ein wenig kritisiert worden, aber ich will
das schon begründen. Wir haben eine Selbstver-
pflichtung der Arbeitgeber festgelegt in der Alli-
anz für Aus- und Weiterbildung von 20 000 zu-
sätzlichen Ausbildungsplätzen, die der BA gemel-
det werden müssen, im Jahr 2014 und 2015 und
auch im Jahr 2016. Im Jahr 2015 haben die Arbeit-
geber 7 300 zusätzliche Ausbildungsplätze der BA
gemeldet, haben also ihr Ziel komplett verfehlt.
Im Jahr 2016 haben wir die 20 000 zusätzlich ge-
meldeten Ausbildungsplätze erreicht, was schon
ein Fortschritt ist, aber ich will auch dazu sagen:
2014, als wir den Arbeitgebern die Selbstver-
pflichtung abgerungen haben, da war noch nicht
von einer Flüchtlingswelle irgendwas bekannt.
Wir haben inzwischen viele, viele Zigtausende
von jungen Leuten, die auch 2017 in den Ausbil-
dungsmarkt strömen, die hierher geflüchtet sind
und dann auch einen sicheren Aufenthaltsstatus
haben, und insofern werden wir mit 20 000 zu-
sätzlich gemeldeten Ausbildungsplätzen über-
haupt nicht weiterkommen. Das heißt, diese
Gruppe ist gar nicht berücksichtigt. Nicht berück-
sichtigt sind nach wie vor die 270 000 jungen
Menschen, die seit Jahren mit einem Trend zur
Verfestigung im Übergangssystem zwischen
Schule und Beruf festsitzen und keinerlei Per-
spektiven haben. Und insofern haben wir gesagt,
brauchen wir, insbesondere aufgrund der neuen
Trennlinien zwischen Stadt und Land, auch für
ländliche Gegenden, in denen wir nur ein
schlechtes oder gar kein Ausbildungsplatzangebot
für junge Leute haben, auch außerbetriebliche
Ausbildungsplätze für dreijährige Ausbildungen.
Da wollen wir als Sozialpartner auch beteiligt
sein, um diese zu gestalten, und wir wollen natür-
lich auch den Wechsel in betrieblicher Ausbil-
dung im Laufe dieser drei Jahre organisieren.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Professor Maaz.

Prof. Dr. Kai Maaz
(Deutsches Institut für Internationale Pädagogi-
sche Forschung (DIPF):
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Die beiden Fragen von Herrn Jung und von Herrn
Mutlu, die greifen ja sehr eng ineinander. Ich ver-
suche das jetzt auch mal in der Gesamtheit zu be-
antworten.

Es wurden jetzt zwei große Akteure genannt:
Bund und Länder. Ich denke, man muss den drit-
ten dazu fügen, wenn es auch um den Abbau von
Ungleichheiten geht, das sind die Kommunen.
Und da ist es erstmal völlig unabhängig, ob es so-
ziale, geschlechtsspezifische oder migrationsspe-
zifische Ungleichheiten sind. Das sind die Kom-
munen, wo die Bildung letztendlich ja vor Ort
umgesetzt werden wird, und wenn man die nicht
mitdenkt, dann werden halt noch so gute Pro-
gramme möglicherweise zu kurz greifen.

Was kann man tun, um Ungleichheiten wirklich
nachhaltig abzubauen? Wenn ich Ihnen jetzt hier
das Patentrezept geben könnte, dann wäre ich
sehr froh. Das kann ich nicht. Ich kann versuchen,
ein paar Ideen zu skizzieren, die ich für notwen-
dig halte. Ich würde beginnen mit einer ersten Re-
lativierung, dass man sich zunächst wirklich auch
gesellschaftlich Gedanken darüber machen muss:
Was sind eigentlich soziale Ungleichheiten? Was
ist Chancengerechtigkeit? Was ist Chancengleich-
heit im Bildungssystem und in der Gesellschaft?
Meine feste Überzeugung ist, dass das Thema der
sozialen Gerechtigkeit das zentrale Thema in den
nächsten Jahren werden wird, und das fängt bei
der Bildungsgerechtigkeit an. Aber bei Bildungs-
gerechtigkeit immer nur zu denken, dass alle die
gleichen Chancen haben, die wir dann aber immer
nur als Ergebnis messen können, wird schwierig
sein. Und eine solch verstandene Chancengleich-
heit werden wir im System meines Erachtens nie
realisieren. Mir ist kein Land auf der Welt be-
kannt, das eine solche Chancengleichheit reali-
siert hat.

Herr Jung hat das, wie ich finde, sehr schön be-
schrieben an einem Beispiel, warum das auch der
Fall ist. Wir können alle Kinder bestmöglich för-
dern, trotzdem werden die Ungleichheiten beste-
hen, zum Teil größer werden. Ihre Tochter kann
Geige spielen, wenn sie in die Schule geht. Wenn
Sie Kinder aus sozial benachteiligten Familien
bestmöglich fördern, dann sind sie vielleicht
schulfähig, wenn sie zur Schule gehen, aber sie
können bei weitem nicht Geige spielen. Also die-
ser Leistungsvorsprung, der durch die familiäre

Bildung bestehen bleibt und möglicherweise
durch bestmögliche individuelle Förderung sogar
noch verstärkt wird, führt vielleicht sogar dazu,
dass die Unterschiede zwischen den sozialen
Gruppen langfristig größer werden und nicht ge-
ringer. Das heißt, wir brauchen vielleicht ein an-
deres Verständnis, wie wir Bildungsungleichheit
beschreiben. Vielleicht geht es gar nicht mehr um
die Differenz zwischen den Gruppen, sondern e-
her, dass wir sagen, wir müssen Standards defi-
nieren, die es ja auch gibt in vielen Bereichen, be-
zogen auf Kompetenzen, auf Zertifikate, auf Be-
rechtigungen. Und diese Standards müssen so rea-
listisch und ambitioniert sein, dass das System
möglichst alle Schüler dahin bringt und wir viel-
leicht auch unsere Argumentation und unser Wor-
ding ein Stück weit verändern, dass wir sagen:
Diese Kinder erreichen diese Standards nicht,
aber sie erreichen sie vielleicht nicht, weil das
System nicht die Voraussetzungen schafft, damit
sie sie erreichen können. Das vielleicht als kurzer
Einstieg.

Einige zentrale Punkte, vieles ist jetzt auch schon
genannt worden: der weitere Ausbau vorschuli-
scher Bildung und Betreuungsangebote scheinen
mir wichtig zu sein, nicht im Sinne eines weite-
ren quantitativen Ausbaus. Auch das ist fortzu-
führen, aber wir müssen reinschauen, wir müssen
in die Kitas schauen, gucken, was machen die
Kinder. Auch diese Vorstellung, dass vorschuli-
sche Einrichtungen immer nur Bildungseinrich-
tungen sind, das sind auch schlicht und ergrei-
fend Betreuungseinrichtungen. Das muss man
sich sagen. Alle, die hier Kinder haben, sind zu-
frieden, dass diese Kinder jetzt betreut werden
und nicht durchgängig gebildet werden in der
Zeit. Aber die Frage Qualität vorschulischer insti-
tutioneller Angebote, auch die Ausbildung des pä-
dagogischen Personals daran zu knüpfen, scheint
mir wichtig.

Auch in Zeiten von Inklusion die Frage von Diag-
nose. Frühzeitige Diagnose von Entwicklungs-
rückständen und „Kompetenzdefiziten“ scheint
mir wichtig zu sein, aber nicht um Zuweisungsdi-
agnostik damit zu rechtfertigen, sondern lernt
Verlaufsbeschreibungen zu ermöglichen, um dann
auf Diagnosen begründete möglichst individuell
zugeschnittene Fördermöglichkeiten für die Kin-
der zu entwickeln, und es geht in die Richtung,
die Frau Prof. Stanat in ihrer Stellungnahme, dass
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ich an den Bedarfen der Kinder und Jugendlichen
die Fördermöglichkeiten ausrichten soll.

Ein weiterer Punkt, auch der wird derzeit schon
angegangen, ist eine durchgängig sprachliche För-
derung, und zwar unabhängig davon, ob ein Kind,
ein Jugendlicher Migrationshintergrund hat oder
nicht. Wir wissen, dass auch viele Kinder ohne
Migrationshintergrund große sprachliche Defizite
haben, und die müssen mitgenommen werden.
Und das meines Erachtens auch in allen Unter-
richtsfächern, das wäre wünschenswert und im
Bereich der beruflichen Bildung so etwas wie eine
„integrative Sprachförderung“, denn wenn Sie
sich vorstellen, ein siebzehn, achtzehnjähriger Ju-
gendlicher kommt nach Deutschland, lernt
Deutsch und wird gleichzeitig auf die Ausbildung
vorbereitet, da reicht es nicht aus, wenn er sich
verständigen, eine Fahrkarte kaufen und Brötchen
kaufen kann, damit kommt er im Ausbildungssys-
tem nicht weiter. Es muss eine Fachsprache zent-
raler Bestandteil sein.

Ansätze zum Abbau von Ungleichheiten, wiede-
rum egal, ob sozial- oder migrationsspezifisch,
sind in meiner Beobachtung in Deutschland oft-
mals punktuell angesiedelt. Wir identifizieren
eine Schwachstelle und überlegen, wie können
wir diese Schwachstelle angehen, Maßnahmen-
Modellprojekte entwickeln. Das scheint auf dem
kurzen Weg sinnvoll und zielführend zu sein,
langfristig würde ich sehen, dass man diese punk-
tuelle Perspektive aufgeben sollte und den Bil-
dungsverlauf als Ganzes in den Blick nehmen
muss, weil da, wo Benachteiligungen, Disparitä-
ten sichtbar werden, entstehen sie in aller Regel
nicht. Sie entstehen viel vorher, also diese Bil-
dungsketten mitzudenken und Maßnahmen zu
entwickeln, die über verschiedene Bildungsberei-
che hinweg ausgerichtet sind, scheint mir ganz
zentral zu sein.

Ein Punkt, wo in den letzten Jahren auch hier in
meiner Beobachtung sehr viel Bewegung ist in
den letzten 20 Jahren, es gibt einen Konsens,
keine unnötigen Strukturdebatten im Schulsystem
zu führen. Gleichwohl haben wir meines Erach-
tens gerade im Bereich der Sekundarstufe I in den
letzten 20 Jahren die größten schulstrukturellen
Veränderungen im System, die wir jemals in der
Bundesrepublik hatten. Und ich würde die Ent-

wicklung auch so sehen, dass wir in allen Bun-
desländern eine deutliche Tendenz zu einer Öff-
nung und Flexibilisierung von Bildungswegen
nachzeichnen können. Diese klassische abge-
schottete Dreigliedrigkeit gibt es in keinem Bun-
desland mehr, der Weg zur Zweigliedrigkeit, zum
Zwei-Säulen-Modell ist meines Erachtens in allen
Ländern erkennbar und wird sich fortsetzen. Die
Vorstellung, man könnte ein eingliedriges System
haben, scheint mir, wenn sie selbst bildungspoli-
tisch umsetzbar ist, bildungspraktisch und gesell-
schaftlich nicht realisierbar zu sein.

Letzter Punkt zu den Möglichkeiten; die Frage der
regionalen Disparitäten ist ganz wichtig, weil wir
hier mit unterschiedlichen Konzepten arbeiten
müssen. Wir haben in den städtischen Ballungsge-
bieten andere Herausforderungen, um Disparitä-
ten abzubauen durch die Kumulation von be-
stimmten Risikogruppen, als es in ländlichen Re-
gionen der Fall ist, wo wir ein Problem haben, ein
entsprechendes Schulangebot oder Betreuungsan-
gebot überhaupt erst zur Verfügung zu stellen.
Und viele Modellprojekte und Ideen, die entste-
hen, fokussieren sich immer auf städtische Ge-
biete, nie auf die ländlichen Gebiete. Und das
scheint mir ein ganz wichtiger Punkt zu sein, den
man mit berücksichtigen muss, dass das, was in
Städten funktioniert, in den ländlichen Regionen
nicht funktioniert, wir hier völlig andere Heraus-
forderungen haben.

Letzter Punkt, die Frage der Berufsausbildung und
die Summen, die wir im Bildungsbericht hier eher
geschätzt haben. Das sind ja Zahlen, die Sie jetzt
zitiert haben, die sich aus einer Bedarfsberech-
nung speisen, wenn man die in 2015 zugewander-
ten oder über das Easy-System registrierten Men-
schen berücksichtigt. In einer Variante bleiben
von diesen 60 oder 80 Prozent in Deutschland.
Auf welche Bildungsbereiche beziehen Sie sich?
Und da ist der berufliche Ausbildungssektor ein
ganz zentraler Punkt, weil nämlich auch hier so
etwas wie Sprachförderung viel schwieriger um-
zusetzen ist das im frühkindlichen oder auch im
Primarschulbereich. Und das sind halt Schätzun-
gen, 2 bis 3 Mrd. Euro jährlich, die sich dann aber
nicht nur auf den Bereich der beruflichen Bildung
beziehen, sondern auf die vorschulische bis zur
beruflichen Bildung. Und das scheint mir ein
ganz wichtiger Punkt zu sein, dass man diese
Gruppe nicht verliert.
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Unabhängig davon würde ich bei der beruflichen
Bildung noch hinzufügen, dass berufliche Bildung
vermehrt den Aspekt oder die Aufgabe bekommt,
auch Allgemeinbildung vermitteln zu müssen.
Wenn man sich beispielsweise die schulischen
Vorqualifikationen von einigen oder von großen
Teilen der Jugendlichen anschaut, die in die Aus-
bildung übergehen, dann gibt es hier sicherlich
meines Erachtens auch einen Perspektivenwech-
sel.

Vorsitzende Patricia Lips:

Ich habe jetzt eine große Bitte. Wir müssen bei
dem Zeitfenster etwas aufpassen, das heißt, dass
wir auch versuchen, sehr gezielt zu antworten. Ich
weiß, dass manch ein Kollege sehr global die Fra-
gen stellt. Ich fand das auch unglaublich span-
nend, aber wir kommen sonst nicht umhin, das
Ganze hinzubekommen. Und wir haben inzwi-
schen viele Fragen, Herr Professor Rauschenbach,
das ist jetzt auch eine Bitte an die Kolleginnen
und Kollegen, weil Professor Maaz und Professor
Rauschenbach werden so ein bisschen als eins ge-
sehen, und der Kollege Dr. Rossmann hat das sehr
intelligent miteinander verbunden, er hat sie im
Geiste miteinander verbunden. Insofern gebe ich
Professor Rauschenbach jetzt auch gern eine
Chance. Ich habe aber die Bitte, dass bei weiteren
Fragestellungen vielleicht doch sehr dezidiert ge-
sagt wird: „Ich habe an ihn oder ihn eine Frage.“
Sie haben die Chance, im Geiste verbunden.

Prof. Dr. Thomas Rauschenbach
(Deutsches Jugendinstitut (DJI) e. V., München):

Ich möchte kurz auf die Frage von Herrn Dr. Ross-
mann nochmal antworten, sozusagen Bund-Län-
der-Aktivitäten: Wo ist es dringend notwendig?
Ich glaube, Herr Professor Maaz hat gerade noch-
mal mit Blick auf Herrn Jung sehr deutlich ge-
macht, wir müssen uns klarmachen, dass Bildung
in hohem Maße familienabhängig ist, und die Bil-
dung in der Familie einen ganz hohen Stellenwert
hat. Wenn wir über soziale Disparitäten, und
wenn wir über Verbesserung von Bildungschan-
cen von Kindern reden, dann wird das nur funkti-
onieren, indem das öffentliche System die ent-
sprechenden Leistungen erbringt, indem wir das

ein Stück weit ausgleichen, was die Kinder ein-
fach von zu Hause nicht mitbringen. Ich meine
nicht diejenigen, die es habe, für die ist das wun-
derbar, aber für die anderen fehlt es. Ich glaube,
deshalb muss man bei diesem Thema der Bund-
Länder-Programme zumindest drei Punkte nen-
nen, Herr Dr. Rossmann, die aus meiner Sicht
dringend notwendig sind. Herr Professor Maaz hat
den ersten Punkt angedeutet – Kitaausbau – haben
wir relativ, hat Deutschland richtig viel hinge-
kriegt in den letzten 20 Jahren, da sind wir weit
vorangekommen, gar keine Frage, auch im inter-
nationalen Vergleich, aber wir müssen dringend
über die Qualität und die Standards reden. Und
das ist ein Dilemma, und hier geht es nicht, wenn
nicht Bund und Länder sich einig werden, wenn
sie nicht gemeinsam dieses Thema aufgreifen. Da
sind wir natürlich bei einer Föderalismusarchitek-
turfrage, die man im Blick behalten muss. Aber
ich kann es nur nachhaltig, was Herr Professor
Maaz gesagt hat, nochmal unterstreichen: Wir se-
hen, dass Standards ein ganz wesentlicher Faktor
sind, wenn es um sprachliche Entwicklung, her-
kunftsabhängiger Ausgleich und ganz viele Dinge
geht. Wir haben vor kurzem eine große Veranstal-
tung zum Thema „Sport und Bewegung im Klein-
kindalter“ gemacht. Sind alles Dinge, die man auf-
greifen muss und wo wir frühzeitig dafür Sorge
tragen müssen.

Zweiter Bereich, das kennt sozusagen dieses Gre-
mium und der Bund, das Thema „Ganztags-
schule“. Die Ganztagsschule ist vor gut zehn Jah-
ren hier von Bundesebene stark in die Hand ge-
nommen worden, die Länder haben sich alle da-
rauf eingelassen in unterschiedlichem Tempo,
aber alle in die gleiche Zielrichtung. Allerdings
sind sie dann sofort mit dem nächsten Thema „In-
klusion“ konfrontiert worden, dann kam die Digi-
talisierung dazu, dann kamen die Flüchtlinge
dazu, und die Ganztagsschule ist nach hinten ge-
rutscht. Ich bin überzeugt, dass wir zu dem
Thema „Ganztagsschule“ auch da wieder mit
Standards und Ausstattung nur weiterkommen,
wenn Bund und Länder gemeinsam das Thema
nochmal angehen. Die große Kritik an der Ganz-
tagsschulentwicklung ist, dass wir voranschreiten,
aber gar keine Leitidee haben. Das heißt, die Kin-
der wissen eigentlich bis heute nicht, warum sie
in der Ganztagsschule sind. Schon erst recht
nicht, wenn sie 12 oder 13 sind und Betreuung
wegfällt.
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Und der dritte und letzte Bereich, ich glaube
auch, das ist ein Bund-Länder-Programm wert:
Wir müssen uns um diejenigen kümmern – Herr
Professor Maaz hatte die Zahlen vorher gezeigt –
der jungen Menschen, die überhaupt keine Be-
rufsausbildung haben. Und das sind mit denjeni-
gen mit Migrationshintergrund immer noch viel
zu viele. Wir haben eine Privatisierung, ein Nicht-
anstreben von Berufsabschlüssen. Herr Professor
Schleicher hat gesagt, sozusagen die Investition in
Bildung lässt sich an vielen Punkten ablesen. Wir
müssen die Punkte systematisch und gezielt mit
Förderprogrammen, auch mit Ansprache angehen.
Da kann man nicht nur sagen: „Wir haben Ausbil-
dungsplätze, komm!“, sondern da muss man auch
anders rangehen. Das, glaube ich, wäre ein dritter
Themenbereich, den ich für ganz wichtig halten
würde, weil den Bund- und Länder gemeinsam
angehen müssen. Danke.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Professor Schleicher.

Prof. Dr. Andreas Schleicher (OECD):

Herzlichen Dank. Noch einmal, letztendlich hängt
Bildungserfolg ganz entscheidend von dem ab,
was im Klassenzimmer passiert. Und da sind die
Lehrkräfte wirklich immer im Zentrum. Und die
Rechnung ist hier im Grunde ganz einfach: Sie be-
zahlen die Lehrer in Deutschland überdurch-
schnittlich gut, geben aber zum Beispiel in der
Grundschule weniger als den Durchschnitt aus.
Das heißt, irgendwo anders müssen sie sparen.
Das tun wir in Deutschland auf der einen Seite
durch weniger Unterrichtszeit, gerade in der
Grundschule und auf der anderen Seite durch re-
lativ hohe Stundendeputate für die Lehrer. Zur
Unterrichtszeit, ganz klar, da hat sich durch die
Ganztagsschule in Deutschland sehr viel getan.
Das hat sich auch deutlich verändert, aber im
Endergebnis ist die Unterrichtszeit in Deutsch-
land im Primarbereich immer noch deutlich ge-
ringer als in anderen Ländern. Nehmen Sie Däne-
mark, ein dänischer Schüler hat während seiner
Grund- und Sekundarstufe I-Zeit etwa 2 000 Stun-
den mehr Unterricht als ein deutscher Schüler.
Also das ist der eine Bereich.

Aber der andere Bereich sind die Stundendepu-
tate, und dahinter steht ein anderes Lehrerbild.
Ich hatte vorhin mal Japan betont. Gehen Sie in
andere asiatische Staaten - China - da unterrichtet
ein Lehrer pro Woche zwischen 11 und 16 Stun-
den; vergleichen Sie es mit Deutschland. Der ar-
beitet aber ganz sicher nicht weniger als ein deut-
scher Lehrer. Das heißt, der hat so viel mehr
Raum und Zeit für Arbeit mit Eltern, Arbeit mit
anderen Kollegen, der macht jede Woche noch
eine Hospitation in einer Klasse, der nimmt jeden
Monat an einem Lehrerwettbewerb teil, der berei-
tet den Unterricht gemeinsam vor mit anderen
Kollegen. Dahinter steht ein anderes Lehrerbild,
was im Grunde sehr viel mehr in die Profession
investiert, intensives, durchgängiges Mentoring.
Wie gesagt, da nehmen alle Lehrer teil. Das ist im
Grunde in vielen – die nordischen Staaten in Eu-
ropa machen das auch so. Also da wird nicht we-
niger gearbeitet, aber mehr in andere Tätigkeiten
als Unterricht investiert.

Zu den konkreten Fragen: Erstausbildung ist si-
cherlich ein Thema, woran man arbeiten kann,
woran auch gearbeitet wird in Deutschland. Dort
sehen wir im Grunde Deutschland aber relativ gut
aufgestellt. Also die Qualität der Erstausbildung
der Lehrer in den Universitäten liegt im guten
Mittelfeld. Das, was weniger passiert, wo Deutsch-
land mehr machen könnte, ist, einen größeren
Teil der Erstausbildung in die Schulen zu verla-
gern. Das sehen wir zum Beispiel auch in den nor-
dischen Staaten Europas; Finnland ist ein gutes
Beispiel, wo ein Großteil der Erstausbildung, also
in der ersten Lehrerphase dort stattfindet, wo die
Praxis zu beobachten ist, wo Lehrer sich sehr früh
auch im Alltag bewähren müssen in der Ausbil-
dung. Das ist in Deutschland immer noch ein biss-
chen unterbelichtet.

Die größte Herausforderung ist in unseren Augen
die Weiterbildung. Da ist im Grunde das Spekt-
rum und die Qualität des Angebots in Deutsch-
land deutlich schlechter als in den leistungsver-
gleichenden Ländern, wo wir sehr viel mehr in
die kontinuierliche Weiterbildung investiert ha-
ben.

Dann komme ich zum letzten Punkt, das ist viel-
leicht die größte Herausforderung, auch die kom-
plexeste Herausforderung, das ist die Arbeitsorga-
nisation und das Arbeitsumfeld für Lehrer. Da
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gibt es halt in Deutschland relativ wenig Karriere-
perspektiven. Im Grunde haben Lehrer einen ein-
zigen Karriereweg; das Einzige, was man viel-
leicht nochmal machen kann, ist Schulleiter zu
werden. Wenig Differenzierung im Aufgabenbe-
reich, wenig Unterstützungssysteme. Da zeichnen
sich andere Länder deutlich durch eine bessere
Arbeitsorganisation aus. Da werden die Talente,
die Möglichkeiten, das Potenzial der Lehrer deut-
lich besser genutzt, kontinuierliche fachdidakti-
sche, fachwissenschaftliche Fortbildung, Weiter-
bildung, und nicht nur an den Universitäten, son-
dern oft auch in den Schulen selber, individuelle
Förderung, Zusammenarbeit mit dem Elternhaus.
Das findet dort nicht nur in Problembereichen
statt, sondern da steht der reguläre Austausch
wirklich an erster Stelle. Vielleicht soweit erst-
mal.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank.

Frau Professor Stanat.

Prof. Dr. Petra Stanat
(Humboldt-Universität zu Berlin):

Zur Frage von Herrn Jung, vielen Dank für diese
Frage. Die bezieht sich auf eine Aussage in der
Stellungnahme, die besagt, dass sozusagen die
Entscheidung darüber, wer besondere Förderung
erhält, nicht auf Hintergrundmerkmale, sondern
auf kompetenzbezogene Bestimmung des indivi-
duellen Förderbedarfs basieren sollte. Das bezog
sich ja vor allem jetzt erstmal auf die sprachliche
Förderung, dann aber auch allgemein. Das kann
man natürlich generalisieren. Wir stehen ja vor ei-
ner Situation, in der die Heterogenität der Schü-
lerschaft bzw. der Kinder und Jugendlichen in
den Bildungssystemen zunimmt. Zum einen
durch die Zuwanderung, aber auch durch Inklu-
sion beispielsweise. Und das stellt die pädagogi-
schen Kräfte natürlich vor besondere Herausforde-
rungen in ganz, ganz vielerlei Hinsicht, unter an-
derem was die Diagnostik angeht. Und da hat Herr
Professor Maaz ja schon, im Grunde hat er die
Frage schon beantwortet, dass sozusagen die Lehr-
kräfte in die Lage versetzt werden müssen, eine

Lernverlaufsdiagnostik zu betreiben. Also beson-
dere Begabung, aber auch besonderen Förderbe-
darf zu identifizieren. Dazu brauchen sie Instru-
mente, dazu brauchen sie auch bessere Instru-
mente, als wir ihnen im Moment noch zur Verfü-
gung stellen, und sie brauchen eine sehr gute
Fortbildung in diesem Bereich. Ich glaube, wir
müssen ein bisschen aufpassen. Die Tendenz geht
da ein Stück weit, zu sehr stark integriert die
Dinge zu sehen. Also integriert, möglichst nicht
zu viel zu diagnostizieren, weil immer sozusagen
die Sorge darin besteht, dass man stigmatisiert.
Ich bin aber der Überzeugung, dass rein inte-
grierte Förderung nicht immer ausreichen wird.
Das heißt, man wird zum Teil auch additive För-
derung benötigen und hier Schülerinnen und
Schülern im Schulbereich, aber auch im Kitabe-
reich, identifizieren müssen, die zusätzliche in-
tensivere Förderung brauchen, beispielsweise
eben im Sprachförderbereich.

Was die leistungsstarken Schülerinnen und Schü-
ler angeht, wird man sich sicherlich auf eine
Lernverlaufsdiagnostik konzentrieren müssen.
Also hier braucht man auch ein mehrdimensiona-
les Konzept von Begabung. Das ist ja auch dezi-
diert gesagt worden, es geht nicht um Hochbega-
bung, sondern um besondere Begabung in sehr
verschiedenen Bereichen. Da wird es sehr auf die
Lehrkräfte ankommen, dieses zu identifizieren.
Wer hat besondere Begabung? Wer hat auch be-
sondere Interessen, um die aufgreifen zu können
und um dort verstärkt zu fördern?

Ich glaube, was man gleichzeitig aber auch
braucht, ist eine Rechenschaftslegung. Es werden
Ressourcen reingegeben für eine verstärkte Förde-
rung. Und dann wird die Frage sein: Wie sind die-
ses Ressourcen eigentlich verwendet worden?
Sind sie natürlich so für den Zweck verwendet
worden, für den sie gedacht waren? Ich glaube, in
der Vergangenheit ist zu oft Geld oder sind Res-
sourcen versickert im System, die zum Beispiel
für eine Sprachförderung gedacht waren, die aber
anderweitig dann in den pädagogischen Einrich-
tungen verwendet wurden, weil niemand genau
nachgefragt hat, wie habt Ihr eigentlich diese Res-
sourcen verwendet, und sind sie wirklich dort an-
gekommen, wofür sie vorgesehen waren?
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Vorsitzende Patricia Lips:

Und zum Abschluss noch Professor Trautwein.

Prof. Dr. Ulrich Trautwein
(Eberhard Karls-Universität Tübingen):

Frau Vorsitzende, meine Damen und Herren, ich
beantworte die Frage von Herrn Jung zur Nutzung
von Daten zur letzten Endes Verbesserung der Da-
tenlage.

Also die erste Frage: Infragestellung von Daten,
wer tut das? Also zu allererst: wir selber tun es
die ganze Zeit. Das muss man auch. Daten für sich
sagen gar nichts aus, sie müssen interpretiert wer-
den, sie müssen diskutiert werden. Wir sprechen
deswegen auch mit all den Leuten drüber, die die
Daten nicht sammeln, die aber davon betroffen
sind. Das ist unglaublich wichtig. Und wir haben
da sicherlich auch ein Professionalisierungsdefizit
innerhalb Deutschlands nach wie vor.

Sie fragten aber eigentlich, wer reflexartig die Er-
gebnisse von Studien nicht zur Kenntnis nimmt,
das ablehnt. Sie wollen wahrscheinlich auch Bei-
spiele dafür haben. Ich gebe ein Beispiel. Als ich
nach Baden-Württemberg kam vor acht Jahren
sagte jemand im Ministerium: „Also diese Ver-
gleichsstudien und die angeblich schlechten Er-
gebnisse interessieren ihn nicht. In Baden-Würt-
temberg werden mit gutem Grund Mercedes ge-
baut. So schlecht kann es bei uns nicht stehen mit
der Bildung.“ Als ein Beispiel. Wenn man ver-
sucht, es auf höherer Ebene zu beantworten: Wer
macht reflexartige Ablehnung von Daten? Das
sind einerseits Leute mit ideologischen Barrieren,
also Leute, denen die Ergebnisse nicht passen.
Das ist sicherlich gefährlich. Es gibt zweitens
Leute, die keine Kompetenzen haben für Daten.
Die wollen deswegen mit Daten nichts zu tun ha-
ben, weil sie eben selber auf dem Gebiet nicht
mitreden können. Und drittens sind es Leute mit
sehr begründeten Sorgen bei Daten, die ich auch
teile. Man muss Daten sehr, sehr sorgfältig inter-
pretieren können, sonst kann man mit Daten sehr,
sehr viel Schindluder betreiben.

Wenn man Evidenz sinnvoll nutzt, ist es eben
eine sinnvolle Nutzung, sie nicht zu nutzen ist ge-
fährlich. Das sieht man, glaube ich, auch im inter-
nationalen Vergleich. Auf individueller Ebene

braucht man eine saubere Diagnostik, wenn man
die nicht betreibt, vergibt man Chancen der Schü-
lerinnen und Schüler. Frau Professor Stanat hat
gerade schon ein Beispiel genannt; gerade bei den
leistungsstarken Schülerinnen und Schülern,
wenn wir keine Daten nutzen, übersehen wir sys-
tematisch die Schülerinnen und Schüler mit ei-
nem etwas niedrigerem sozialen Hintergrund.
Also gerade ihnen kann das potenziell besonders
nutzen.

Zweites Beispiel: Auf der Ebene der Schulen, der
Institutionen, wenn man Daten nutzt, merkt man,
dass das, worüber wir 90 Prozent der Zeit debat-
tieren, nämlich Strukturen, Sichtstrukturen, ir-
gendwelche Unterrichtsszenarien, Schulformen,
dass das nur 10 Prozent der Unterschiedlichkeit
des Schulerfolgs aufklärt. Das Meiste passiert in
den Qualitätsdimensionen. Also wer es tatsäch-
lich schafft, qualitätsvollen Unterricht anzubieten,
der gewinnt. Da helfen Daten zu erkennen, welche
Bereiche wirklich wichtig sind; nämlich dass man
die Zeit ordentlich nutzt, also die Zeit für den Un-
terricht, dass man da wirklich guten Unterricht
anbietet, die Schülerinnen und Schüler aktiviert.

Drittens, dass man eine sinnvolle Beziehung mit
den Schülerinnen und Schülern aufbaut, um aus
allen Schülerinnen und Schülern das Machbare
herauszuholen. Also von daher ist Evidenzbasie-
rung unglaublich wichtig auf allen Ebenen, wenn
man sie ordentlich macht. Wir sind in Deutsch-
land noch nicht in der Lage, das auf allen Ebenen
wirklich professionell zu betreiben.

Sie fragten zudem: Wo ist die Datenlage unbefrie-
digend, und wo kann man etwas verbessern? Ich
will es nochmal nennen: Diagnostik im individu-
ellen Bereich, dann individuelle Biographien,
Kompetenzen, aber auch Kompetenzen von Lehr-
kräften. Wenn man es sich genau anschaut: Wo
braucht man neue Daten in Richtung Systemsteu-
erung? Wenn Sie sich den Nationalen Bildungsbe-
richt anschauen, dann werden Sie an der einen o-
der anderen Stelle extrem enttäuscht darüber sein,
was drinsteht. Also einerseits, weil die Ergebnisse
nicht so sind, wie man es gerne haben möchte,
zum anderen, weil die Daten, die berichtet wer-
den, eigentlich die Frage nicht beantworten, die
Sie haben, nämlich: Wie gut laufen die Prozesse
in den Schulen? Es werden dann Indikatoren ge-
nommen, die da sind, die vielleicht eine gewisse
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Aussagekraft haben, aber nicht direkt das beant-
worten, was Sie haben wollen. Also in welcher
Weise können wir uns wirklich darauf verlassen,
dass qualitätsvoll beispielsweise unterrichtet
wird; wie gut ist die Weiterbildung? Also jenseits
dessen, dass es da Weiterbildung gibt, die gut ist,
wie groß sind die Unterschiedlichkeiten? Wie ist
es in der beruflichen Bildung? Darf man davon
ausgehen, dass manche Unternehmen sehr, sehr
gut ausbilden, andere hingegen dafür aber sehr,
sehr schlecht? Davon darf man ausgehen. Aber in
den Daten ist das so nicht erkennbar oder nur in-
direkt erschließbar. Also das sind neue Daten, die
man zum Teil erheben muss. Zum Teil ist es aber
auch viel einfacher. Man muss nur Datenbe-
stände, die da sind, systematisch vernetzen. Wenn
man die Möglichkeit dazu bekommt, dann hat
man plötzlich eine unwahrscheinlich größere
Aussagekraft beispielsweise, wenn man tatsäch-
lich dann die längsschnittlichen, also über die
Zeit sich entwickelnden „returns to education“
also sozusagen die Ergebnisse von Investitionen
in die Bildung besser beobachten kann und dann
auch besser versteht, wo man als Kommune, als
Land oder als Staat besonders sinnvoll investieren
sollte.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank. Wir kommen zu einer weiteren
Runde. Es sind jetzt noch insgesamt drei Runden,
mit allerdings mehr Abgeordneten als in der ers-
ten Runde.

Das Wort hat der Kollege Volmering von der
CDU/CSU-Fraktion.

Abg. Sven Volmering (CDU/CSU):

Zunächst einmal möchte ich mich recht herzlich
für die Aussagen von Herrn Professor Maaz in
Richtung Kommunen bedanken, und ich glaube
schon, dass dort auch die Schuldezernenten, die
Kammern auch verstärkt in der Pflicht sind, sich
dem Thema „Umsetzung von Bildungsstandards“
ein bisschen näher zu widmen und auch, dass Sie
die Utopie des Einheitsschulsystems auch so ein
bisschen eingenordet haben. Wir sind da in dem
Bereich, wo meine Frage an Herrn Professor

Trautwein geht. Und zwar beim Thema „Refor-
men“. Wir haben während dieser Anhörung auch
schon verschiedenste Reformvorschläge gehört.
Und Sie haben ja selber in einem Interview er-
klärt, dass Sie beispielsweise diesen Absturz von
Baden-Württemberg ja auch mit eben zu vielen
Reformen begründen, die dann vom Kerngeschäft
des Lehrers auch ablenken. Ich bin selbst Lehrer
und kann sagen, dass die Bürokratie in diesem Be-
reich auch wirklich enorm zugenommen hat. Es
ist jetzt auch nicht so, wie Professor Schleicher
gerade gesagt hat, dass der chinesische Lehrer
zwar nur 16 Stunden gibt und dafür andere Sa-
chen machen kann; in Deutschland ist es ja auch
so, dass der Deutschlehrer, der 24 bis 26 Stunden
gibt, auch noch eine Menge Sachen nebenbei
macht und auch gut macht. Also von daher finde
ich den Vergleich ein bisschen hinkend. Aber da
erstmal die Frage: Wo ist Ihrer Einschätzung nach
denn dann das richtige Maß zwischen notwendi-
gen Reformen, die wir ja zwangsläufig brauchen,
Stichwort „Digitalisierung“, und eben der Tatsa-
che, dass wir eigentlich zu mehr Freiheit für
Schulen und Freiheit für den einzelnen Lehrer
auch im Unterricht kommen müssten, was ja mit
dem jetzigen System teilweise nicht möglich ist?

Die zweite Frage geht an Herrn Professor Schlei-
cher und betrifft die Bildungsfinanzen. Und zwar
ist es ja so, dass wir die Bildungsausgaben erhöht
haben. Wir liegen bei den Pro-Kopf-Ausgaben
über dem OECD-Durchschnitt. Gleichzeitig kriti-
sieren Sie auch immer so ein bisschen, dass,
wenn man es jetzt am Bruttoinlandprodukt misst,
dass wir da unter dem OECD-Durchschnitt liegen.
Warum ist aus Ihrer Sicht dieser Indikator aussa-
gekräftiger als die Pro-Kopf-Ausgaben? Wenn wir
bei diesen Ausgaben schon sind: Wo würden Sie
denn Ausgabensteigerungen für effektiv halten,
um die Probleme zu beheben, die wir haben?

Vorsitzende Patricia Lips:

Die Kollegin Gohlke von der Fraktion DIE LINKE.

Abg. Nicole Gohlke (DIE LINKE.):

Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Ich wollte meine
erste Frage zuerst mal an Frau Elke Hannack stel-
len. Wir haben mehrfach gehört, und darauf
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wurde hingewiesen, dass es ja eine enge Kopp-
lung von sozialer Herkunft und Bildungserfolg
gibt, dass das eigentlich zu den Hauptproblemen,
Hauptherausforderungen im deutschen Bildungs-
system gehört. Und jetzt mit Blick auf die Hoch-
schulen, so sehr wir den Trend zur Bildungsex-
pansion und auch steigende Studierendenzahlen
begrüßen, und ich glaube, auch begrüßen sollten,
so sehr erleben wir aber auch, wie sich die soziale
Polarisierung auch in der hochschulischen Bil-
dung ein Stück weit nochmal vollzieht, also in-
nerhalb der tertiären Bildung. Das heißt, Men-
schen mit nicht-akademischem Hintergrund aus
finanziell schwachen Elternhäusern, aus migranti-
schen Elternhäusern finden stark den Weg in die
hochschulische Bildung über die duale Hoch-
schule, über die Fachhochschulen, was auch na-
türlich erstmal als Trend zu begrüßen ist. Aber
gleichzeitig sieht man halt, dass an den Universi-
täten überwiegend Menschen aus bildungsbürger-
lichen Zusammenhängen vertreten sind. Das
heißt, dass da eigentlich schon in einem hohen
Maße auch noch so etwas wie eine Vererbung von
Bildungsbiographien stattfindet. Und da wäre
jetzt meine Frage an Sie, wie Sie das beurteilen,
was Sie diesbezüglich raten würden, was uns das
eigentlich an Aufgaben auch aufgibt hinsichtlich
Durchlässigkeit und Gleichwertigkeit?

Und meine zweite Frage wollte ich an Professor
Rauschenbach stellen. Sie haben auch nochmal
besonders auf die Bedeutung des pädagogischen
Personals hingewiesen, eben gerade mit Verweis
auf die heterogene Zusammensetzung der Lernen-
den. Meine Frage auch an Sie nochmal, auch
wenn jetzt Professor Schleicher und andere schon
ein wenig dazu Stellung genommen haben: Was
bedeutet das insbesondere für die Situation der
Lehrenden, wenn sie eben an die Ausbildungs-,
aber vor allem vielleicht auch an die Beschäfti-
gungsbedingungen denken? Also ich sage mal als
Stichworte: „Wie viel ist möglich bei den jetzigen
Umständen, zum Beispiel was Bezahlung, Ar-
beitsbelastung von Erzieherinnen und Erziehern
angeht?“ Oder auch, wenn ich daran denke, wie
die Situation der Lehrenden an Hochschulen ist,
wo ganz viel an Lehraufgaben über befristetet Be-
schäftigte, teilweise sehr prekär bezahlte Lehrbe-
auftragte, abgewickelt wird. Was müsste sich da
ändern?

Vorsitzende Patricia Lips:

Jetzt der Kollege Diaby von der SPD-Fraktion.

Abg. Dr. Karamba Diaby (SPD):

Ich habe eine Frage an Herrn Professor Schleicher
und Herrn Professor Maaz.

Herr Professor Schleicher hat ja zwei Defizite ge-
nannt: Einmal das Durchschnittsalter der Lehre-
rinnen und Lehrer, nämlich 55 Jahre und die Zahl
der geringqualifizierten Menschen im Allgemei-
nen. Bei beiden Defiziten, finde ich, bin ich wirk-
lich überzeugt, dass das Anerkennungsgesetz da
einen Beitrag leisten kann. Deshalb meine Frage
an Sie beide, inwieweit Verbesserungen beim An-
erkennungsgesetz, beim BQFG, erreicht werden
können, um einfach diese Defizite zu überwinden.
Denn wir sind uns auch einig, wenn wir sagen Ge-
ringqualifizierte, da sind mit Sicherheit auch
Menschen dabei, deren Abschlüsse nicht aner-
kannt worden sind, die werden erfasst als „unge-
lernt“; das wissen die ja bei der Agentur für Ar-
beit, dass es so einen Mechanismus gibt. Deshalb
interessieren mich beide Aspekte.

Vorsitzende Patricia Lips:

Der Kollege Mutlu erneut.

Abg. Özcan Mutlu (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich habe eine Frage an Frau Professor Nikolai. Sie
hat in ihrer Stellungnahme Bezug genommen auf
die Ganztagsschule, die ganzzeitliche Betreuung.
Da schreibt sie zum Auslaufen des Bundespro-
gramms „Zukunft Bildung und Betreuung“, dass
der Ausbau der Ganztagsschulen nur schleppend
vorankommt und dass es eigentlich bundesweite
Standards geben muss, um die Qualität der Ganz-
tagsschulen flächendeckend in der ganzen Repub-
lik zu sichern, um nicht zu einem Flickenteppich
zu kommen. Das schließt auch ein bisschen an
das an, was Herr Professor Rauschenbach gesagt
hat über die Kooperation von Bund und Ländern.
Ich möchte von Frau Professor Nikolai gerne wis-
sen, was aus ihrer Sicht zur gezielten Förderung
von Ganztagsschulen noch getan werden muss?
Bräuchten wir ein neues Programm? Bräuchten
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wir dazu mehr Geld? Und bräuchten wir dazu
auch mehr Kooperation?

Und das schließt an die Frage an Herrn Professor
Rauschenbach an. Sie haben ja hier, wenn ich das
so von meiner subjektiven Wahrnehmung inter-
pretiere, eigentlich eine Lanze gebrochen für ein
Kooperationsgebot und nicht für ein Kooperati-
onsverbot. Wenn ich mich nicht irre, sind wir so-
gar weltweit das einzige Land, was in einer Ver-
fassung verbrieft hat, dass die verschiedenen Ebe-
nen in der Bildungspolitik nicht kooperieren dür-
fen. Können Sie da aus Ihrer Sicht einen Rat –
mich müssen Sie nicht katholischer machen, aber
vielleicht für den Rest des Ausschusses – aus Ih-
rer Sicht mal deutlich machen, warum wir ein Ko-
operationsgebot brauchen und nicht an diesem
leidigen Kooperationsverbot festhalten sollten?

Vorsitzende Patricia Lips:

Das Wort hat der Kollege Albert Rupprecht von
der CDU/CSU-Fraktion.

Abg. Albert Rupprecht (CDU/CSU):

Herzlichen Dank. Ich würde gern ein Thema
nochmal vertiefen und verstehen wollen und habe
den Eindruck, dass ein Aspekt – mir zumindest -
irgendwo noch fehlt. Das ist das Thema „Zusam-
menhang Bildungserfolg soziale Herkunft“, das
wir hier ständig diskutieren. Ich versuche es, an
einer Analogie oder einem Vergleich hochzuzie-
hen. Wo ist es gelungen, Bildungserfolg, Bildungs-
aufstieg hinzukriegen? Jetzt bin ich offensichtlich,
wie man hört, Bayer, und in Bayern hat man es in
den 60er und 70er Jahren geschafft, aus den klei-
nen Dorfschulen eine exzellente Struktur aufzu-
bauen. Das staatliche Angebot war da. Das war die
Voraussetzung, aber es wurde auch genutzt, und
es entstand daraus Bildungserfolg. Wieso ist es er-
folgreich gewesen? Natürlich, staatliches Angebot,
aber es gab auch eine kulturelle mentale Basis. Es
gab den Willen, die Bereitschaft, sich selbst als
verantwortlich zu sehen, zu sagen, ich nutze die-
ses Angebot; nicht ich bin Opfer, sondern ich bin
auch ein Stück Schöpfer meines Lebens. Und es
gab in einer dörflichen Struktur und einer städti-
schen Struktur auch ein Wertesystem, dass die El-

tern Wert darauf gelegt haben, das zu nutzen, ob-
wohl sie selber häufig aus einer bäuerlichen, ärm-
lichen Situation kamen. Und diese Analogie führt
bei mir dazu, dass ich mich ständig frage: Neben
den ganzen staatlichen Angeboten, die wir disku-
tieren, fehlt nicht dieser Aspekt, weil, wenn der
junge Mensch, der das Angebot vor der Nase hat,
das nicht nutzt, weil er innerlich nicht die Wer-
testruktur hat, die Motivation, den Glauben, dass
er aus seinem Leben was machen kann, dann ist
das alles ein Stück wertvolle Mühe, aber das
bringt die Lösung nicht. Ich weiß jetzt nicht, wer
von Ihnen zu diesem Thema untersucht, geforscht
hat, gearbeitet hat, wenn irgendjemand von Ihnen
dazu Erkenntnisse hätte, wäre ich dankbar, wenn
er sich melden würde. Und dann natürlich die
Schlussfolgerung daraus zieht: Was heißt das ak-
tuell übertragen? Also das Thema, die Familie zu
ersetzen durch Kita, mag ein punktueller Ansatz
sein. Ich glaube aber, er wird nicht reichen, weil
nochmal: Diese Motivation, die jemand in einer
über Jahrhunderte familiär geprägten Bauernfami-
lie in Bayern hat und irgendwann sagt: „Ich pack
das an, ich werde Ingenieur und mache mein
Ding.“ Da braucht es mehr, als dass da professio-
nelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Kita
sind.

Vorsitzende Patricia Lips:

Da das jetzt eine Frage war, dürfen sich zwei mel-
den. Frau Professor Stanat und Herr Professor
Maaz? Okay. Alles klar.

Dann zum Abschluss dieser Runde, die Kollegin
Scho-Antwerpes von der SPD-Fraktion.

Abg. Elfi Scho-Antwerpes (SPD):

Schönen Dank, Frau Vorsitzende.

An Herrn Professor Schleicher habe ich die Frage:
Welche Maßnahmen von Seiten der Bundesregie-
rung halten Sie für erforderlich, um gegen den im-
mer noch vorhandenen Analphabetismus anzuge-
hen? Menschen, die immer noch ihr ganzes Leben
lang davon begleitet werden, was sehen Sie viel-
leicht in bestimmten Ländern als Strategie, die
nachahmenswert wäre?
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Und an Frau Czaja habe ich die Frage: Wie kann
mehr Chancengleichheit in der kulturellen und
vor allen Dingen auch in der politischen Bildung
gewährleistet werden?

Und da ich mich jetzt wirklich auf Fragen kon-
zentriert habe, was hilfreich wäre in dieser
Runde, damit möglichst alle zum Zuge kommen.
Ich würde gerne nochmal das Thema „MINT“ an-
sprechen. Vielleicht Herr Professor Schleicher, da
Sie ja selbst aus diesem Bereich kommen. Was
können wir alle gemeinsam da mehr tun, um das
Thema voranzubringen?

Vorsitzende Patricia Lips:

Wir kommen zur Antwortrunde.

Frau Czaja, bitte.

Susanne J. Czaja, M.A.
(Initiative „Was bildet ihr uns ein? e. V.“, Berlin):

Wie kann Chancengleichheit in der kulturellen
und politischen Bildung gewährleistet werden?
Das ist natürlich eine sehr große Frage. Darauf
gibt’s, glaube ich, sehr, sehr viele Antwortmög-
lichkeiten. Einen Ansatz, den wir vorschlagen
würden, wären mehr Beteiligungen von den soge-
nannten Bildungsbetroffenen. Wir haben ja 17
Millionen Menschen, die derzeit im Bildungssys-
tem schätzungsweise verankert sind, und die wer-
den viel zu wenig beteiligt. Und wenn man sich
anschaut, wie der Zusammenhang zwischen poli-
tischem Wissen, Partizipationsmöglichkeiten und
Demokratisierung ist, und wer nimmt überhaupt
an Demokratisierungsprozessen teil, dann denke
ich, dass Beteiligung von vornherein, nämlich
schon von der frühen Bildung an, also sogar in
der Kita bis hin zur Hochschule im Weiterbil-
dungsbereich, ein ganz zentrales Merkmal ist. Ich
wurde ja auch vorhin zum Innovationsdefizit ge-
fragt, wir gehen auch ganz stark davon aus, dass
man durch diese Form der Beteiligung auch viel
schneller herausfinden könnte, wo im Bildungs-
system eigentlich Innovationen notwendig wären
und wo der Schuh drückt, weil man da mit Men-
schen in Kontakt kommt und Menschen die Mög-
lichkeit gibt, Stellung zu nehmen und zu partizi-

pieren an Bereichen, wo sie eigentlich auch Ex-
pertInnen sind. Also wir sind Bildungsbetroffene
auch ganz maßgeblich als ExpertInnen ihres All-
tags, die darüber sehr gut Auskunft geben können.
Und sehen das deswegen auch als zentrale Maß-
nahme.

Vorsitzende Patricia Lips:

Frau Hannack, bitte.

Elke Hannack (DGB):

Ich will nochmal etwas grundsätzlich zur Polari-
sierung im Bildungswesen sagen, weil ich die
Frage von der Kollegin Dr. Hein gerade auch nicht
beantwortet habe. Deswegen will ich da auch
nochmal ganz kurz was zu den Geringqualifizier-
ten sagen.

Wir haben im Moment die Situation, dass fast
2 Millionen junge Leute zwischen 20 und 34 Jah-
ren keinen Berufsabschluss haben; bei den 20- bis
29-Jährigen sind es 1,2 Millionen Menschen. Und
wir wissen natürlich, dass diese jungen Menschen
am Ende kaum den eigenen Lebensunterhalt wer-
den verdienen können, wahrscheinlich in prekä-
rer Beschäftigung wiederzufinden sind oder in Ar-
beitslosigkeit. Und trotz des sehr, sehr erfreuli-
chen Trends bei uns, dass die Arbeitslosigkeit ge-
sunken ist auf 6,5 Prozent im Jahr 2015, ist die Ar-
beitslosigkeit der Geringqualifizierten im gleichen
Zeitraum um mehr als das Dreifache gestiegen,
auf über 20 Prozent. Und ich glaube, das ist schon
ein Anhaltspunkt zu sagen, für die Geringqualifi-
zierten, insbesondere jungen Menschen, aber auch
die älteren, tun wir zu wenig in unserem Bil-
dungssystem. Von den 270 000 jungen Menschen
in den Warteschleifen, die ich genannte habe,
sind fast 48 Prozent, die nur über einen Haupt-
schulabschluss verfügen und um die 26 Prozent
der jungen Leute mit mittlerem Abschluss. Das
heißt, wir müssen schon gucken, da wo wir In-
strumente und auch neue Maßnahmen installie-
ren, dass wir diese Gruppe, mindestens auch der
Hauptschülerinnen und Hauptschüler mit
schlechten Abschlüssen, auch integrieren in die
Zielgruppen für solche Maßnahmen. Wir haben
bei der assistierten Ausbildung beispielsweise die
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Zielgruppe sehr eng definiert auf Lernbeeinträch-
tigte und sozial Benachteiligte. Ich glaube, dass
wir hier sehr viel mehr helfen können, wenn wir
die Zielgruppe dort ausweiten, auch auf Haupt-
schülerinnen/Hauptschüler mit schlechtem Ab-
schluss, übrigens auch auf Realschülerinnen/Real-
schüler mit schlechtem Schulabschluss, weil wir
schon sehen, dass wir ansonsten kaum ein Instru-
ment haben, an diese Gruppen ranzukommen. Die
Industrie- und Handelskammer hat in ihrem Aus-
bildungsplatzangebot, das wir mal untersucht ha-
ben, zwei von drei Ausbildungsgängen, die kom-
plett für Menschen mit Hauptschulabschluss von
vorherein vom Zugang her versperrt sind. Und ich
glaube, dass wir uns um diese Gruppe ganz beson-
ders kümmern müssen, um auch den Anteil der
Geringqualifizierten massiv abzubauen.

Und wir haben natürlich auch eine Polarisierung
an Hochschulen. Nirgendwo, jedenfalls so wie ich
es kenne, ist die Trennung von beruflicher und
akademischer Bildung so stark ausgeprägt wie bei
uns in Deutschland, aber da haben wir zwei un-
terschiedliche Trends. Zum einen sehen wir, dass
die Zahl der Studierenden, die bereits eine Aus-
bildung vorher in der Tasche hatten, deutlich von
34 auf 22 Prozent gesunken ist. Zum anderen ist
aber auch der Anteil, was wir auch immer einge-
fordert haben, der jungen Menschen ohne Abitur,
die studieren möchten, von 0,8 Prozent auf 3,5
Prozent gestiegen. Das ist ja eine positive Ent-
wicklung erstmal.

Wir wissen aber aus anderen Ländern, es geht bes-
ser. In England beispielsweise liegt die Quote der
Studierenden ohne Abitur bei 15 Prozent, auch in
Österreich, in Schweden schon bei 6 Prozent.
Also da müssen wir was tun, um die Durchlässig-
keit von beruflicher zur akademischen Bildung zu
verbessern.

Wir konzentrieren uns zurzeit auch auf das duale
Studium. Ich finde es erstmal gut, dass wir da
überhaupt Zugangswege haben, dass Menschen,
die bereits im Beruf sind, auch an die Hochschu-
len können, über die Fachhochschule zum Bei-
spiel Baden-Württemberg hat ja eine eigene Hoch-
schule gegründet, wo nur dual Studierende hin-
kommen - was aber auch, sage ich mal, die Segre-
gation verfestigt. Ich höre von vielen Professoren
der Universitäten immer: „Wir möchten die dual
Studierenden bei uns nicht so gerne haben, weil

sie können den akademischen Habitus nicht er-
langen.“ Das ist ein wortwörtliches Zitat vieler
Professoren. Und ich glaube, dass wir davon auch
runter müssen. Ich glaube, auch den Universitäten
täte es gut, offene inklusive Universitäten in
Deutschland zu sein und auch eine Vermischung
der jungen Menschen, die schon einen Berufsab-
schluss haben und universitäre Weiterqualifizie-
rung wollen für die jungen Menschen, die direkt
von der Schule an die Uni kommen. Das würde
unserem Bildungswesen auch gut tun. Unter dem
Aspekt des sozialen Zusammenhalts unserer Ge-
sellschaft hielte ich das für ausgesprochen wich-
tig, genau diese Spaltung im Hochschulbereich zu
überwinden.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Professor Maaz, bei Ihnen waren es sehr kon-
krete Fragen von Herrn Dr. Diaby und von Herrn
Rupprecht.

Prof. Dr. Kai Maaz
(Deutsches Institut für Internationale Pädagogi-
sche Forschung (DIPF)):

Ich versuche auch, die ganz konkret zu beantwor-
ten. Also zunächst hätte ich meine Zweifel, dass
die Altersstruktur von Lehrkräften auch immer als
Defizit gesehen werden muss. Das hätte irgendwie
die Schlussfolgerung, dass man sagt: „Je älter die
Lehrer sind, umso schlechter ist deren pädagogi-
sche Arbeit.“ Das leuchtet mir nicht ganz ein.
Dass man da eine gute Durchmischung hat, das
finde ich wichtig, aber das als Defizit zu bezeich-
nen, sehe ich durchaus ein bisschen anders.

Die Frage der Anerkennung ist absolut notwendig,
und hier ist es auch richtig, dass man darüber
nachdenkt und letztendlich mit entsprechenden
Gesetzen die Anerkennung regelt. Man wird nicht
umhinkommen, im Schulbereich, über kreative
Ideen nachzudenken, wie man pädagogisches Per-
sonal jenseits der Standardausbildung rekrutiert,
wenn man den Mehrbedarf, der jetzt schon da ist,
decken will und künftig decken muss, weil er
mehr werden wird. Also da, glaube ich, sind wir
einfach gefragt, Ideen zu entwickeln, bei gleich-
zeitiger Qualitätssicherung der pädagogischen Ar-
beit.
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Zu der Frage von Herrn Rupprecht: Zunächst
würde ich hier vorweg sagen, die Unterschiede in
Bezug auf soziale Ungleichheit zwischen den
Bundesländern differieren nicht sehr systema-
tisch. Man kann nicht sagen, es gibt das Bundes-
land, da ist diese Ungleichheit besonders niedrig
oder das Bundesland, da ist sie immer äußerst
hoch. Das heißt, wir haben hier eine starke Varia-
tion, die oftmals aber im Bereich des Zufalls liegt.
Das heißt, auch das von Ihnen angesprochene
Bundesland ist nicht frei von diesen sozialen Ver-
zerrungen; war es in den 60er Jahren nicht, und
ist es auch jetzt nicht.

Sie sprechen aber einen ganz entscheidenden
Punkt an, und der geht wieder letztendlich auf
den Ausgang dieser Sitzung zurück, dass die
Frage der Familie natürlich etwas ganz Entschei-
dendes ist. Man kann aber Wertevorstellungen,
Bildungsvorstellungen nicht verordnen, man kann
aber Strukturen schaffen, die so ausgerichtet sind,
dass sie nicht zu Sackgassen führen. Also diese
Flexibilisierung und Öffnung von Bildungswegen,
das scheint mir ein entscheidender Punkt zu sein.
Ich muss eben nicht in der 4. Klasse entscheiden,
möchte ich für mein Kind das Abitur oder nicht,
sondern kann das auch noch nach der 9. oder in
der 10. Klasse machen. Das, glaube ich, ist der
entscheidende Punkt, weil dann vielleicht auch
erst das Bewusstsein in den Familien, bei den
Kindern und den Jugendlichen entsteht oder auch
bei den Eltern, dass andere Bildungsoptionen jen-
seits der eigenen Bildungsqualifikation möglich
sind.

Und ein zweiter Punkt ist sicherlich, dass wir –
ich habe das vorhin schon angesprochen mit der
regionalen Komponente – wir haben einfach länd-
liche Regionen, da gibt’s das Schulangebot ein-
fach nur in unzureichendem Maße. Und wir ha-
ben städtische Regionen, wenn man in einem be-
stimmten Wohngebiet wohnt, dann weiß man,
sind die Schulen, die in diesem Einzugsbereich
sind, nicht unbedingt durch positive Kumulation
von Begleitmerkmalen gekennzeichnet, sondern e-
her von negativen. Also das so einfach zu ma-
chen, dass man sagt, wenn nur das innere Be-
wusstsein da ist, ich möchte und ich schaffe es,
dann hätte man das Problem gelöst. Ich glaube, es
ist ein entscheidender Punkt, den man mit be-
rücksichtigen muss. Und da wird halt Bildungsar-

beit, Aufklärungsarbeit, Kooperation auf kommu-
naler Ebene, Kooperation in den Schulen mit ver-
schiedenen Verbänden, mit verschiedenen Wirt-
schaftsvertretern, wenn es um Berufsvorbereitung
geht et cetera, das wird alles wichtig zu sein, um
dieses Bildungsbewusstsein, Wertebewusstsein in
den Familien präsent zu machen. Langfristig wird
es aber nur funktionieren, wenn die Strukturen,
die das System bietet, hinlänglich flexibel und of-
fen sind.

Vorsitzende Patricia Lips:

Frau Professor Nikolai.

Prof. Dr. Rita Nikolai
(Humboldt-Universität zu Berlin):

Was tun bei Ganztagsschulen? Wie Herr Mutlu ja
angesprochen hatte, wir haben es mit einem Fli-
ckenteppich zu tun bei der Ganztagsbeschulung,
und auch hinsichtlich der ganzen Reform mit ei-
ner lahmenden Ausbaudynamik. Was man auf je-
den Fall festhalten kann, ist, dass es auch be-
trächtliche Bundesländerunterschiede gibt, aber
auch vor allen Dinge deutliche Unterschiede zwi-
schen den Schulformen. Ganztagsbeschulung fin-
det vor allem an integrierten Gesamtschulen und
Schularten mit mehreren Bildungsgängen statt,
aber zum Beispiel weniger in Grundschulen.

Was ist dabei zu tun? Ein Punkt auf jeden Fall ist:
Wir müssen uns, glaube ich, über Mindeststan-
dards mit Bund und Ländern darüber unterhalten,
was die Frage der Lernzeit anbelangt, was aber
auch die Personalausstattung anbelangt. Ich be-
gleite ja auch einige Schulen, auch in Berlin, und
sehe, dass hier zum Beispiel auch Ganztagsbe-
schulung umgesetzt wird, und das kann nicht
funktionieren, wenn zwei Lehrkräfte für 80 Schü-
ler am Nachmittag zuständig sind. Dann können
wir auch keine innere Differenzierung oder auch
individuelle Betreuung an dieser Stelle machen.

Ganz wichtig ist hierbei natürlich auf jeden Fall
der Punkt, mehr Geld auch in solche Programme
reinzustecken. Und wir hatten ja jetzt hier diese
Streiterei – was ist jetzt eigentlich der richtige In-
dikator für Bildungsausgaben, ob pro Kopf oder in
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Prozent des BIPs. Die OECD-Bildungsberichter-
stattung bietet eigentlich einen weiteren Indika-
tor, der eigentlich beide Perspektiven in Einklang
bringt, nämlich pro Schüler in Relation zum BIP
pro Kopf, und wenn wir uns diese Zahlen angu-
cken, müssen wir leider feststellen, dass Deutsch-
land da unterdurchschnittlich abschneidet und
auch andere Länder wie Großbritannien, Schwe-
den, Österreich oder auch die Schweiz da wesent-
lich mehr im Bereich Primarschule und auch un-
teren Sekundarbereich dann auch ausgibt.

Wo man auf jeden Fall bei der Frage der Ganztags-
beschulung, glaube ich, ansetzen muss, ist viel-
leicht wirklich wieder dieses Bund-Länder-Pro-
gramm an der Stelle zu nutzen. Wenn wir da auch
angesichts dessen jetzt auch diese Problematiken
der Sprachförderung sehen, da ist, glaube ich, das
Instrument der Ganztagsbeschulung eigentlich
auch ein Mittel, um Ganztagsbeschulung plus
Sprachförderung dann auch wirklich umsetzen zu
können.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Professor Rauschenbach.

Prof. Dr. Thomas Rauschenbach
(Deutsches Jugendinstitut (DJI) e. V., München):

Zu der Frage von Frau Gohlke, was wir tun müs-
sen beim Thema „Personal“. Vielleicht zu den
verschiedenen Bereichen: Wir haben auch im Bil-
dungsbericht dargestellt: Im Bereich der Erziehe-
rInnen ist eine Debatte seit Jahren, und sie wird
uns auch weiter beschäftigen, die Frage der Aka-
demisierung. Es ist ein heftiger Streit darüber,
welcher richtige Weg es ist, aber wir können nicht
ständig die Erwartungen an eine frühe Bildung er-
höhen und Sprachbildung und viele, viele andere
Themen zum Mittelpunkt machen in der Kitazeit
und eigentlich nicht investieren in die Qualifika-
tion und Ausbildung. Wir haben mit dem BMBF
ein sehr großes Projekt am DJI, wo wir in die Wei-
terbildung investieren, wo wir viel machen, um
ErzieherInnen auch zu motivieren, sich weiter zu
qualifizieren, das ist alles wunderbar, wir werden
trotzdem langfristig an dieser Frage der Akademi-
sierung nicht vorbeikommen.

Und der zweite Punkt, der ja auch letztes Jahr
nochmal sehr hochgekocht ist: Wir müssen auch
ernsthaft über die Frage der Bezahlung nachden-
ken. Die Forderung im Feld der ErzieherInnen,
dass sie sagen: „Wir sind genauso wichtig wie
Grundschullehrkräfte, werden aber deutlich
schlechter bezahlt.“, das ist sicherlich ein Punkt,
der wird weiter gären und wird ein ganz wichtiger
in diesem Bereich sein.

Im Schulbereich sehe ich - auch da gibt’s ja
durchaus Entwicklungen, beispielsweise in Nord-
rhein-Westfalen - die Frage der Angleichung der
Bezahlung der Grundschullehrkräfte zur Sekun-
darschule ist sicherlich ein Thema. Aber was zu-
nehmend auch diskutiert werden muss und ge-
macht werden muss, ist die Frage der inklusiven
Lehrerbildung; also wie sind Lehrer eigentlich
qualifiziert und darauf vorbereitet, inklusiven Un-
terricht zu machen. Und wir haben es vorhin ja
schon in ein paar Statements gehört, die Heteroge-
nität in Unterricht und Klassen nimmt zu, und
das ist ja generell eine Herausforderung, mit die-
ser Vielfalt umzugehen.

Und im Bereich der Hochschule, glaube ich, muss
uns allen bewusst sein, dass hier eine Bugwelle
von ganz vielen jungen befristeten Nachwuchs-
wissenschaftlern in den Hochschulen ist, und wir
werden ein Phänomen bekommen, wie wir es
schon mal in den 80er Jahren hatten, dass ganz
viele da sind, die keine Anschlussmöglichkeit se-
hen, nicht wissen, wie es weiter geht. Da würden
wir, glaube ich, ein richtiges formales Problem
kriegen, wo wir entweder wieder ein akademi-
sches Proletariat erzeugen, weil dann Laufzeiten
zu Ende sind und die nicht die ganze Zeit im
Hochschulbereich bleiben können. Ich glaube, das
sollte allen bewusst sein, dass hier etwas kommt.
Und ich glaube, quer dazu, es hat vorhin jemand
gesagt, wir müssen uns auch klar sein: Alle Ar-
beitsmarktprognosen zeigen, dass pädagogische
und Sozialberufe in den nächsten Jahren gesucht
und nicht abnehmen werden. Und ich glaube, wir
müssen mehr aktiv dazu tun, auch diesen Nach-
wuchs zu rekrutieren. Es ist immer so ein biss-
chen öffentliches Abfallprodukt. Ja, wenn in der
Wirtschaft Arbeitsplätze gebraucht werden, dann
wird große Werbung gemacht; im sozialen Sektor,
im pädagogischen Bereich läuft das immer sehr
zurückhaltend. Und ich glaube, da sollten wir
auch deutlicher ein Signal geben: Hier müssen
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wir investieren, sonst werden wir wirklich in fünf
oder zehn Jahren ein großes Problem haben! Im
Lichte der Flüchtlinge, was wir da brauchen an
Personal, das sind Sozialarbeiter, ErzieherInnen
und, und, und. Es fehlt vorne und hinten, und da
müssen wir, glaube ich, wirklich dran arbeiten.

Zum Thema nochmal von Herrn Mutlu und dem
sicherlich geliebten Thema „Kooperationsverbot –
Kooperationsgebot“. Ich würde ungern immer
über diese Frage von Kooperation reden, sondern
für mich ist es immer erstmal primär eine Frage
von Zuständigkeiten. Und Herr Professor Maaz
hat vorhin zu Recht gesagt: „Wer mit vielen ge-
sellschaftlichen Bereichen zu tun hat, nehmen Sie
den Bereich der Tageseinrichtungen in der Zu-
ständigkeit der Kommunen.“ Also eigentlich ha-
ben wir hier noch einen weiteren Partner neben
Bund und Ländern, und dann da auch nochmal
die freien Träger, die kommen auch noch dazu,
also die zivilgesellschaftlichen Akteure, und dann
ist es zunächst einmal eine Frage von Zuständig-
keit, die ja auch wichtig und richtig ist, aber es
gibt eigentlich keinen Grund, und gerade das
Achte Sozialgesetzbuch, also das Kinder- und Ju-
gendhilfegesetz, zeigt uns, dass es auch wunder-
bar funktionieren kann, indem man gemeinsam
etwas macht, obwohl es unterschiedliche Zustän-
digkeiten gibt, Bund, Länder und Gemeinden bei
Kindertageseinrichtungen gemeinsam verpflichtet
sind, hier etwas zu machen. Und deswegen, ehr-
lich gesagt, ich kenne keinen Wissenschaftler, ich
kenne auch keine wissenschaftliche Studie, die
den Vorteil eines Kooperationsgebotes belegen o-
der zeigen kann; das ist eine politische Entschei-
dung. Das ist völlig in Ordnung, aber fachlich ge-
sehen gibt es, glaube ich, keine guten Gründe in
Deutschland, dass man zumindest nicht sagt, die
Aufgaben sind so dringlich und so wichtig, und
entweder reden wir ernsthaft über die, denen es
schlecht geht, und wir wollen ernsthaft eine Lö-
sung finden, dann müssen diese Fragen an die
zweite Stelle rücken, und dann muss man im
Zweifelsfall Zuständigkeiten klären und trotzdem
zusammenarbeiten.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Professor Schleicher.

Prof. Dr. Andreas Schleicher (OECD):

Herzlichen Dank. Herr Volmering, Sie hatten ge-
sagt, dass die Ausgaben pro Schüler in Deutsch-
land überdurchschnittlich hoch sind. Das gilt aber
nur für den Sekundar-II-Bereich, und dort im We-
sentlichen auch nur durch die hohen Aufwendun-
gen der Wirtschaft für die duale Ausbildung. Im
Primarbereich liegen die Ausgaben pro Schüler
klar unter dem OECD-Mittel, im Sekundar-I-Be-
reich liegen sie knapp unter dem OECD-Mittel,
aber immer noch deutlich unter dem europäi-
schen Mittel. Also das muss man sehr differen-
ziert betrachten, und das ist sehr wichtig. Warum
bewerten wir zusätzlich zu den Pro-Kopf-Ausga-
ben das auch nochmal zum Bruttoinlandspro-
dukt? Einfach, um ein weiteres Vergleichsmaß zu
haben. Wenn Sie zum Beispiel sehen, dass Me-
xiko weniger pro Kopf ausgibt als Deutschland,
dann sagt das so alleine noch sehr wenig, weil da
ganz andere Kostenstrukturen zugrunde liegen. In
dem man das Bruttoinlandsprodukt dann auch
mit einbezieht, macht man das relativ und sieht es
zur Gesamtkraft der Wirtschaft, also: Was kann
ein Land theoretisch investieren? Im Grunde sind
beide Maße wichtig. Verschiedene beleuchten die
Investition von verschiedenen Gesichtspunkten,
deswegen nutzen wir sie auch beide, aber für
Deutschland verändert sich das Gesamtbild nicht,
die Ausgaben bleiben gerade in den ersten Schul-
und Lebensjahren unterdurchschnittlich.

Das führt mich zu Ihrer zweiten Frage: Wo kann
man mehr investieren? Natürlich hat da jeder sei-
nen langen Wunschzettel, aber im Großen und
Ganzen kann man sagen, Deutschland könnte
mehr in den ersten Lebens- und Schuljahren in-
vestieren und könnte vielleicht ein bisschen mehr
sparen bei den Reparaturausgaben. Also ich
denke, da ist so ein bisschen eine Verschiebung
der Ausgaben, der Investitionen, dort, wo die Er-
träge relativ hoch sind. Öffentliche Ausgaben im
frühkindlichen Bereich haben sicherlich sehr viel
bessere Erträge als öffentliche Ausgaben im Hoch-
schulbereich, Sekundar-II-Bereich, sicherlich.
Also da denke ich, Verschiebung in die ersten Le-
bensjahre, wo entscheidende Grundlagen gelegt
werden.

Insgesamt muss man aber sagen: Die Höhe der
Ausgaben pro Schüler erklärt gerade mal 20 Pro-
zent der Leistungsunterschiede zwischen den
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OECD-Staaten. Das Entscheidende ist wirklich,
wie die Ausgaben getätigt werden, und darüber
muss man sich sehr klar sein; da, denke ich,
könnte Deutschland ein bisschen mehr Mut zur
Differenzierung gebrauchen. Wenn man sich mal
Deutschland bei den Bildungsausgaben anguckt,
alle Klassen sind gleich groß, alle Lehrer werden
gleich bezahlt, im Grunde gibt es wenig Möglich-
keiten, Ausgaben so zu tätigen, wie das Geld ge-
braucht wird. Wenn man auf die nordischen Staa-
ten und Australien, England schaut, da gibt’s for-
melbasierte Finanzierungssysteme, wo die Finan-
zierung sich nach den Herausforderungen im rela-
tiven lokalen Kontext richtet. In Schweden, zum
Beispiel, muss ein Schulleiter entscheiden, wie
bezahle ich meine Lehrkräfte, und da kommt
durchaus Leistung, Aufgabenbereich, Qualifika-
tion mit hinein. Also mehr Mut zur Differenzie-
rung!

Ich habe vorhin darauf hingewiesen, dass
Deutschland auch weniger Unterrichtszeit hat in
der Primarschule; das ist ein Defizit, trotz Ganz-
tagsschule. Finnland hat insgesamt noch weniger
Unterrichtszeit, hat aber 30 Prozent der Unter-
richtszeit frei, wird den Schulen zur Verfügung
gestellt, damit sie außerhalb des Klassenverbands
Kinder intensiv fördern können. Und das geht
dort nicht nur um leistungsschwache Schüler, das
geht dort auch um bestimmte Talente, wo im
Grunde mehr Differenzierung in den Ressourcen
die Möglichkeiten gibt, sehr viel gezielter zu för-
dern und Geld flexibler auszugeben. Wie gesagt,
mehr Differenzierung auch im Aufgabenbereich
der Lehrkräfte. Das ist vielleicht noch wichtiger,
als jetzt insgesamt die Gesamtinvestition zu erhö-
hen.

Zum Thema „Durchschnittsalter der Lehrer“, da
spielt natürlich auch die Demographie eine ganz
entscheidende Rolle. Die Schülerzahlen sinken,
der Lehrerberuf ist so ein bisschen der „goldene
Käfig“ in Deutschland, und es gibt wenige Mög-
lichkeiten im Grunde, andere Berufsperspektiven
anzustreben. Und dadurch ergibt sich im Grunde
eine alternde Struktur.

Aber den anderen Punkt, den Sie angesprochen
haben, die Anerkennungsthematik, das ist, glaube
ich, in Deutschland weiterhin sehr, sehr unterbe-
lichtet. Wir haben 2013 mal eine spannende Stu-

die dazu gemacht. Und zwar haben wir die Fähig-
keiten, die Kompetenzen der Erwachsenen direkt
gemessen und dann angeschaut, welche Qualifi-
kationen sie haben. Und da sieht man in Deutsch-
land ganz klar, dass Personen mit Migrationshin-
tergrund deutlich unterbewertet werden, wenn
man auf die Qualifikationen schaut, weil man
eben nicht weiß, was jetzt so ein syrischer Elektri-
ker kann, aber bei den Kompetenzen oft durchaus
vergleichbar waren, gerade an der Leistungsspitze.
Und das ist natürlich für den Arbeitsmarkt ein
sehr, sehr großes Hindernis. Wenn also Arbeitge-
ber nicht wissen, was Leute tatsächlich können,
weil die formalen Qualifikationen die Kompetenz
nicht widerspiegeln, ist das ein enormes Defizit.
Und da, glaube ich, hat Deutschland noch sehr
viel Nachholbedarf, ein sehr viel differenzierteres
Anerkennungssystem zu schaffen, was tatsächlich
auf die Kompetenz schaut; das, was Menschen
können, anstatt wie sie diese Kompetenz erlangt
haben. In Deutschland können Sie bestimmte
Qualifikationen nur bekommen, wenn Sie einen
bestimmten Ausbildungsweg verfolgt haben, und
ich denke, da muss man sehr dran arbeiten, ge-
rade bei einer Migration. Da sind wir im Grunde
am Anfang einer Bewegung. Und da, glaube ich,
kommen auf Deutschland noch große Herausfor-
derungen zu. Also direkte Bewertung von dem,
was Menschen können – weniger Bewertung, wie
sie diese Kompetenz erlangt haben.

„Alphabetisierung“ ganz sicher auch ein entschei-
dendes Thema. Die PIACC-Erwachsenenstudie
der OECD hat gezeigt, wie viele erwachsene Leute
- sie reden von 20 Prozent in Deutschland, die
schlechter lesen als ein 10-jähriges Kind. Also das
ist die Dimension, die Dramatik, die wir hier ha-
ben. Und ich denke, wenn man auf die nordi-
schen Staaten in Europa schaut - Norwegen, Däne-
mark, Schweden, Finnland - das Angebot dort zur
Weiter- und Fortbildung, nicht nur in großen
komplexen Zusammenhängen, sondern da kann
im Grunde jeder entscheiden, wo lerne ich, wann
lerne ich, wie lerne ich, das wird durch den Ar-
beitgeber, durch den Staat, durch den Einzelnen
gefördert. Da gibt’s also sehr viel mehr Möglich-
keiten, Defizite bei der Alphabetisierung im Er-
wachsenenleben abzubauen. Schwierig bleibt das
allerdings, darüber muss man sich ganz klar sein.
Was Sie in den ersten Lebens- und Schuljahren
nicht erreichen, das wird später sehr, sehr teuer.
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Es ist aber möglich. Kanada ist auch noch ein gu-
tes Beispiel. Es gibt Länder, wo das Angebot und
die Wahrnehmung des Angebots zur Weiterbil-
dung deutlich besser ist als in Deutschland, wo
die Defizite auch noch im späteren Alter abgebaut
werden.

Letzter Punkt, die Frage zu MINT. Interessant ist
hier, dass, wenn wir auf die Schule schauen, es
kaum noch Leistungsunterschiede zwischen Jun-
gen und Mädchen gibt bei den MINT-Fächern. Bei
den Schulleistungen sieht das im Grunde relativ
gut aus. Da liegt Deutschland auch immer im gu-
ten Mittelfeld. Wenn man aber die Einschätzung
junger Menschen anschaut auf Karriereperspekti-
ven in diesen Bereichen, in den MINT-Fächern,
dann sieht man im Grunde ein überdurchschnitt-
liches Desinteresse, gerade bei den Mädchen.
Mädchen in Deutschland sehen Naturwissen-
schaften als Schulfach mit Fachwissen an, aber
nicht als etwas, was ihnen später im Grunde Le-
benschancen eröffnet. Sie sehen des Weiteren,
dass, je länger deutsche Schüler in Deutschland in
der Schule sind, umso weniger interessieren sie
sich für die MINT-Fächer. Da läuft also irgendet-
was grundschief, noch nicht im Bereich der Ver-
mittlung von Fachwissen, aber in der Vermittlung
dessen, was Naturwissenschaften eigentlich sind.
Als Naturwissenschaftler zu denken, als Natur-
wissenschaftler zu arbeiten, da, denke ich, geht
sehr viel an Interesse und Kapital verloren. Wir
haben auch bewertet in der letzten PISA-Studie,
dass zum Beispiel Eltern und selbst Lehrkräfte,
bei gleicher naturwissenschaftlicher Leistung,
trotzdem den Jungen eher zutrauen, später die In-
genieure zu werden, als den Mädchen. Und daran,
denke ich, muss man arbeiten. Es geht also weni-
ger darum, einfach mehr Fachwissen oder mehr
Stunden in die Naturwissenschaften zu investie-
ren, als die Art und Weise, wie diese Kompeten-
zen gefördert werden, deutlich zu verändern.
Auch da, denke ich, kann Deutschland sehr, sehr
viel von anderen Ländern lernen.

Vorsitzende Patricia Lips:

Frau Professor Stanat.

Prof. Dr. Petra Stanat
(Humboldt-Universität zu Berlin):

Zur Frage von Herrn Rupprecht. Sie haben ja die
Hypothese angesprochen, weil die Bildungsange-
bote sind vorhanden, sie müssen nur genutzt wer-
den. Und da gibt es verschiedene Nutzungshür-
den, und eine Nutzungshürde, die Sie angespro-
chen haben oder Ihre Hypothese war, dass das an
den Werten, an der Wertschätzung von Bildung
liegen könnte. Ich glaube, es gibt verschiedene
Nutzungshürden, und die sind sehr unterschied-
lich gelagert. Herr Professor Maaz hat welche an-
gesprochen, beispielsweise den Zugang in ländli-
chen Regionen, die Entfernung zu bestimmten Bil-
dungsangeboten. Das spielt gerade auch in Ihrem
Bundesland, glaube ich, eine ganz wichtige Rolle.
Was wir ja häufig sehen, ist, dass Familien als bil-
dungsfernere Familien bei gleichen Leistungen
der Schülerinnen und Schüler, der Kinder, kon-
servativer entscheiden, also seltener sozusagen
sich für ein gymnasialen Bildungsgang entschei-
den, was mit unterschiedlichen Hürden zu tun
hat. Also wahrgenommene Kosten, die Frage:
Schafft es das Kind? Vielleicht auch ein bisschen
ein Stück weit Unwissenheit darüber, was Herr
Professor Schleicher vorhin dargestellt hat, die
Returns, die man erreichen kann durch solche Bil-
dungsangebote, durch beispielsweise eine gymna-
siale Laufbahn.

Was die Wertschätzung angeht, darüber wissen
wir in der Tat wenig. Was wir aber zum Beispiel
wissen, ist, dass Schüler oder auch Familien mit
Migrationshintergrund extrem hohe Bildungsaspi-
rationen haben. Also das ist ein ganz gesicherter
Befund. Das findet man sogar nicht nur in
Deutschland, das findet man praktisch weltweit.
Die Migranten wandern ja häufig aus, um gerade
für ihre Kinder auch bessere Bildung, weil sie
sich bessere Bildungschancen erhoffen. Und das
sieht man ganz deutlich in den Daten. Zum Teil
sind diese Aspirationen unrealistisch. Sie sind
also so hoch, dass man sagen kann, das wird
wahrscheinlich nicht erreicht werden in unserem
Bildungssystem. Das ist eine Hypothese, die ja im-
mer noch untersucht wird, da gibt’s auch Anhalts-
punkte dafür, dass das auch daran liegen könnte,
dass die Familien oft zu wenig Wissen haben dar-
über, wie das Schulsystem funktioniert, wo sie
sich hinwenden müssen, und die Qualität der Bil-
dungsangebote, die variiert ja auch. Es ist ja nicht
überall gleich, dass sie zu wenig Informationen
darüber haben, welchen Weg man gehen muss,
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um die qualitätsvollen Bildungsangebote auch tat-
sächlich nutzen zu können. Also sogenannte
„weak ties“, über die wir alle verfügen in sozialen
Netzwerken, wir wissen, wo wir Informationen
herbekommen können, von anderen Eltern bei-
spielsweise, die sind weniger ausgeprägt bei Fa-
milien mit Migrationshintergrund. Das führt dazu,
dass sie weniger in der Lage sind, die hohen Aspi-
rationen, die sie haben, dann auch tatsächlich
umzusetzen in guten Bildungserfolg.

Und ein Weg, der hier, wo wir, glaube ich, noch
deutlich mehr tun müssen, ist zu versuchen, das
ist nicht einfach, aber was wir versuchen müssen,
verstärkt zu tun, ist, die Eltern tatsächlich einzu-
beziehen in die Bildungsinstitutionen, zu infor-
mieren und zu unterstützen in den Bildungsent-
scheidungen, die zu treffen sind. Danke.

Vorsitzende Patricia Lips:

Und zum Abschluss dieser Runde noch Professor
Trautwein.

Prof. Dr. Ulrich Trautwein
(Eberhard Karls-Universität Tübingen):

Die Frage war nach Reformen – wann und wie.
Natürlich immer wieder! Das Erste ist, wenn die
Ergebnisse unbefriedigend sind, die PISA, TIMMS
und andere Studien geben da immer wieder mal
Hinweise. Leistungsstark, leistungsschwach; ein
wunderbares Beispiel: das BMBF hat darauf ja
auch reagiert mit speziellen Programmen.

Zweiter Punkt, man muss sich Reformen überle-
gen, wenn es neue Herausforderungen gibt. Also
ein Beispiel, was mich gerade sehr beschäftigt, ist:
Was macht man denn eigentlich mit dem Ge-
schichtsunterricht, wenn die Schülerschaft immer
heterogener wird und die deutsche Geschichte
nicht für alle sozusagen die Geschichte ist, wo der
unmittelbare Bezugspunkt da ist, und was bedeu-
tet das für die Werteentwicklung der entsprechen-
den Schülerinnen und Schüler. Also neue Heraus-
forderungen, überlegen, wie man darauf reagiert.

Ein weiteres Beispiel ist die Digitalisierung oder
auch der Trend zur höheren Bildung, also sozusa-
gen die Frage: Was ist in gewisser Weise die mas-
sivste Veränderung im Schulsystem gewesen? Es

waren einerseits natürlich strukturelle Reformen,
aber zum anderen einfach die Veränderung der
Schulbesuchsquoten, massive Veränderung, auf
die man wahrscheinlich irgendwie reagieren
muss.

Und das Dritte ist, man muss Reformen machen,
wenn es Änderungen von gesellschaftlichen Vor-
stellungen darüber gibt, wie Lernen funktionieren
soll. Ein Beispiel ist die Inklusion; weitere Bei-
spiele sind angemessene Zeitkontingente fürs Ler-
nen: Was muten wir unseren Schülern zu? Wel-
che Rolle dürfen Belohnung oder Bestrafung spie-
len? Gesellschaftliche Veränderungen in diesen
Fragen ziehen Konsequenzen für institutionelle
Lernprozesse nach sich. Das ist dieser dritte Be-
reich, allerdings teilweise unabhängig davon, ob
dann das Lernen besonders gut oder schlecht ge-
lingt, sondern es sind gesellschaftliche Herausfor-
derungen, auf die reagiert wird mit gesellschaftli-
chen, geänderten Wertvorstellungen, Entschei-
dungen.

Wenn man dann eine Reform macht, wie sollte es
passieren? Ich würde jetzt mal sagen, die meisten
Reformen oder viele Reformen funktionieren auch
so. Man definiert sich genau das Ziel: Was ist es
denn, was man erreichen möchten? Häufig gibt es
auch mehrere Ziele, es gibt potenzielle Nebenwir-
kungen dabei; das muss einem vor Augen stehen,
und häufig ist das zugrundeliegende Ziel tatsäch-
lich ja bei vielen Betroffenen das gleiche, aber der
Weg, über den gestritten wird, ist ein sehr unter-
schiedlicher.

Das Zweite ist dann, und das kommt meines Er-
achtens nach wie vor zu kurz, es gibt einen Fun-
dus von wissenschaftlichen Erkenntnissen, so-
wohl theoretischer als auch empirischer Natur,
den man sich sehr genau anschauen sollte. Das
funktioniert häufig, aber bei weitem nicht bei al-
len Form- und Entscheidungsprozessen in Kom-
munen, Ländern und im Bund.

Das Dritte ist dann die Maßnahmenauswahl. Häu-
fig ist die geforderte oder tatsächlich vorgenom-
mene Strukturveränderung, die am wenigsten ge-
eignete und effiziente Maßnahme. Da würde ich
immer wiederum sagen: Wenn Sie schauen, was
sind eigentlich die Prozesse, die Bildung ausma-
chen, dann muss man eben auf die Prozesse gehen
und deren Qualität in der Regel verbessern. Das
ist ein wichtiger Punkt.
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Teilweise wird sogar mit Maßnahmen das Gegen-
teil erreicht von dem, was man angestrebt hat.
Also beispielsweise Förderung von sozialschwä-
cheren Schülerinnen und Schülern. Wenn die bis-
her schlecht abschneiden, liegt es vielleicht da-
ran, dass der Unterricht falsch war. Jetzt könnte
man sagen, jetzt verändert man den Unterricht
und da würde ich denken, beispielsweise so et-
was wie verstärkter Einsatz von offenem Unter-
richt; könnte für manche dieser Schülerinnen und
Schüler sogar gefährlich sein, obwohl man ihnen
nutzen möchte, schadet man ihnen damit. Also
sehr gut aufpassen!

Und das ist auch der vierte und letzte Punkt, wie
die Reformen passieren sollten – eine ordentliche
Qualitätssicherung, Begleitung dabei, und zwar
sowohl eine formative Evaluation, so nennen wir
das, eine begleitende Evaluation, deren Ergebnisse
rasch zurück in die Praxis gespiegelt werden, da-
mit man Veränderungen auch vornehmen kann,
Maßnahmen optimieren kann und eine ordentli-
che summative Evaluation, also eine abschlie-
ßende Evaluation, damit man tatsächlich den Er-
folg einer Maßnahme, einer Reform festhält. Das
hilft, um sie zu verbessern, das hilft, die Maß-
nahme abzuschaffen, aber es hilft manchmal
auch, eine Maßnahme zu sichern über die Legisla-
turperiode hinweg. Also eigentlich potenziell ha-
ben alle etwas davon, allerdings zu verschiedenen
Zeitpunkten.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank. Wir haben jetzt vor uns noch poten-
ziell 26 Fragen, aufgeteilt in zwei Runden. Und
ich darf die Kolleginnen und Kollegen herzlich
bitten, auch Fairness untereinander zu wahren
und zielgerichtet in die Frage zu münden.

Das Wort hat die Kollegin Dings-Dierig von der
CDU/CSU-Fraktion.

Abg. Alexandra Dinges-Dierig (CDU/CSU):

Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Das ist natürlich
jetzt eine Herausforderung nach dieser einen
Stunde, was ich jetzt heute alles gehört habe und
welche Forderungen der Sachverständigen uns ge-

genüber gestellt wurden, ohne dass sie selber mer-
ken, dass ihre Sprache Sie verrät. Also wenn wir
sagen, formale Qualifikation soll nicht so wichtig
sein, das unterschreibe ich sofort. Sagen wir auf
der anderen Seite, ein Kind kommt aus einem bil-
dungsfernen Elternhaus, wenn die Eltern keinen
Sekundarstufen-II-Abschluss haben – was ist das
für ein Bildungsdenken?

Dann kommt die Durchlässigkeit hin zum Stu-
dium, Frau Hannack. Sie haben es deutlich be-
tont, noch durchlässiger, noch durchlässiger. Wir
sind schon sehr durchlässig, aber muss denn jeder
studieren? Wo bleibt eigentlich die Wertschätzung
für die nicht-akademischen Berufe? Und wenn Sie
auf der anderen Seite sagen, wir tun zu wenig für
die Geringqualifizierten, dann schauen Sie sich
mal an, welche Taktik GEW und ver.di verfolgen,
seitdem wir versuchen, über Teilqualifizierung,
kürzere Qualifizierung, über Erfolg für den Einzel-
nen die Motivation des einzelnen jungen Men-
schen zu steigern! Also ich denke, wir sollten mal
ein Stück ehrlicher uns gegenüber sein und un-
sere Sprache kontrollieren!

Eine erste Frage hätte ich an Frau Professor Sta-
nat. Vielen Dank für die Ausführungen, die wir
bekommen haben. Sie schreiben an der einen
Stelle, es wurde viel in die Deutschförderung in-
vestiert, die Effektivität ist jedoch ungewiss. Jetzt
würde mich mal interessieren; auch diese Er-
kenntnis habe ich aus der Praxis von früher, aber
welche Erkenntnisse haben Sie, die wir vielleicht
noch nicht erkannt haben, in einer Studie bezüg-
lich der Differenzierung der Wirksamkeit der
Maßnahmen, Sprachförderung für Migranten und
Sprachförderung für Nicht-Migranten? Wir hatten
vorhin schon einmal dieses Thema, aber Sie ha-
ben das hier so festgestellt, also ich habe das so
gelesen, dass es hier wohl Erkenntnisse gibt, was
eventuell uns noch mehr Hinweise gibt, wie wir
da vorgehen sollten neben dem, was wir aus prak-
tischen Versuchen schon wissen.

Und eine Frage an Herrn Professor Trautwein. Sie
sprechen auch in Ihrem Bericht von zu wenig Ex-
perten mit Methodenwissen in Politik und Bil-
dungsadministration zur Auswertung der Bil-
dungsberichterstattung. Dem stimme ich voll und
ganz zu. Frage an Sie: Gibt es aus Ihrer Sicht aus-
reichend empirische Bildungsforschung zur Wirk-
samkeit bildungspolitischer Maßnahmen?
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Vorsitzende Patricia Lips:

Das Wort hat der Kollege Spiering von der SPD-
Fraktion.

Abg. Rainer Spiering (SPD):

Vorab, Herr Professor Rauschenbach, herzlichen
Dank für Ihre Einlassung zu den Krippen und
Kitas. Ich glaube auch, dass wir da der Entwick-
lung hinterher sind. Ich finde, dass da unglaub-
lich gut und unglaublich viel geleistet wird, und
wir das häufig unterschätzen und dass wir auch
materiell die Arbeit der ErzieherInnen bei Weitem
unterschätzen und dass wir daran auch dringend
arbeiten müssen.

Zweite Anmerkung dazu: Ich halte auch den Be-
zahlmodus für Lehrerinnen und Lehrer nicht
mehr für zeitgemäß. Ich sage mal so aus meinem
eigenen Erfahrungsbereich, ob es denn fair ist, ei-
nen Gymnasiallehrer besser zu bezahlen als einen
Hauptschullehrer, der sich zurzeit mit Schülerin-
nen und Schülern auseinandersetzt, die nicht un-
bedingt leicht im Umgang sind, das halte ich auch
nicht für sonderlich fair, übrigens auch nicht son-
derlich leistungsangemessen. Das sind Relikte aus
einer anderen Zeit.

Aber lassen Sie mich mal auf mein Thema gehen,
das mich interessiert. Wir haben circa 2,5 Mio.
Schülerinnen und Schüler im Sek-II-Bereich „Be-
rufsbildende Schulen“.

These 1: Ich nehme das in der öffentlichen Wahr-
nehmung nicht wahr - vielleicht nehmen Sie das
anders wahr -, deswegen erhalten wir im Berufs-
schulbereich auch relativ wenig Unterstützung.
Sie haben gesagt, dass die Ausgaben im Sek-II-Be-
reich in Deutschland relativ hoch sind, bedingt
durch die wirtschaftlichen Ausgaben. Ich halte
die Aussage für sehr schwierig. Ich glaube auch
nicht, dass Sie die halten können, weil im Ausbil-
dungssektor im Handwerk, und das ist nachgewie-
sen, ein Mehrwert stattfindet durch Ausbildung.
Das heißt, wenn Sie mal gegenrechnen, was dem
Handwerksbetrieb an Income zukommt, dann
werden sich Ihre Zahlen sehr schnell relativieren.
Wäre ich eigentlich auch dankbar, wenn das mal
klargestellt würde, weil das auch einige Sachen
grade rücken würde.

These 2: Ich glaube, dass die autonome Schule der
richtige Weg wäre. Da sind wir partiell im berufs-
bildenden Schulbereich auch dabei. Es ist natür-
lich von Bundesland zu Bundesland unterschied-
lich. Niedersachsen hat ProReKo, und die großen
Schulen sind mehr oder weniger eigenständig, ha-
ben aber auch dort die Problematik, dass sie sich
im Gefüge zwischen A13 und A16 weiter bewegen
müssen. Auch das halte ich für verbesserungswür-
dig.

Jetzt kommen Fragen: da geht’s auch um die Be-
rufsschulabschlüsse. Ist Wissenschaft eigentlich
dazu in der Lage, über das komplexe Abschluss-
system der berufsbildenden Schulen und dann
der Abschlussprüfungen über die Lernfeldtheo-
rien einen Vergleich zu ziehen, was in anderen
Sek-II-Bereichen passiert, weil die Prüfung ist
deutlich komplexer, sind Sie dazu in der Lage,
das wissenschaftlich zu erfassen? Professor
Schleicher ist vielleicht am ehesten dazu in der
Lage, die Frage zu beantworten; alle anderen be-
stimmt natürlich auch, um Gottes Willen.

Dann, was mich umtreibt: Findet bei uns Berufs-
bildungsforschung statt? Haben Sie einen Über-
blick über den Zustand der universitären Berufs-
schullehrerausbildung? Es ist eben angesprochen
worden - Methodik/Didaktik - gerade speziell auf
die gewerblich-technische Ausbildung; wo stehen
wir da? Ich habe zurzeit keine Aussagen, ich be-
komme auch keine so richtig. Haben Sie einen
Überblick darüber?

Vorsitzende Patricia Lips:

Und die Fragen gehen jetzt alle an Herrn Professor
Schleicher? Diese beiden Komplexe?

Abg. Rainer Spiering (SPD):

Ich mache das einfach mal so, das macht die Sa-
che einfacher. Okay, ich lasse es damit gut sein.

Vorsitzende Patricia Lips:

Gut, dann hat die Kollegin Dr. Hein das Wort.
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Abg. Dr. Rosemarie Hein (DIE LINKE.):

Vielen Dank. Meine erste Frage geht auch an
Herrn Professor Schleicher. Wir haben Anfang des
kommenden Jahres wahrscheinlich Inklusionsan-
träge hier im Ausschuss, und die Frage der Inklu-
sion ist ja eine zentrale im Bildungssystem. Und
wenn man sich den Bildungsbericht und alle Bil-
dungsberichte, wo man so etwas finden kann, an-
schaut, wird sehr deutlich, dass nicht nur die
Zahl der Förderdiagnosen nicht wirklich ab-
nimmt, bzw. sich da nicht so richtig was tut, son-
dern, dass sie auch noch unglaublich differenziert
zwischen den unterschiedlichen Bundesländern
sind. Also ich habe mal zwei Zahlen nur rausge-
nommen, um nicht die Stadtstaaten zu bemühen,
die immer bemüht werden an dieser Stelle:
Schleswig-Holstein mit 6,2 Prozent und Sachsen-
Anhalt, mein Bundesland, mit 9,1 Prozent. Meine
Frage an Sie: Können Sie das irgendwie erklären,
warum so unterschiedlich viele Förderdiagnosen
gestellt werden?

Und meine zweite Frage geht an Professor Maaz.
In Ihrer Stellungnahme reden Sie vom Abitur als
Basisqualifikation für zumindest einige Berufe.
Das ist auch mit Blick auf Industrie 4.0 möglicher-
weise richtig. Die Frage, die sich mir aber dann
stellt, ist: Welchen Stellenwert haben denn dann
andere Schulabschlüsse; also konkret der Haupt-
und der Realschulabschluss künftig, auch für wel-
che Segmente, für welche Berufe? Und das frage
ich vor allen Dingen deshalb, weil sehr viele Pro-
gramme aus Bund und Ländern sich eben auf den
nachholenden Hauptschulabschluss richten, und
weil an Berufsschulen zum Beispiel 10 Prozent
den Realschulabschluss nachträglich erwerben
und zum Beispiel die Lernförderung der Bundes-
regierung über das Bildungs- und Teilhabepaket
regelmäßig nicht auf einen höheren Schulab-
schluss ausgerichtet ist. Und da frage ich mich:
Welchen Stellenwert räumen wir, angeschlossen
an Frau Dinges-Dierig, denn nun diesen anderen
Schulabschlüssen für die Zukunft ein?

Vorsitzende Patricia Lips:

Der Kollege Mutlu.

Abg. Özcan Mutlu (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Jetzt hat sie mir die Inklusionsfrage vorwegge-
nommen. Deshalb stelle ich mal zwei andere Fra-
gen. Wir haben noch eine Menge Fragen. Wenn
man so viele ExpertInnen hier hat, nutzt man das
natürlich auch aus.

Die eine Frage geht an Frau Professor Stanat. Sie
haben vorhin gesagt „Elternbildung - Stichwort
Eltern“, was meiner Meinung nach essentiell ist,
um die Herausforderungen, die uns bevorstehen,
zu bewältigen. Also die größte Gruppe, die betrof-
fen ist, sind ja nicht nur arme Familien, sind auch
oft eben Familien mit Migrationshintergrund. Ob-
wohl viele von denen das deutsche Schulsystem
durchlaufen haben, gibt es da immer noch eine
Menge Lücken und Defizite hinsichtlich unseres
Bildungssystems. Anders kann man nicht erklä-
ren, warum die Bildungsverläufe der dritten Ge-
neration sich eigentlich nicht deutlich verbessern.
Bei mir war das so: Erste Generation, meine Eltern
hatten eben null Ahnung über das Schulsystem,
aber ich weiß, wie dieses System funktioniert.
Und man erwartet, oder kann davon ausgehen,
dass meine Kinder eben nicht dieselben Hürden
nehmen müssen, wie eben die zweite Generation.
Daher frage ich konkret: Was kann man machen,
um diese Eltern - und da unterscheide ich nicht
zwischen Deutschen und Nichtdeutschen -, son-
dern diese Eltern, deren Kinder in diesen Risiko-
lagen sind, gezielter zu gewinnen, sie für die
Schule zu gewinnen, sie für diesen pädagogischen
Auftrag zu gewinnen. Weil Eltern sind eine wich-
tige Erziehungsinstanz, und wenn Schule eine
„Blackbox“ ist, die sich abschottet und Eltern da
nicht „reindürfen“ und nicht „reinreden“ dürfen,
um zu kooperieren und an einem Strang zu zie-
hen, ist das ein Problem. Also finden Sie zum Bei-
spiel, weil ja die Bundesregierung immer gerne so
mit Sonderprogrammen kommt, was ich nicht so
gut finde, aber mal hier ein Programm für Eltern
aufgelegt, gezielt Schulen zu öffnen und Schulen
zu fördern, damit sie Elternarbeiten nach vorne
bringen? Ist die eine Frage.

Und die zweite Frage geht an Herrn Professor
Maaz. In Ihrer Ausarbeitung sagen Sie, als eine
der zentralen Herausforderungen nehmen Sie Be-
zug auf die Schnittstellen der verschiedenen Bil-
dungsebenen und Schnittstellen individueller Bil-
dungsverläufe. Und sagen auch, dass dann an die-
sen Schnittstellen eine Menge kaputt geht, so ver-
stehe ich das zumindest, oder verloren geht, sagen
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wir mal so. Was müsste sich an den Schnittstellen
verändern, damit eben die Schnittstellen nicht
auch zusätzlich als Faktor Verlierer erzeugt? Wie
kann man das besser verzahnen? Wir kann man
das besser voranbringen, so dass eben da an den
Schnittstellen auch nicht so viele scheitern?

Vorsitzende Patricia Lips:

Der Kollege Schipanski von der CDU/CSU-Frak-
tion.

Abg. Tankred Schipanski (CDU/CSU):

Vielen Dank, Frau Vorsitzende.

Frau Hannack, ich bin ein Stückchen entsetzt
über die Rhetorik, dass hier gesagt wird, das deut-
sche Bildungssystem polarisiert. Also wir haben
ein Bildungssystem seit Jahren, wo wir sagen:
Kein Abschluss ohne Anschluss. Das ist eigent-
lich das durchlässigste System, was man weltweit
kennt. Es ist das System, wo Bildung am er-
schwinglichsten ist für Privatpersonen. Und da
muss man schon ein ganzes Stück überrascht sein
über die Äußerung, die Sie hier getätigt haben.
Ferner haben wir ein vielfältiges und ein viel-
gliedriges Schulsystem, weil wir eben auch viel-
seitige und unterschiedliche Individuen haben,
um da eben auch entsprechend zu schauen, indi-
viduell möglichst gut zu fördern. Und ich bin
Herrn Professor Maaz sehr dankbar, dass er gesagt
hat: „Chancengerechtigkeit ist eben nicht Ergeb-
nisgleichheit.“ Das hatten wir neulich auch in ei-
ner Debatte im Plenum gehabt, und das sollte man
entsprechend deutlich machen.

Ich möchte nochmal an meine Kollegin Dinges-Di-
erig anknüpfen, da auch diese OECD-Studien im-
mer sehr spannend für uns zu lesen sind. Ich
kann nur feststellen, Aufstieg durch Bildung ist in
Deutschland gelebte Realität. Und ich finde es
nicht schlimm, wenn jemand aus einem akademi-
schen Elternhaus anschließend eine duale Ausbil-
dung macht und einen ordentlichen Berufsab-
schluss hat. Und das wird ständig ausgeblendet.
Das finde ich nicht gut. Wir haben unwahrschein-
lich hohe Studierendenzahlen, aber man muss
eben, denke ich, bei so einer Betrachtung unbe-

dingt auch die duale Ausbildung, unsere Ab-
schlüsse dort, einbeziehen.

Ich habe zwei Fragen an Herrn Michallik von der
KMK, weil ich denke, wir haben das föderale Sys-
tem angesprochen; die KMK hat hier eine absolute
Schlüsselposition. Es wurde von den Sachverstän-
digen, ich glaube von Herrn Professor Rauschen-
bach, vorhin deutlich gemacht, wir haben regio-
nale Unterschiede, deutliche regionale Unter-
schiede. Und das ist ja eigentlich das, wo die
KMK jetzt anknüpfen könnte. Mich würde interes-
sieren: Wie reagiert die KMK auf diese regionalen
Unterschiede? Weil Bildungssache ja Ländersache
ist, sie verursachen im Zweifel auch diese regio-
nalen Unterschiede. Welche verbindlichen Be-
schlüsse gibt es, um diese regionalen Unter-
schiede zu beseitigen?

Die zweite Frage ebenfalls an Herrn Michallik, be-
trifft das Ganztagsschulprogramm. Ich fand das
jetzt ganz witzig, dass es hieß: Ja, ja, wir brauchen
da mehr Bund-Länder-Programme. Wer ist - und
ich bin auch dankbar, dass gesagt wurde, wir ha-
ben hier kein Problem vom Kooperationsverbot o-
der -gebot her, da sind klare Zuständigkeiten, die
wir festgelegt haben. Es gibt auch das Wort der
Verantwortungsgemeinschaft. Also ganz unter-
schiedlich. Wer hindert denn die Länder daran, o-
der ein Bundesland, ein Ganztagsschulprogramm
aufzulegen, außerschulische Bildung entspre-
chend zu finanzieren und anzubieten? Ich sehe da
nicht die Notwendigkeit, dass der Bund da in ir-
gendeiner Art und Weise auch gesetzgeberisch tä-
tig wird, weil ich das ganz normal bei dem einzel-
nen Bundesland sehe und es dem Bundesland
völlig frei steht, diese Ganztagsschulprogramme
entsprechend aufzulegen. Das betrifft auch das
Thema „Inklusion“, das Thema „Flüchtlinge“ und
auch das Thema „Digitalisierung“, aber ich will es
auf die Ganztagsschule begrenzen.

Vorsitzende Patricia Lips:

Und zum Abschluss dieser Runde hat die Kolle-
gin Dr. De Ridder von der SPD-Fraktion das Wort.

Abg. Dr. Daniela De Ridder (SPD):

Ganz vielen Dank, liebe Frau Vorsitzende. Ich bin
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sehr dankbar, heute in dieser Runde zu sein, weil
die Expertinnen und Experten deutlich gemacht
haben, wie sehr Bildung eine Platzanweiser-Funk-
tion in unserer Gesellschaft hat. Sie haben auch
nochmal deutlich gemacht, wofür ich sehr dank-
bar bin, dass Migration - ich selber bin auch Abge-
ordnete mit Migrationshintergrund, ich bin eine
von nicht wenigen inzwischen, Özcan Mutlu hat
ein Buch dazu herausgegeben, in dem er und ich
firmieren. Sie haben sehr deutlich gemacht, dass
Migration eher ein Problem der sozialen Unter-
schichtung, wie Hoffmann-Nowotny es mal ge-
nannt hat, ist, und deshalb, lieber Herr Professor
Rauschenbach, ist es so wertvoll, dass man in der
Pädagogisierung der Kindheit auch die Chancen
erkennt und nicht nur die Risiken.

Zu meiner Frage, die sich an Herrn Professor
Maaz und Frau Hannack richtet, und die sich auf
ein ganz konkretes Instrument, das wir bedienen
oder hier pflegen, bezieht, das ist nämlich die
Qualitätsoffensive Lehrerbildung. Da würde ich
gerne Ihre Einschätzung hören. Ich teile über-
haupt nicht, das sage ich sehr deutlich, die Posi-
tion, dass wir an dem Kooperationsverbot festhal-
ten sollten, weit gefehlt. Ich bin auch Kreistagsab-
geordnete, insofern sehr dankbar für den Hinweis,
dass man hier auch die Kommunen mit einbezie-
hen soll. Und wenn man fragt: „Was hindert denn
Länder und Kommunen, da deutlicher zu inves-
tieren?“, dann ist das nicht der einzelne Akteur,
dann sind es die Finanzen, die drücken, insbeson-
dere mit Blick auf die Schuldenbremse, die es
auch noch zu bewältigen gilt.

Jetzt aber zurück zur Qualitätsoffensive Lehrerbil-
dung. Wenn man Dr. Hattie folgt, dann sagt der:
„Der kritische Erfolgsfaktor für eine schulische
Karriere ist vor allem mit dem Lehrer oder der
Lehrerin verknüpft.“ Und da würde ich eben
gerne wissen, on the long run: Was sind denn tat-
sächlich die kritischen Erfolgsfaktoren, und wie
kann das möglicherweise durch die Qualitätsof-
fensive Lehrerbildung gesichert und abgebildet
werden? Und wie nachhaltig wirkt eigentlich die-
ses Instrument? Weil wir müssen ja ganz konkret -
in der Analyse teile ich vieles, was gesagt worden
ist - darüber nachdenken, wie nachhaltig wirken
die Dinge, die wir auf den Weg bringen, und müs-
sen jetzt ja gerade auch überlegen, wollen wir eine
Neuauflage oder wollen wir zuwarten, bis wir uns

endlich dazu entschieden haben, das Kooperati-
onsverbot tatsächlich sein zu lassen? Immer geht
es ja um die Erfolgswege von jungen Menschen,
und das nicht nur in der Kindheit und Jugend-
phase, sondern ja auch im gesamten Lebensver-
lauf. Und deshalb frage ich ganz dezidiert noch-
mal bei Elke Hannack nach: Was müssen wir
denn da eigentlich auch in der frühkindlichen
Bildung tun? Wir sind ja viel gescholten worden,
ich als Niedersächsin insbesondere, dass Nieder-
sachsen es gewagt habe, das Geld aus der BAföG-
Milliarde in die frühkindliche Bildung zu inves-
tieren, was ich nach wie vor richtig und gut finde,
aber was muss sich qualitätsorientiert da eigent-
lich noch in der frühkindlichen Bildung verän-
dern? Wie gesagt, mit der Bitte, das ganz konkret
nochmal zu machen.

Und letzte Teilfrage an der Stelle: Was würde das
in einem Worst-Case-Szenario eigentlich bedeu-
ten, wenn wir dabei blieben, was wir zaghaft „ha-
senfüßig“, hat das mal eine politische Redakteurin
genannt, dabei blieben, nur diese kleinen gewag-
ten Instrumente weiterzuentwickeln? Was braucht
es, um, wie gesagt, die Worst-Case-Szenarien, die
ich von Ihnen gerne hören würde, zu unterlaufen?
Vielen Dank.

Vorsitzende Patricia Lips:

Wenn wir jetzt zur Beantwortung kommen, würde
ich ganz gerne abweichend vom bisherigen Ver-
fahren Herrn Michallik zuerst das Wort geben,
weil der Fragesteller eventuell nicht mehr solange
unter uns sein kann, also ich meine, im Raum
sein kann.

Herr Michallik, Sie haben das Wort.

Udo Michallik (KMK):

Vielen Dank, sehr verehrte Frau Vorsitzende. Die
Frage war, sehr geehrter Herr Schipanski: Wie rea-
giert die KMK auf die regionalen Unterschiede?
Da ist natürlich jetzt die KMK als Institution ge-
fragt, eine sehr schwierige Frage, weil auf die regi-
onalen Unterschiede durch die Bundesländer in
der Regel dann selbst reagiert werden muss. Die
KMK selber als Institution ist ja nur für die län-
derübergreifenden Dinge zuständig. Und ich
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denke, da haben wir mit den ersten PISA-Studien
über die Entwicklung der Bildungsstandards und
die Entwicklung des gemeinsamen Monitorings
mit dem Bund, aber auch des ländereigenen Mo-
nitorings wesentliche Maßstäbe letztendlich ge-
schafft, um hier für mehr ländergemeinsame bil-
dungspolitische Maßnahmen Sorge zu tragen.

Ich glaube, aber das ist eine bekannte Diskussion,
auch in allen politischen Gremien, die dann auch
hier stattfindet. Ich glaube, wir sollten uns auch
ein bisschen mehr in der Zukunft trauen, auf an-
dere Bundesländer oder auf die Bundesländer zu
schauen, wo es letztendlich läuft. Und das sind
nicht immer ideologische Unterschiede aus mei-
nen Erfahrungen heraus, es sind auch strukturelle
Unterschiede. Und ich möchte hier doch aus-
drücklich Bayern nennen, auch wenn das hier
und da vielleicht dann wieder für ein kleines
Stöhnen sorgt. Es sind auch strukturelle Stabilitä-
ten in Bayern, es sind Strukturen, die Bayern über
viele Jahre im Qualitätssicherungssystem und in
der Lehrerbildung letztendlich aufgebaut hat. Es
gibt ein Institut für Schulentwicklung in Bayern,
es gibt ein Qualitätssicherungsinstitut, es gibt eine
Lehrerakademie, und das mit einer Rotation der
dort Angestellten, die für einen regelmäßigen
Austausch zwischen den Praktikern in der Schule
Sorge tragen, zwischen den Wissenschaftlern an
den Universitäten Sorge tragen, und wo nicht
letztendlich, nur weil Bayern immer in den Ran-
kings vorne steht, das ein Grund ist, sondern da
steht auch strukturelle Qualitätsentwicklung da-
hinter. Es gibt auch zum Beispiel die Stadt Ham-
burg, die über ein entsprechendes Bildungsmoni-
toring es geschafft hat, durchaus sehr schulscharf
letztendlich zu schauen, wo sind die Probleme,
wo sind die Strukturen, und können wir mit die-
ser genauen Beobachtung letztendlich dann auch
zielgerichtet Bildungspolitik betreiben. Also wir
müssen nicht immer in die nordischen Staaten ge-
hen oder irgendwie woanders hin, wir haben
durchaus auch Best-Practice-Beispiele in unseren
Ländern, um zu schauen, wo etwas funktioniert
und wo etwas und warum etwas nicht funktio-
niert. Das nur mal exemplarisch.

Was kann die KMK an der Stelle tun? Und da hat
es in den letzten Jahren durchaus Bewegung in
den Ländern gegeben. Die Länder schauen unter-
einander, wo funktioniert warum etwas, und es

wird geguckt, und es werden Strukturen verän-
dert, ob es die Qualitätssicherung ist oder ob es
andere Fragen im ländereigenen Monitoring sind.
Das IQB ist ständig in den Ländern unterwegs, um
dann auch mit länderscharfen Analysen den Län-
dern letztendlich zu sagen, was getan werden
kann, um bei bestimmten Problemstellungen Ab-
hilfe zu schaffen. Da sind wir in der Tat besser als
mancher es hier auch beschreiben mag.

Ganztagsschule ist ja ein weites Feld. Ich möchte
gar nicht so unbedingt auf das Problem der Ganz-
tagsschule selber eingehen. Das wäre wieder eine
Segmentierung der unterschiedlichen Problem-
stellungen und Herausforderungen, die wir im
Bildungsbereich dann letztendlich haben. Auch
da könnte ich sagen, wenn man in die Bundeslän-
der hineinguckt und Bildungserfolg der einzelnen
Bundesländer dann mit den Strukturen vergleicht,
dann ist auch da nicht immer eine Korrelation zu
verspüren. Es ist letztendlich eine bildungspoliti-
sche Entscheidung, ob Ganztagsschule in den
Ländern durchgeführt werden kann und in wel-
chem Umfang und nicht nur eine bildungspoliti-
sche Entscheidung. Wir wissen alle zusammen
aus der Diskussion um die Problematik offene o-
der gebundene Ganztagsschule, dass das nicht im-
mer nur eine bildungspolitische Entscheidung ist,
sondern bei Ihnen in den Bundesländern durch-
aus auch eine Diskussion letztendlich ist, wie ge-
stalte ich die Ganztagsschule im Vergleich zu
dem, was im ehrenamtlichen und Verbands- und
Vereinsbereich tradiert, über viele Jahre, Jahr-
zehnte letztendlich gewachsen ist. Also insofern
immer diese Entscheidung nur der Bildungspoli-
tik zuzuschreiben, ist, glaube ich, ein bisschen zu
kurz diskutiert. Das ist eine gesamtgesellschaftli-
che Diskussion, die regional dann letztendlich
auch geführt werden muss. Wir wissen, was bil-
dungspolitisch geboten ist, aber wir wissen dann
aber auch aus den Entscheidungsprozessen, dass
nicht immer die idealtypische Lehre sich da letzt-
endlich durchsetzen lässt. Und das sind dann am
Ende auch regionale Entscheidungen und durch-
aus, da bin ich dann bei Ihnen, die dann auch re-
gional in den Ländern getroffen werden müssen.

Ich bin aber auch gleichzeitig bei Frau Dr. De Rid-
der. Letztendlich ist es dann auch in den Bundes-
ländern immer ein finanzielles Problem mit Stan-
dards, weil Standards am Ende automatisch
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gleich wieder Aufstockung von Personal oder Um-
schichtung von Personal bedeuten. Davor müssen
wir dann auch nicht die Augen verschließen. Es
ist ein bisschen komplexer, als nur diesen Aus-
schnitt Ganztagsschule zu diskutieren. Da würde
ich immer dafür werben, im Gesamtkontext bil-
dungspolitisch dann die Sachen zu betrachten.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank. Jetzt springen wir wieder im Alpha-
bet. Frau Hannack.

Elke Hannack (DGB):

Ich möchte mich auf die ganz konkrete Frage be-
ziehen: Was müssen wir in der frühkindlichen
Bildung tun? Zur Lehrerbildung habe ich explizit
jetzt in der Runde auch nichts gesagt, weil das
auch länderspezifische Themen sind und ich
mich hier eigentlich auf das konzentrieren
möchte, was der Bund auch tun kann. Insofern
schließe ich mich natürlich auch der Forderung
an, das Kooperationsverbot abzuschaffen.

Aber was müssen wir in der frühkindlichen Bil-
dung tun? Wir brauchen, das haben wir auch in
der Stellungnahme nochmal deutlich gemacht,
ein Kita-Qualitätsgesetz. Das heißt, wir müssen
sehr viel mehr auf die Qualität in der frühkindli-
chen Bildung schauen. Da brauchen wir bundes-
einheitliche Standards, wie zum Beispiel einen
festgelegten Personalschlüssel, wir brauchen eine
festgelegte Gruppengröße für die Erzieherinnen
und Erzieher, wir brauchen eine bessere Aus- und
Weiterbildung der Erzieherinnen selber, und wir
müssen ihnen auch einheitlich viel Zeit für die
Vor- und Nachbereitung ihrer Arbeit geben. Und
ich glaube, diese bundeseinheitlichen Standards
werden jetzt, was ja eine positive Entwicklung ist,
auch gemeinsam von Bund und Ländern entwi-
ckelt. Da gab es ja in den letzten Wochen Bewe-
gung, so ein Kita-Qualitätsgesetz auch gemeinsam
zu entwickeln, das möchte ich mal ausgesprochen
lobend hervorheben; und wie gesagt, bei der Qua-
litätsoffensive Lehrerbildung, finde ich schon,
dass der Bund auch mit in die Verantwortung ge-
hen muss. Da haben wir auch schon einige posi-
tive Beispiele bei der Schulsanierung. Ich meine,

jetzt kann man ein bisschen respektlos sagen, im-
mer wenn die Länder kein Geld haben, sich um
bestimmte Probleme der Schulen zu kümmern,
dann wird der Bund angerufen. Dafür möchte der
Bund aber auch gerne mitreden in bestimmten
Dingen. Insofern würde ich dafür plädieren, auch
nochmal über das Kooperationsverbot nachzuden-
ken, denn wir brauchen genau das, was ich ge-
nannt habe: Personalschlüssel, Gruppengröße,
Zeit für Vor- und Nachbereitung und eine gute
und bessere Aus- und Weiterbildung, auch für die
Lehrerinnen und Lehrer in den Schulen. Insofern
sind wir, glaube ich, schon dabei, auch den richti-
gen Weg einzuschlagen. Den müssen wir ein biss-
chen ausweiten.

Wir brauchen auch eine Ausweitung der Schulso-
zialarbeit. Das ist, glaube ich, auch im Hinblick
auf die Integration der jungen geflüchtete Men-
schen, die auch in die Schulen kommen, auch in
die Berufsschulen mit den Willkommensklassen,
nochmal eine große Herausforderung, die wir
stemmen müssen. Dafür brauchen wir schlicht
und einfach auch mehr Personal, mehr Sozialpä-
dagogen in den Schulen und Berufsschulen. Und
ich finde, wir müssen auch analog zum Hoch-
schulpakt, einen Berufsschulpakt „schmieden“,
nicht nur einen Digitalpakt für die Berufsschulen,
sondern wirklich einen Berufsschulpakt. Auch
dort ist die technische Ausstattung miserabel in
weiten Teilen, so dass sie den Anforderungen
auch einer digitalen Arbeitswelt 4.0 in Zukunft so
nicht gerecht werden können.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Professor Maaz.

Prof. Dr. Kai Maaz
(Deutsches Institut für Internationale Pädagogi-
sche Forschung (DIPF)):

Ich mache direkt bei dieser Frage weiter zur Qua-
litätsoffensive Lehrerbildung. Zunächst ist es
wichtig zu sagen, die Strukturen, über die wir
sprechen, - die Frage ist wichtig - die Schaffung
von zukunftsfähigen Strukturen ist notwendig für
das Gelingen der Bildungsprozesse, sie ist aber
nicht hinreichend. Da kommen die Interaktionen
zwischen den Lehrenden und Lernenden ins
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Spiel, da kommen die Lehrer ins Spiel, da kom-
men die Prozesse, die jetzt auch schon angespro-
chen worden sind, ins Spiel. Ich werde das bezo-
gen auf die Qualitätsoffensive an drei Beispielen
festmachen, von denen ich denke, dass sie einfach
wichtig sind, die man in den Blick nehmen muss
für die Ausbildung von Lehrkräften, für die Fort-
bildung. Das eine ist auch schon angesprochen
worden, ist die meines Erachtens unzureichende
Bedeutung der diagnostischen Kompetenz in der
Lehrerausbildung. Lehrkräfte wissen in der Regel
nicht, wie sie benoten, nach welchen Kriterien sie
benoten, wenn sie in die Praxis gehen. Das hat in
den Lehramtsausbildungen meines Erachtens,
wenn überhaupt, nur rudimentär Bedeutung. Das
heißt nicht, dass man perfekt ist, wenn man mit
dem Studium fertig ist, aber der Grundstock
könnte durchaus ein anderer sein.

Der zweite Punkt hängt damit auch sehr dicht zu-
sammen. Es ist, vor dem Hintergrund immer hete-
rogener werdender Lerngruppen, die Frage des in-
dividuellen Unterrichts, individuell fördernder
Unterricht. Das ist so ein Zauberwort, das mittler-
weile ja von vielen Leuten überhaupt nicht mehr
ernstgenommen wird, wenn man sich alles und
nichts darunter vorstellen kann. Deswegen ist es
schon wichtig, dass man Formen individuellen
Unterrichts – wie diagnostiziere oder wie erkenne
ich unterschiedliche Lernstände, Entwicklungs-
stände, und wie kann ich darauf dann im Unter-
richt individuell reagieren, dass ich wirklich hier
die Schüler bestmöglich fördern kann.

Und der dritte Punkt, der meines Erachtens insge-
samt noch viel zu kurz kommt, ist, das wurde
heute auch schon angesprochen, Lehrerdasein
auch zu einem großen Anteil Elternarbeit bedeu-
tet. Und hier werden Lehrer überhaupt nicht aus-
gebildet. Wir müssen die Eltern als dritte Akteure
viel stärker mit ins Boot nehmen. Die Bildung fin-
det in den Familien statt, das Bewusstsein für Bil-
dung zu schärfen, an Übergängen zu unterstützen,
Unterstützungssysteme aufzubauen, das funktio-
niert, wenn die Eltern im Boot sind, und da
kommt Schulsozialarbeit mit ins Spiel, aber auch
die Lehrkräfte müssen hier meines Erachtens bes-
ser aus- und fortgebildet werden.

Zur Frage von Frau Dr. Hein, das Abitur als Basis-
qualifikation – ja, das ist in der Tat so. Wenn man
sich die oberen Ausbildungssegmente anschaut,

dann sind bis zu zwei Drittel derjenigen, die in
diesen Segmenten eine Ausbildung beginnen, halt
Personen mit einem Hochschulabschluss. Das
kann man schlechtfinden, aber das ist eine Reali-
tät, an der man wenig machen kann. Das ist aber
auch eine Konsequenz der immer höheren Nach-
frage nach Bildung, und nicht alle gehen in ein
Studium über, und da muss man meines Erach-
tens verstärkt die Frage thematisieren: Wie sieht
das Verhältnis von nichtakademischer zur akade-
mischen Bildung aus? Stehen die konkurrierend
zueinander? Sind die ergänzend? Gibt’s hier eine
Durchlässigkeit in beide Richtungen möglicher-
weise? Das ist die große Frage, die sich möglicher-
weise in Zukunft weiter verschärfen wird, weil
der Anteil derer, die über die Hochschulberechti-
gung verfügen, wird in den nächsten Jahren si-
cherlich nicht geringer werden.

Und die Frage der nachgeholten Schulabschlüsse,
naja, wenn es einen substanziellen Anteil von Ju-
gendlichen gibt, die das allgemeinbildende
Pflichtschulsystem ohne Abschluss verlassen und
den Hauptschulabschluss nicht erreicht haben,
dann muss der nächste Schritt sein, erst diesen
unteren Abschluss zu erreichen. Dann kann ich
nicht schon mit dem nächsthöheren Abschluss
anfangen. Die entscheidende Frage ist dann natür-
lich, wie man Bildungsketten fortführt, dass auch
dieses dann wieder zu anderen Ausbildungs- und
Berufsbiographien insgesamt führt.

Diskutieren muss man in dem Zusammenhang si-
cherlich auch die Gleichwertigkeit von akademi-
scher und nichtakademischer Bildung. Wenn man
die Zahlen des Studentenwerks nimmt, 77 Pro-
zent der Akademikerkinder studieren, nur 23 Pro-
zent der Nicht-Akademikerkinder. Das kann man
schreiend ungerecht finden. Wenn man aber sagt,
aber akademische und nichtakademische Bildung
sind gleichwertig, dann ist dieses kein Ungleich-
heitsmaß mehr, weil sie sind gleichwertig. Und
das braucht einfach eine neue Diskussion. Ich
habe das vorhin eingangs schon über unser Ver-
ständnis von Ungleichheit gesagt.

Die Frage von Herrn Mutlu zu den Schnittstellen.
Wir haben eine Reihe von Schnittstellen in der
Bildungsbiographie, und die gilt es meines Erach-
tens zu entschärfen. Und das ist in vielen Berei-
chen des Schulsystems auch schon gelungen. Der
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Übergang von der Grundschule in die weiterfüh-
rende Schule wurde in vielen Bundesländern da-
hingehend entschärft, dass nämlich die Bildungs-
wege wieder variieren, eben nicht mehr schul-
formspezifisch sind und zu spezifischen Ab-
schlüssen führen, sondern offener gestaltet wer-
den. Man kann natürlich auch überlegen, immer
dann, wenn Leistungskriterien entscheidend sind,
eben nicht nur die Beurteilung und die Einschät-
zung der Lehrkräfte nehmen, sondern einfach
auch mal in die Schweiz schauen. Da gibt’s für
den Übergang von der Primar- in den Sekundar-
schulbereich neben den Noten und pädagogischen
Einschätzungen auch Leistungstests als eine Kom-
ponente, die dann frei sein sollten von sozialen
Verzerrungen, weil wir wissen, dass die Vergabe
von Empfehlungen und auch die Benotung nicht
ganz unabhängig von sozialen und migrationsspe-
zifischen Verzerrungseffekten ist.

Bedeutsam wird diese Übergangsschwelle dann
für den Übergang in den Beruf, wenn der Anteil
der jungen Menschen zwischen 10 und 30 Prozent
liegt, die halt ohne Schulabschluss sind. Dann
muss ich diese Schnittstelle in den Blick nehmen,
und da reicht nicht nur das Übergangssystem, das
jetzt ja erstmals wieder angestiegen ist von seiner
Bedeutung, weiter auszubauen, sondern da geht’s
da auch innerhalb des Übergangssystems darum,
Bildungsketten zu entwickeln, die letztendlich
dazu führen, dass diese Personen dann ihren all-
gemeinbildenden Abschluss nachholen oder zuer-
kannt bekommen, wenn sie eine berufliche Voll-
qualifikation machen, um dann auch wirklich rea-
listische Chancen zu haben, in stabile Erwerbsbio-
graphien zu münden und nicht prekäre Erwerbs-
biographien.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank.

Herr Professor Schleicher.

Prof. Dr. Andreas Schleicher (OECD):

Herzlichen Dank. Zunächst meine Anmerkung zur
Wirksamkeit bildungspolitischer Maßnahmen.
Wir untersuchen das in der OECD regelmäßig alle
zwei Jahre. Dazu muss man sagen, dass nur etwa

eine von zehn Reformen überhaupt im Ansatz zur
Wirksamkeit verfolgt wird. Bei vielen Maßnah-
men braucht man eben auch sehr viel Geduld.
Wenn Sie zum Beispiel die frühe Förderung se-
hen, da habe ich keine Zweifel, dass das große
langfristige Wirkung haben wird, aber natürlich,
wenn Sie bei den kleinen Kindern was tun, kön-
nen Sie das erst in zehn Jahren in den Schulergeb-
nissen sehen.

Ich glaube auch Bildungsstandards, Ganztags-
schule, all das sind Dinge, die sicherlich langfris-
tig sehr viel Wirkung zeigen werden. Aber in der
Regel muss man sagen, nur eine von zehn bil-
dungspolitischen Maßnahmen im OECD-Ver-
gleich hat überhaupt einen Ansatz, wissenschaft-
lich begleitet zu werden.

Zu der Frage, warum wir den von den Auszubil-
denden geschaffenen Mehrwert nicht von den Bil-
dungsausgaben abziehen. Die Antwort ist einfach,
weil dort auch ein entscheidender Mehrwert für
den Auszubildenden geschaffen wird. Im Grunde
sehen wir in der dualen Ausbildung den Teil der
Arbeit, die geleistet wird, wirklich als entschei-
denden Anteil dessen, was dort für den Auszubil-
denden geschaffen wird. Man kann es abziehen.
Wenn Sie es tun, ergeben sich ganz klar geringere
Werte. Wir sprechen hier etwa von 30 Prozent der
Ausgaben im Sekundarbereich II, denn das ist die
Größenordnung. Aber dennoch denken wir, dass
sich auch, selbst, wenn es dort einen Mehrwert
gibt, dieser auch den Auszubildenden zugute-
kommt. Und im Grunde, gerade der Anteil der
Ausbildung, die am Arbeitsplatz geleistet wird, ist
der entscheidende Vorteil, den Deutschland in
der beruflichen Ausbildung hat.

Die Vergleichbarkeit beruflicher Abschlüsse di-
rekt einzuschätzen, ist immer sehr schwer. Das
muss man ganz klar sagen, weil die Ausbildungs-
wege, das gilt zwischen verschiedenen Berufs-
gruppen, das gilt zwischen verschiedenen Bil-
dungswegen, das gilt zwischen verschiedenen
Staaten, sehr schwierig ist. Was man vergleichen
kann, und was wir in der OECD regelmäßig ver-
gleichen, sind die Erträge, die sich daraus ergeben
für den einzelnen in Bezug auf Einkommen, in
Bezug auf Beschäftigung. Die Beschäftigungser-
träge der beruflichen Ausbildung sind in Deutsch-
land zum Beispiel sehr, sehr gut. Bei den Einkom-
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men sieht es ganz anders aus. Wenn Sie sich über-
legen, ein Handwerksmeister mit einer hervorra-
genden Ausbildung verdient doch im Mittel deut-
lich weniger als jemand mit entsprechender aka-
demischer Ausbildung. Und wenn man das im
Zeitverlauf verfolgt, muss man ganz klar sehen,
dass der relative Einkommensvorteil einer akade-
mischen Ausbildung in Deutschland enorm ge-
stiegen ist. Während, wenn Sie es mal real berech-
nen, die Menschen mit beruflicher Ausbildung im
Grunde stillgestanden sind, da hat sich wenig ver-
ändert. Und das sind natürlich Dinge, wenn wir
auch über Wertschätzung beruflicher Bildung
sprechen, die den jungen Menschen nicht entge-
hen. Die orientieren sich daran, was bleibt dabei
für mich später übrig. Und ich denke, da muss
man sich Fragen stellen, wie man im Grunde
diese Relation verbessern kann. Also noch einmal:
Die berufliche Ausbildung wird von uns immer
sehr, sehr positiv bewertet, aber am Arbeitsmarkt
sieht es in Deutschland zurzeit anders aus. Die re-
lativen Indikatoren zeigen im Grunde eher in die
entgegengesetzte Richtung.

Was kann jetzt die Regierung tun, um das Anse-
hen beruflicher Bildung zu verbessern? Eines ist
die Finanzierung. Man muss sagen, in Deutsch-
land haben sie immer noch ein sehr stark und
hochsubventioniertes akademisches Ausbildungs-
system. Da wird der Staat enorm investieren. Das
entgeht den jungen Menschen natürlich auch
nicht. Und auf der anderen Seite in der berufli-
chen Ausbildung, naja ein bisschen. Also ich
denke, dafür schaffen Sie auch in Deutschland
sehr viele Anreize, dass eben dieses verzerrte Bild
letztendlich bei den jungen Menschen ankommt.
Also ich denke, mit Quoten usw. werden Sie dem
nicht begegnen. Der einzige Weg, wie Sie darauf
antworten können, ist mehr Transparenz zu schaf-
fen und fairere Incentives zu setzen.

Frage zur Inklusion. Die Zahlen unterscheiden
sich. Also zu den regionalen Unterschieden, da
werden die Kollegen Ihnen sicherlich mehr zu sa-
gen. Die Zahlen unterscheiden sich auch sehr
stark zwischen den einzelnen Staaten. Ich gebe
Ihnen mal ein Extrembeispiel: In Finnland liegt
die Rate bei 100 Prozent. Jeder Schüler wird dort
als Schüler klassifiziert, der besonderen Förde-
rungsbedarf hat. Und im Grunde ist das auch ein
richtiger Ansatz. Da geht es eben nicht nur um
Leistungsdefizite oder soziale Benachteiligung, da

geht es auch um Talente. Im Grunde die individu-
elle Förderung, dass jeder Schüler persönlichen
Förderungsbedarf hat, steht da im Vordergrund.
Und das hat natürlich dann auch ganz andere An-
forderungen an Diagnostik, frühe Diagnostik, an
begleitende Förderung, an Fördermöglichkeiten.
Ich glaube, da muss man wirklich hinkommen.
Also die Frage ist nicht, wie liegt die Quote jetzt
und liegt die Quote etwas höher in einem Bundes-
land oder in einem Staat; die Frage ist wirklich,
wie man zu einem stärker individuell fördernden
System kommen kann mit einer besseren Diagnos-
tik.

Letzter Punkt, dem widersprechen unsere Zahlen
eigentlich sehr klar. Nur Durchlässigkeit von Bil-
dung ist in Deutschland immer noch sehr stark
begrenzt. Bildungschancen sind in Deutschland
immer noch sehr ungleich vergeben. Bildungser-
folg hängt immer noch sehr stark vom sozialen
Hintergrund ab, und dass Bildung erschwinglich
ist, heißt eben noch lange nicht, dass sie chancen-
gerecht ist. Man kann das sogar im Gegenteil se-
hen. Also wenn Sie auf die Hochschulen schauen
in Deutschland, wenn sie das Gymnasium erfolg-
reich abschließen, dann haben sie schon mal ein
sozial günstigeres Umfeld. Und dann kommen sie
hinterher noch auf die Hochschule, die ihnen kos-
tenlos angeboten wird. Also für die Kinder reicher
Eltern ist das Geld übrig. Wenn sie das dort aber
nicht geschafft haben, sind ihre Wahrscheinlich-
keiten später sehr viel schlechter. Und wenn Sie
zum Beispiel auf Länder wie England schauen, da
müssen sie für eine Aus-/Weiterbildung bezahlen,
Studiengebühren, das ist alles nachgelagert, kein
Risiko, sie bezahlen das nur dann wieder, wenn
sie später auch viel verdienen, aber im Endergeb-
nis ist das Land deutlich chancengerechter. Man
kann ganz klar sehen, dass die angelsächsischen
Staaten, die nordischen Staaten, sehr viel durch-
lässiger sind und die Abhängigkeit vom sozialen
Hintergrund deutlich geringer ist in Bezug zumin-
dest auf die weiteren Bildungswege.

Vorsitzende Patricia Lips:

Frau Professor Stanat.

Prof. Dr. Petra Stanat
(Humboldt-Universität zu Berlin):
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Zur Frage der sprachlichen Bildung, Sprachförde-
rung. PISA 2000 hat ja vor allem aufmerksam ge-
macht auch auf die großen zuwanderungsbezoge-
nen Disparitäten; da ist in der Folge sehr, sehr viel
passiert im Bereich der Sprachförderung/Sprach-
bildung, aber das hat weitgehend auch jedes Land
für sich gemacht, so dass wir ja dann irgendwann
eine Situation hatten und feststellten, dass es 16
Bundesländer und, ich glaube, 18 verschiedene
diagnostische Verfahren gibt zur Bestimmung des
Sprachförderbedarfs. Damals war es allerdings tat-
sächlich auch so, dass die Bildungsforschung we-
nig anzubieten hatte, also wenig wusste, wenig sa-
gen konnte darüber, was sind eigentlich wirksame
Ansätze der Sprachförderung, was auch zum Teil
an dieser sehr ideologisch geführten Debatte lag,
was ist eigentlich mit den Erstsprachen zu tun,
müssen erstmal die gefördert werden, um dann
die Zweitsprache zu fördern und, und, und. Es
gab also wenig, wenig Empirie in dem Bereich.
Und, ich glaube, was man damals hätte tun müs-
sen, Bildungspolitik, Bildungspraxis, Bildungsfor-
schung hätte gemeinsam mehr zusammenarbeiten
müssen, auch länderübergreifend, um gute An-
sätze, für die es gute Gründe gibt, anzunehmen,
dass sie wirksam sein könnten, weiterzuentwi-
ckeln, in der Praxis umzusetzen, formativ zu eva-
luieren, also begleitend zu evaluieren, um dann
auch letztlich eine summative Effektevaluation
vorzunehmen. Das ist damals nicht gemacht wor-
den. Und ich glaube, wir täten gut daran, wenn
wir es jetzt täten, denn wir haben ja jetzt eine
neue Situation. Wir haben ja jetzt viele Schülerin-
nen und Schüler oder Kinder und Jugendliche
und junge Erwachsene, die ins System kommen
mit sehr, sehr geringen Deutschkenntnissen. Und
das ist nochmal eine neue Situation, vor der wir
stehen, denn die Schülerpopulationen oder – ich
rede immer von Schülern, weil ich ein Schul-Bias
habe - aber Kinder, es geht natürlich, es ist natür-
lich gerade auch im Kitabereich ein ganz, ganz
wichtiges Thema, was wir bei der Population, die
wir bisher hatten, gesehen haben. Da haben wir
viel Forschung inzwischen zur Frage: Brauchen
die eigentlich eine andere Art der Sprachförde-
rung oder Sprachbildung, was Sie ja angespro-
chen haben, als Kinder, die Deutsch als Erstspra-
che gelernt haben, aber schwach sind, denn die
haben wir natürlich auch im System? Und eigent-
lich ist die Antwort: So unterschiedlich scheint es
nicht zu sein, wenn die Kinder in Deutschland

aufgewachsen sind, und schon von Anfang an ha-
ben die meisten Kontakt zur deutschen Sprache
gehabt, dann ist das nicht so unterschiedlich,
dann sind das bildungssprachliche Kompetenzen,
die man vermitteln muss. Und dieses muss man
auch im Fachunterricht tun, und zwar systema-
tisch. Da sind wir noch dabei, das so zu entwi-
ckeln, dass es auch umgesetzt werden kann. Das
ist auch wieder sehr anspruchsvoll. Also bei-
spielsweise, dass auch der Mathematiklehrer be-
rücksichtigen muss, dass sein Fach sprachliche
Anforderungen hat, auf die man eingehen muss.
Da sind wir dabei. Da kommt wieder wirklich die
Evaluation ins Spiel, was zu selten stattfindet
meines Erachtens Herr Professor Schleicher hat es
eben auch angesprochen, dass man beginnt, gleich
mit der Umsetzung der Maßnahmen die Evalua-
tion zu planen, auch begleitend evaluiert und
dann auch die Effektivitätsfrage stellt. Das ist
zwar ressourcenintensiv auf den ersten Blick, aber
letztlich, glaube ich, ist es ressourcensparend,
denn wenn wir uns anschauen, was wir jetzt im-
mer noch im Bildungssystem, in Schulen sehen,
das ist sehr, sehr heterogen, wie gut es in den
Schulen gelingt, die Sprachbildung effektiv umzu-
setzen. Selbst in so einem Programm wie „BiSS“
sehen wir, dass viele Schulen immer noch am An-
fang sind. Hätten wir damals in PISA gleich losge-
legt mit so einem Programm, wären wir heute,
glaube ich, weiter.

Noch ganz kurz, ich kriege schon das Zeichen. Die
Elternbildung, da kann ich ganz kurz nur drei
Sätze zu sagen. Ich glaube, die Elternbeteiligung,
da gibt es gute Konzepte. Also die Kollegin Dr.
Elke Wild beispielsweise von der Universität
Bielefeld hat viel gemacht zu Fragen der Elternar-
beit, hat dazu auch einen Band veröffentlicht.
Und ich erinnere mich auch, dass mal im Ge-
spräch war, hierzu ein Programm aufzulegen. Ich
weiß nicht, was daraus geworden ist. Ich glaube,
das ist eine gute Idee, sich damit zu beschäftigen,
denn wir werden immer interkultureller, und
auch da ist meine Vermutung, dass es in den
Schulen sehr unterschiedlich gut gelingt, Eltern-
schaft interkulturell einzubeziehen, aber ich
glaube, das kann man sicherlich nochmal profes-
sionalisieren, nicht so sehr diese sehr pädagogi-
sierenden Aktionen. Also manchmal ist es ja so,
dann macht man Elternnachmittage, das sind so
Oberflächenmerkmale, die da umgesetzt werden.
Da, glaube ich, ist die Frage nochmal, schärfer zu
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klären: Was ist eigentlich eine professionelle El-
ternarbeit in einer multikulturellen Gesellschaft?
Wie kann man diese professionalisieren, und wie
kann man so etwas dann auch in die Fläche tra-
gen. Danke.

Vorsitzende Patricia Lips:

Und Herr Professor Trautwein.

Prof. Dr. Ulrich Trautwein
(Eberhard Karls-Universität Tübingen):

Die Frage war ja ausreichend empirische Bil-
dungsforschung, zu Konsequenzen für die Bil-
dungspolitik, hier Maßnahmen, wenn ich es rich-
tig verstanden habe. Es bleibt eine Daueraufgabe,
da eine Weiterentwicklung voranzutreiben, und
zwar muss da sowohl die Politik die Bildungsfor-
schung unterstützen als auch die Bildungsfor-
schung wiederum die Politik.

Wenn man das Spektrum anschaut, wozu gibt es
Bildungsforschung, Bildungsforschung zu einzel-
nen Bereichen, teilweise Programme des BMBF o-
der auch der Länder. Die sind zum Teil vorbild-
lich auf höchstem Niveau, aber das ist sicherlich
nicht durchgängig der Fall.

Monitoring insgesamt; KMK und BMBF haben das
ja vor vielen Jahren auf einer systematischen Art
und Weise festgelegt und schreiben das fort. Ich
glaube, da hat man einen Qualitätssprung erreicht
zu früher. Natürlich geht’s noch weiter. Uns feh-
len Daten in vielen Bereichen, das ist völlig klar,
man braucht eine Weiterschreibung, aber da ist
man auf gutem Wege.

Genereller die Frage, inwieweit Bildungsfor-
schung sozusagen zur Sicherung der Basis der Zi-
vilgesellschaft dienen kann, mithelfen kann, Evi-
denzorientierung statt Rattenfängerei, Glaubens-
bekenntnisse et cetera. Da ist sehr wenig, wenn
überhaupt in Ansätzen, erkennbar. Zentrale Desi-
derata natürlich einerseits, es gibt zu vielen Din-
gen keine Daten, aber dann gibt es auch zu wenig
Expertise auf Seiten der Wissenschaft, die was
bringen muss. Die Bringschuld wird nur teilweise
eingelöst, aber auch die Holschuld wird nur teil-
weise eingelöst. Da braucht man eine enge Zusam-

menarbeit, um das weiter zu verbessern. Aber ins-
gesamt, um vielleicht mit einer positiven Note zu
enden, vielleicht positiven Note, wenn Sie we-
nigstens ein bisschen profitiert haben heute von
dem Input der Wissenschaftler, dann ist das auch
eine Konsequenz einer positiven Entwicklung der
letzten 20 Jahre, denn vor 20 Jahren gab es diese
Art von Forschung noch gar nicht. Da musste man
noch stärker im Nebel stochern.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank. Also ich will nicht unhöflich sein,
weil der Respekt der Fragenden und der Respekt
der Antwortenden bringt unweigerlich natürlich
ein Problem mit der Zeit. Wir haben im Anschluss
noch eine Ausschusssitzung, und ich hoffe, dass
alle, die jetzt noch da sind, dann auch noch da
sind. Ich habe jetzt noch die Kollegin Uda Heller,
nochmal die Kollegin Dr. Hein, nochmal den Kol-
legen Jung, den Kollegen Dr. Rossmann und die
Kollegin Giousouf. Und ich muss jetzt wirklich
darauf drängen, dass gezielt nur die Fragen ge-
stellt werden an die Fachleute, es tut mir leid, es
geht nicht anders.

Abg. Uda Heller (CDU/CSU):

Vielen Dank. In Anbetracht der Zeit beschränke
ich mich auch nur auf die Frage. Die geht an
Herrn Michallik. Ich möchte nach wie vor feststel-
len oder stelle fest, dass die Anerkennung von
schulischen Abschlüssen durch uneinheitliche
Schulabschlüsse in Deutschland doch immer
noch hinderlich sind. Sind wir dort vorangekom-
men?

Meine zweite Frage geht an Frau Professor Stanat,
und hier geht es um Unternehmen, die mir immer
wieder berichten, dass die Ausbildungsfähigkeit
der jungen Leute sehr schlecht ist. Haben wir dort
einen Kontakt mit der Wirtschaft - da wird immer
wieder von Lehrplanänderungen gesprochen - ha-
ben Sie da Erkenntnisse? Vielen Dank.

Vorsitzende Patricia Lips:

Der Kollege Dr. Rossmann.
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Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann (SPD):

Herr Michallik, das ist ein gemeinsam verantwor-
teter Bericht von Bundesregierung und Kultusmi-
nisterkonferenz. Wir machen eine Anhörung, wir
machen Parlamentsdebatten, stellen Anträge. Wie
können Sie über die KMK sicherstellen, dass die-
ser Länderbericht auch in den Landesparlamen-
ten, in Landesregierungen genauso ernst genom-
men wird wie bei uns? Gibt’s da noch einen Mo-
nitoring-Bericht über die Passivität der Länder,
was ihren eigenen Bund-Länder-Bildungsbericht
angeht?

Die zweite Frage an Herrn Professor Maaz, weil er
der Berichtsverantwortliche mit Herrn Professor
Rauschenbach zusammen ist: Sie haben einen
neuen Indikator „Beschäftigte in der Weiterbil-
dung“. Können wir beim nächsten Bildungsbe-
richt damit rechnen, dass auch die Alphabetisie-
rung, die weder im Tabellenteil noch im inhaltli-
chen Teil in diesem Nationalen Bildungsbericht
auftritt, entsprechend mitberücksichtigt wird, da-
mit das politisiert und wissenschaftlich begleitet
wird.

Vorsitzende Patricia Lips:

Kollegin Dr. Hein.

Abg. Dr. Rosemarie Hein (DIE LINKE.):

Ich würde Frau Czaja gerne nochmal fragen, wo
sie die Ursachen sieht für die doch mitunter in
den Ländern so unterschiedliche und etwas zöger-
liche Inklusion im Bildungssystem?

Vorsitzende Patricia Lips:

Der Kollege Jung.

Abg. Xaver Jung (CDU/CSU):

Herr Michallik, die Zahl der Privatschulen nimmt
zu. Ist unser öffentliches Angebot nicht mehr aus-
reichend?

Die zweite Frage an Herrn Professor Trautwein:

Wo würden Sie denn neue Aufgabenbereiche se-
hen? Was sollten wir untersuchen? Welche The-
mengebiete sollten vielleicht im nächsten Bil-
dungsbericht oder im übernächsten kommen?

Vorsitzende Patricia Lips:

Und die Kollegin Giousouf.

Abg. Cemile Giousouf (CDU/CSU):

Vielen Dank. Auch eine Frage an Professor Traut-
wein. Sie haben eben die Curricula kurz ange-
schnitten. Tatsächlich die Frage: Wie muss sich,
wie sollten sich Curricula, insbesondere auch der
Geschichtsunterricht, aber auch vielleicht der Po-
litikunterricht, in einer Einwanderungsgesell-
schaft weiterentwickeln? Wie müssen wir bei-
spielsweise auch über Antisemitismus in einer
Migrantengesellschaft oder Einwanderungsgesell-
schaft sprechen?

Und die letzte Frage an Professor Stanat. Sie ha-
ben eben beschrieben, wie die Bildungsaspiration
bei migrantischen Familien ist, dass die sehr hoch
ist. Wir machen auch viel Elternarbeit, auch in
Nordrhein-Westfalen. Haben Sie da noch weitere
Vorschläge oder Ergebnisse, wie man das professi-
onalisieren kann, wie man das strukturell viel-
leicht auch ausbauen kann, das anzudocken an
Ausbildung und Schule?

Vorsitzende Patricia Lips:

Sie sehen, die Kolleginnen und Kollegen haben es
geschafft, sehr kurz und knapp. Ich wäre dankbar,
von Ihrer Seite das auch zu versuchen. Danke-
schön.

Frau Czaja.

Susanne J. Czaja, M.A.
(Initiative „Was bildet ihr uns ein? e. V.“, Berlin):

Wir verweisen ja explizit nochmal auf die Lernen-
den mit Förderbedarf, die ja trotz UN-Konvention
immer noch nicht ganzheitlich inklusiv gebildet
werden im Schulsystem und vor allem auf die
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70,6 Prozent der Förderschüler, die ohne Haupt-
schulabschluss jedes Jahr die Förderschule verlas-
sen. Woran das genau liegt, dass solche Ursachen
vorhanden sind oder dass Inklusionsverhalten in
den Ländern durchaus unterschiedlich und sehr
zögerlich abläuft, das will ich mir jetzt gar nicht
anmaßen beurteilen zu können. Ich denke, wir ha-
ben sehr profilierte Bildungswissenschaftler in
den Reihen, die können das vielleicht besser beur-
teilen. Vermuten lässt sich allerdings, dass das
ganz stark mit bildungspolitischem Willen und
bildungspraktischen Möglichkeiten zu tun hat.
Also die Ressourcen müssen bereit stehen, die Fä-
higkeiten und Kompetenzen müssen da sein, um
inklusiv bilden zu können und es auch so gut ma-
chen zu können, dass es tatsächlich nicht auf Kos-
ten von irgendwelchen Gruppen geht. Und ich
glaube, da ist es ganz wichtig, nochmal auf die
Qualität der Inklusion vor Ort zu verweisen.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Professor Maaz.

Prof. Dr. Kai Maaz
(Deutsches Institut für Internationale Pädagogi-
sche Forschung (DIPF)):

Ich nehme das als dankbaren Hinweis auf. Wir
sind gerade dabei, die Indikatoren weiterzuentwi-
ckeln und auch konzeptionell zu überarbeiten.
Und ich nehme das mit in die Überlegung der Au-
torengruppe. Nur, ich kann da anknüpfen, an das,
was Herr Trautwein vorhin schon gesagt hat. Ein
Grund, warum dieses Thema bislang noch nicht
in der Form aufbereitet ist, ist einfach, dass es da-
für keine fortschreibenden Daten gibt.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Michallik.

Udo Michallik (KMK):

Frau Heller, die Schulabschlüsse sind bundesweit
in allen Bundesländern gleichermaßen anerkannt.
Ich glaube, worauf Sie hinaus wollen, ist die
Frage der Wertigkeit. Wie die unterschiedlichen

Schulabschlüsse zwischen den Bundesländern
letztendlich bewertet werden, da kann ich sagen,
das ist und bleibt eine Baustelle zwischen den
Bundesländern.

Um das auch angesichts der Zeit kurz zu machen,
Herr Dr. Rossmann, es war und ist, glaube ich, in
der Steigerungskurve von Bund und Ländern, zu-
sammen mit der Autorengruppe, ein gemeinsames
Anliegen. Und ich kann mich noch an viele Dis-
kussionen erinnern, wie es darum ging, ja auch
sozusagen den Verkauf des Bildungsberichtes auf
andere Füße zu stellen. Da haben Bund und Län-
der gemeinsam mit der Autorengruppe gesagt,
dass das ein Desiderat ist, das auch in den Län-
derparlamenten entsprechend mit Wirksamkeit zu
versehen. Da kann ich eigentlich nur an uns alle
appellieren, den Länderkolleginnen und –kolle-
gen dort einen guten Ratschlag zu erteilen und zu
sagen, dass das aus meiner Sicht auch sehr lesens-
werte Konvolut, was uns hier vorgelegt wurde,
dann auch in den Länderparlamenten entspre-
chend zu beraten. Ich weiß von den Ministerin-
nen und Ministern, Senatorinnen und Senatoren
der Länder, dass das durchaus ein Punkt ist, den
sie mit in ihre Länder genommen haben; aber ich
sage auch an der Stelle ganz klar, wer auch so ein
bisschen aus der Landtagsarbeit kommt, es wäre
da auch wünschenswert, wenn die Landtage ihre
Initiativrechte an der Stelle dann auch ernst- und
wahrnehmen würden, um das dann in den ent-
sprechenden Bildungsausschüssen zu beraten.

Herr Jung, dann an der Stelle auch nochmal ein
ausdrücklicher Hinweis auf das, was dieser Bil-
dungsbericht auch geleistet hat. Und da bin ich
aus meiner Biographie hier auch sehr dankbar,
dass das in dem Bildungsbericht drinsteht und
das sind auch regionale Disparitäten, die die
Schulstrukturen, die Versorgungsstrukturen in der
Bundesrepublik hier mit in den Blick nehmen.
Und da ist ein besonderer Verdienst der Autoren-
gruppe, darauf hingewiesen zu haben, dass es
durchaus bedenkliche Strukturentwicklungen auf-
grund der demographischen Entwicklung in ein-
zelnen Bundesländern gibt. Ich komme aus einem
solchen Bundesland, wo wir vor dem Hintergrund
der demographischen Entwicklung gesehen ha-
ben, dass wir seit 1990 mehr als 50 Prozent aller
öffentlichen Schulen geschlossen haben und das
aus diesem Grund, dass wir vor einigen Jahrzehn-
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ten beklagt haben, dass es zu wenige Privatschu-
len gibt an der Stelle und diese überproportional
angewachsen sind. Jetzt können Sie aus dem Bil-
dungsbericht lesen, wo ich herkomme. Und das
ist natürlich mit der Zeit zu beobachten, dass das
öffentliche Schulangebot, und das sind meistens
solche strukturellen Entscheidungen, sehr oft
strukturelle Entscheidungen, weiter ausgedünnt
wird und das automatisch dazu führt, dass private
Angebote dort kompensatorisch eintreten.

Vorsitzende Patricia Lips:

Frau Professor Stanat

Prof. Dr. Petra Stanat
(Humboldt-Universität zu Berlin):

Frau Heller, Sie fragten nach der mangelnden
Ausbildungsfähigkeit der Schülerinnen und Schü-
ler. Ganz kurz vielleicht. Der erste Punkt ist, ich
glaube, Abnehmer klagen immer darüber, was
sozusagen reinkommt, wer reinkommt, in die
Grundschulen über die Kitas, die Sekundarstufe I
über die Grundschulen, das setzt sich fort, und
ich glaube, das ist auch kein neues Phänomen.

Der zweite Punkt ist, worüber klagen Sie? Sind es
einerseits Kompetenzen? Und da ist es in der Tat
natürlich so, dass man sagen muss, je nach Bun-
desland sind die Mindeststandards, beispiels-
weise im Fach Mathematik, unterschiedlich, aber
auch in den fremdsprachlichen Fächern werden
sie sehr unterschiedlich erreicht. Und ich glaube,
das ist sozusagen auch - ist ja auch mehrfach ge-
sagt worden - zur Sicherung von mehr Gerechtig-
keit, Bildungsgerechtigkeit. Es ist vor allem auch
wichtig, die Mindeststandards zu sichern für alle
Schülerinnen und Schüler. Wir haben Mindest-
standards mit den Bildungsstandards der KMK
über Kompetenzstufenmodelle eingeführt, die ja
auch geprüft werden in den IQB-Bildungstrends.
Aber was wir da, glaube ich, noch ein bisschen
brauchen: Was bedeutet eigentlich Mindeststan-
dard? Und was müssten wirklich alle Schülerin-
nen und Schüler im Fach Mathematik können, da-
mit sie erfolgreich sich einfädeln können in die
Berufsausbildung. Das sind immer so Hypothesen,
die wir haben. Die sind ein bisschen noch post-
hoc entstanden, dass man sagt, also da ungefähr

ist der Cut. Aber da, glaube ich, muss man sich
nochmal zusammensetzen, gerade auch mit den
Abnehmern und Kolleginnen und Kollegen aus
der Mathematikdidaktik und sich fragen, was
brauchen die eigentlich wirklich im unteren Leis-
tungsbereich, und zwar auch, und da sitzen wir
gerade dran, auch mit Mathematikdidaktikern, die
Frage nach sonderpädagogischen Förderbedarf zu
erörtern. Also welche Kompetenzen sollten sie
wirklich in diesen Kompetenzbereichen haben,
wenn sie erfolgreich sein sollen?

Und Ihre Frage kann ich ganz kurz beantworten.
Ich bin keine Expertin für Elternarbeit und würde
an dieser Stelle jetzt keine konkreten Ratschläge
geben wollen, außer sich mal zu erkundigen bei
der Kollegin Dr. Elke Wild von der Universität
Bielefeld, die da schöne Konzepte entwickelt hat,
oder auch Herrn Sacher, ein Schulpädagoge, der
gute Konzepte entwickelt hat, wie man das weiter
professionalisieren kann. Danke.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Professor Trautwein.

Prof. Dr. Ulrich Trautwein
(Eberhard Karls-Universität Tübingen):

Was soll im Bildungsbericht kommen, nochmal,
was schon von Herrn Professor Maaz gesagt
wurde, es ist ein indikatorenbasierter Bericht.
Man hat also sozusagen Probleme, wenn man
keine Indikatoren hat, messbare Größen, dann
kann es schwer in diesen Bericht reinkommen.

Was würde ich mir wünschen? Ich würde es jetzt
an einzelnen Themen festmachen, aber ich würde
mir eigentlich wünschen, so ein Bericht, der ja
letzten Endes auch die Arbeit des Bundes und der
Länder reflektiert. Was gehört eigentlich rein?
Klare Zielmaße, also wo wollen wir stehen, reicht
uns stabile Mittelmäßigkeit, oder wollen wir ir-
gendwo in den Bereich jeweils reinkommen, wo
es maximal möglich ist? Das Zweite, durchgehend
Qualitätsmaße, die also wirklich die Qualität der
pädagogischen Arbeit beschreiben anhand von
Standards, messbaren Standards. Und drittens ei-
nen internationalen Vergleich, der noch stärker
reinkommt mit einer Orientierung an Spitzenlän-
dern.
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Die folgenden Ausführungen fassen zentrale Herausforderungen an das Bildungssystem, die 
Bildungspolitik und die verschiedenen Akteure in unterschiedlichen pädagogischen Kontexten 
zusammen. Grundlage hierfür sind die Analysen, Interpretationen und Schlussfolgerungen der 
Autorengruppe Nationale Bildungsberichtserstattung im aktuellen Bildungsbericht „Bildung in 
Deutschland 2016“. 
 
 
Das deutsche Bildungssystem zwischen Bildungsexpansion und -integration 
In einer Vielzahl von Bildungsbereichen sind in den vergangenen Jahren wichtige strukturelle 
Veränderungsprozesse eingeleitet worden: vom Ausbau der frühkindlichen Bildungsangebote über 
Ganztagsschulen bis hin zu schulstrukturellen Veränderungen im Sekundarbereich I sowie zur 
Inklusion von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen. Bereits im Bildungsbericht 2014 wurde 
darauf verwiesen, dass bei allen strukturellen Veränderungsbestrebungen Fragen nach der Qualität 
und den Effekten, etwa für Lernergebnisse, nicht aus dem Blick geraten dürfen. Die hier vor 2 Jahren 
im Bildungsbericht aufgeworfenen Fragen bleiben aktuell. 

Die im aktuellen Bildungsbericht präsentierten Befunde verdeutlichen, dass weite Teile des 
Bildungssystems mit großen Anforderungen konfrontiert sind, seien sie intendiert, wie das Ziel des 
Abbaus sozialer Disparitäten beim Bildungserfolg, seien sie begründet in langfristigen Trends, wie der 
weiter anhaltenden Bildungsexpansion. Hinzu treten aktuell neue Herausforderungen aufgrund nicht 
vorhersehbarer Ereignisse, wie der zunehmenden Zuwanderung von Menschen, die in Deutschland 
Schutz und Asyl suchen. Vor diesem Hintergrund sind die 5 Handlungsfelder erneut zu nennen, die im 
Bildungsbericht 2014 als zentrale Herausforderungen benannt wurden: (1) die Qualitätssicherung in 
der frühkindlichen Bildung, (2) die Weiterentwicklung der Ganztagsangebote in Schule und Hort, (3) 
die Organisation des Übergangs von allgemeinbildender Schule zur Berufsausbildung, (4) das 
Verhältnis von beruflicher Bildung und Hochschulbildung sowie (5) die Schaffung eines inklusiven 
Bildungssystems. Diese Herausforderungen haben aufgrund der aktuellen Entwicklungen noch an 
Bedeutung gewonnen. 

Resümiert man bereichsübergreifend die Ergebnisse des aktuellen Bildungsberichts unter 
dem Gesichtspunkt von Handlungsbedarfen für Bildungspolitik und Bildungsinstitutionen, so 
zeichnen sich die folgenden sechs zentralen Herausforderungen ab: 
 
 
Erste Herausforderung:  
Anhaltende Expansion zu höherer Bildung und Probleme im unteren Qualifizierungsbereich 

Zu betonen ist, dass die Nachfrage nach formal höher qualifizierenden Bildungszertifikaten in 
Deutschland ungebrochen hoch ist und weiter steigt. Der Bildungsstand der Bevölkerung hat sich in 
den letzten Jahrzehnten kontinuierlich verbessert, es werden mehr allgemeinbildende und 
berufsqualifizierende Bildungszertifikate erworben. Der Anteil von Personen mit einer 
Hochschulzugangsberechtigung oder einem Studienabschluss ist weiter gestiegen und wird sich 
voraussichtlich auch weiter erhöhen. 

Demgegenüber stehen Jugendliche und junge Erwachsene, die maximal einen 
Hauptschulabschluss erwerben oder ohne eine berufliche Qualifikation in das Erwerbsleben starten. 
Diese Gruppen sind trotz positiver Entwicklungen weiterhin zu groß und steigen in jüngster Zeit 
aufgrund der von Zuwanderung von Schutz- und Asylsuchenden auch wieder an. Hinzu kommt, dass 
Personen aus sozial weniger begünstigten Familien sowie junge Menschen mit Migrations-
hintergrund in der Gruppe der formal gering oder nicht Qualifizierten überdurchschnittlich stark 
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vertreten sind. An den Effekten steigender Bildungsbeteiligung partizipieren demnach nicht alle 
gleichermaßen. 

Auf die Gruppe der formal gering oder nicht Qualifizierten ist daher in Zukunft verstärkt der 
bildungspolitische Blick zu richten. Aufgrund der Langzeitwirkungen von fehlenden Bildungszer-
tifikaten für die Ausgestaltung des eigenen Lebensverlaufs und zur gesellschaftlichen Integration und 
Teilhabe am kulturellen Leben gehört die Reduktion der Zahl formal gering qualifizierter Menschen 
sowohl im allgemeinbildenden als auch im beruflichen Bereich nach wie vor zu den zentralen 
Herausforderungen von Bildungspolitik und Bildungspraxis. Zuallererst geht es darum, die Zahl der 
Jugendlichen, die das allgemeinbildende Schulsystem ohne einen qualifizierten Schulabschluss 
verlassen, weiter substanziell zu verringern. Dabei geht es in besonderer Weise um die Neugestal-
tung der Schnittstelle zwischen erstem allgemeinbildendem (Haupt-)Schulabschluss, Berufsvorberei-
tung im Übergangssystem und Berufsausbildung. Diese Schnittstelle erhält auch in Anbetracht einer 
hohen Zahl an Schutz- und Asylsuchenden, die aufgrund ihrer vorhandenen Qualifikationen stärker 
auf Anpassungs- und Brückenmaßnahmen angewiesen sein dürfte, einen neuen Stellenwert: Um 
Übergänge zu ermöglichen, wird es von besonderer Bedeutung sein, angepasste und angemessene 
Anschlussmöglichkeiten für Bildungsverläufe zu entwickeln und Sackgassen zu vermeiden. 
 
 
Zweite Herausforderung:  
Soziale Disparitäten als bekanntes, anhaltendes Strukturproblem 

Die Frage der sozialen Selektivität bleibt nach wie vor aktuell. Seit längerer Zeit ist dieser Befund 
unbestritten, hinreichend belegt und bleibt als eine der dringlichsten Herausforderungen bestehen. 
Dass es dem Bildungssystem in Deutschland trotz beträchtlicher Bemühungen in Bildungspraxis und 
Bildungspolitik auch bei erkennbaren Fortschritten noch nicht gelungen ist, den engen 
Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg nachhaltig aufzubrechen, verweist 
erneut auf den besonderen Handlungsbedarf, der es erforderlich macht, Lösungsansätze über die 
verschiedenen Bildungsbereiche hinweg zu konzipieren. 

Vor allem die vertiefte Befassung mit der Lage von Personen mit Migrationshintergrund in 
diesem Bericht zeigt noch einmal, dass und an welcher Stelle besondere Probleme auftreten. Die 
Integration von Schutz- und Asylsuchenden in die deutsche Gesellschaft und die besondere Rolle, die 
zunächst dem Bildungssystem, im Weiteren aber auch dem Beschäftigungssystem zukommt, wird 
zentrale Aufgabe aller im Bildungs- und Ausbildungssystem Verantwortlichen sein – und das nicht nur 
kurzfristig, sondern auch unabhängig davon, wie sich die Zuwanderung künftig entwickeln wird. 
Unbestritten ist (wie auch die Beschlüsse der Länder in der KMK zeigen), dass für die Bewältigung 
dieser neuen Aufgaben für das Bildungssystem zusätzliche Ressourcen notwendig sind. Dabei werden 
die Angemessenheit der Maßnahmen und der Erhalt der geltenden Standards bei gleichzeitiger 
Flexibilität im Umgang mit Zuwanderung neue und bisher unbekannte Anforderungen an alle 
Beteiligten stellen, die auch Rückwirkungen auf die bestehenden Strukturen des jetzigen 
Bildungssystems mit einschließen. Insellösungen für diese Personengruppe – obgleich sie temporär 
notwendig sind – können nicht als Dauerperspektive angesehen werden. 
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Dritte Herausforderung:  
Regionale Disparitäten als bekanntes, sich verschärfendes Strukturproblem 

Regionale Differenzen prägen sich innerhalb Deutschlands immer stärker aus; auch das Bildungs-
system ist von der Unterschiedlichkeit der Entwicklungen gekennzeichnet. Das Problem regionaler 
Disparitäten zeigt sich zunächst darin, dass der Inhalt dessen, was in den verschiedenen 
Bildungsbereichen jeweils als Region zu definieren ist, unterschiedlich bestimmt werden muss: Ist es 
in der frühkindlichen Bildung und Grundschule noch das engere Wohnumfeld, so erweitert sich die 
Region im Bereich der Sekundarschule. Für die berufliche Bildung ist in diesem Zusammenhang der 
Blick eher auf strukturell verknüpfte Wirtschaftsräume zu richten, bei denen Ländergrenzen keine 
Relevanz haben müssen. Für den Hochschulbereich sind je nach Hochschultyp unterschiedliche 
Ansätze zu wählen. 

Die Verschiedenartigkeit der Entwicklungen in den einzelnen Regionen wird nicht nur durch 
das Vorhandensein von Bildungseinrichtungen geprägt, sondern ökonomische und sozialstrukturelle 
Faktoren wirken hier um ein Vielfaches stärker. Deswegen kommt den Auswirkungen der regional-
spezifischen Rahmenbedingungen für das Handeln der Bildungseinrichtungen und des pädagogischen 
Personals eine besondere Bedeutung zu. Unterschiede zu erkennen und ausgleichend auf sie zu 
reagieren, bleibt eine zunehmend wichtiger werdende Anforderung für alle Beteiligten in Bildungs-
politik und Bildungspraxis. 
 
 
Vierte Herausforderung:  
Verschiebungen in der Qualifikationsstruktur 

Die öffentliche Debatte in Deutschland hat in den vergangenen Jahren das Verhältnis zwischen 
dualer Ausbildung und Hochschulbildung verstärkt thematisiert, nachdem sich der im Bildungsbericht 
2014 aufgezeigte Trend einer Verschiebung der Schulabsolventenströme zum Hochschulstudium als 
stabil herausgestellt hat. Hier ist weiterhin auf notwendige Differenzierungen zu drängen und der 
Frage nachzugehen, ob und wie weit neue Segmentationslinien und soziale Disparitäten im 
Zusammenhang von beruflicher Bildung und Hochschulbildung entstehen. Dabei wird zu klären sein, 
welche Auswirkungen dieser Trend sowohl für die berufliche Ausbildung als auch für das 
Hochschulsystem insgesamt hat und inwieweit neue Formen von Differenzierungen in beiden 
Bereichen Platz greifen und zu neuen Ausbildungsstrukturen führen: z.  B. duale Hochschul-
studiengänge, neue Formen der Durchlässigkeit und des Hochschulzugangs. Die weiterhin verstärkte 
Nachfrage nach formal höher qualifizierenden Bildungszertifikaten kann darüber hinaus für die 
Aufnahme einer Berufsausbildung eine besondere Herausforderung darstellen, wenn damit – 
zumindest in ausgewählten Berufssegmenten – das Abitur zur Basisqualifikation wird. Zentral 
erscheint, wie eine neue Balance zwischen wissenschaftlichen und berufspraktischen Anforderungen 
gefunden werden kann. Schließlich erscheint es angezeigt, genau zu beobachten, wie sich bei einem 
anhaltenden Trend zum Hochschulstudium die Übergangs- und Berufsperspektiven für die 
Absolventinnen und Absolventen der unterschiedlichen Ausbildungsabschlüsse entwickeln. 
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Fünfte Herausforderung:  
Bedarfsgerechtigkeit des öffentlichen Bildungssystems als Problem 

Die Bereitstellung einer Lernumgebung, die den zunehmend heterogenen Qualifikationsbedarfen 
und -wünschen Rechnung trägt, erfordert besondere Anstrengungen. Dies schließt Lernarrangements 
und Lernmaterialien ebenso ein wie qualifiziertes Personal – lehrendes, beratendes und 
unterstützendes. 

Die in letzter Zeit zunehmenden (vor allem privaten) Initiativen zur Gründung von Schulen 
und die Entwicklung von Studiengängen deuten auf Mängel in der Bedarfsgerechtigkeit der 
öffentlichen Bildungsinfrastruktur hin. Bildungspolitik, Bildungspraxis und Bildungsforschung sind 
aufgefordert, dieser Entwicklung verstärkt Aufmerksamkeit zu widmen. Zu untersuchen ist dabei 
auch, ob durch die Zunahme privater Bildungseinrichtungen und Bestrebungen von Teilen der 
Wirtschaft, durch Gründung von oder Beteiligung an Einrichtungen des tertiären Bildungsbereichs 
stärker unternehmensspezifische Belange zu verankern, eine Dynamik institutioneller Heterogenisie-
rung freigesetzt wird, die zur Erweiterung von Bildungsoptionen, aber auch zu neuen sozialen 
Segmentationsprozessen im Bildungswesen führen kann. Auf die Prozesse institutioneller 
Heterogenisierung zu achten, wird verstärkt Aufgabe aller an Bildung Beteiligten sein – mit Blick 
darauf, ob die demokratische Legitimation und die gesellschaftliche Integrationsfunktion des 
Bildungssystems erhalten und zugleich gestärkt wird. 
 
 
Sechste Herausforderung:  
Migration als multidimensionale Herausforderung und Chance 

Eine große Herausforderung für Bildung und Ausbildung wird die gesellschaftliche Integration der 
infolge der Krisen- und Kriegsentwicklungen nach Deutschland geflohenen und fliehenden Schutz- 
und Asylsuchenden sein. Dabei ist nicht nur die Bildungs-, sondern auch die Sozial- und 
Arbeitsmarktpolitik gefragt. Die aktuellen Zuwanderungszahlen sollten nicht dazu verleiten, das 
Thema Migration ausschließlich unter der Perspektive der Schutz- und Asylsuchenden zu betrachten: 
Die Herausforderungen bei der Integration von Menschen mit Migrationshintergrund, vor denen 
Deutschland schon seit Jahrzehnten steht, bleiben aktuell und gewinnen durch die neue 
Zuwanderung zusätzliches Gewicht. 

Zur Bewältigung dieser Herausforderungen liefern die Befunde des Schwerpunktthemas 
Anknüpfungspunkte: Der Anteil der Personen mit Migrationshintergrund ohne einen allgemein-
bildenden und beruflichen Bildungsabschluss konnte reduziert und das Kompetenzniveau der 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund verbessert werden, auch wenn  der Unterschied zu 
Personen ohne Migrationshintergrund unübersehbar bleibt. Die positiven Bildungseffekte sind 
ermutigend. Zugleich müssen die weiterhin bestehenden Bildungsdisparitäten zu den Personen ohne 
Migrationshintergrund Ansporn zu verstärkten Bildungsbemühungen bleiben. Dabei können weitere 
Befunde des Schwerpunktthemas hilfreich sein: Migration ist kein isolierter und einheitlicher 
Sachverhalt, sondern wirkt bei Bildungsprozessen immer mit anderen Merkmalen zusammen, vor 
allem der sozioökonomischen Situation der Familien. Der Abbau migrationsspezifischer Disparitäten 
muss daher immer auch den Abbau sozialer Ungleichheiten in den Blick nehmen. 

Die zumindest in Teilen – auch, aber nicht ausschließlich auf migrationsspezifische 
Entwicklungen zurückzuführende – wachsende Heterogenität von Lerngruppen in den verschiedenen 
Bildungskontexten sollte künftig verstärkt im Blick behalten und auf damit einhergehende besondere 
Bedarfe der pädagogischen Praxis und der Ausbildung des pädagogischen Personals geachtet 
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werden. Die Vielfalt der Migrationspopulation, die nicht nur als Herausforderung, sondern immer 
auch als Potenzial betrachtet werden kann (z.  B. internationale Netzwerke, Mehrsprachigkeit), legt 
der Bildungs-, Familien- und Ausbildungspolitik nahe, differenzierte Lösungen im Rahmen der 
Regelangebote der Bildungsinstitutionen zu entwickeln. In dieser Hinsicht unterscheidet sich die 
Situation von Bildungsteilnehmenden mit und ohne Migrationshintergrund nicht grundsätzlich. 
Daher lassen sich aus den Herausforderungen durch Migration auch Gewinne für das Bildungs- und 
Ausbildungssystem insgesamt ziehen. 
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		Berlin,	23.11.2016	
	
	
Öffentliches	Fachgespräch	am	30.11.2016	
	
	
Sehr	geehrte	Damen	und	Herren,	
	
für	die	Einladung	zum	öffentlichen	Fachgespräch	am	30.11.2016	zum	Thema	„Bildung	in	Deutsch-
land“	und	die	Möglichkeit	einer	schriftlichen	Stellungnahme	danken	wir	Ihnen	recht	herzlich.	
	
Als	ehrenamtlich	organisierte,	überparteiliche	und	junge	Initiative	setzt	sich	Was	bildet	ihr	uns	ein?	
e.V.	seit	2012	für	eine	gerechtere	und	partizipativere	Bildung	ein.	Der	von	Schüler_innen,	Studieren-
den	und	Promovierenden	gegründete	Verein	macht	auf	vielfältige	Weise	auf	bestehende	Missstände	
im	deutschen	Bildungssystem	aufmerksam	und	bietet	jungen	Menschen	eine	Plattform,	um	ihre	
Probleme,	Wünsche	und	Visionen	für	ein	besseres	Bildungssystem	einer	breiten	Öffentlichkeit	mitzu-
teilen.	So	wollen	wir	eine	kritische	Debatte	über	das	derzeit	bestehende	Bildungssystem	anstoßen,	
die	verstärkt	die	Perspektive	derjenigen	einbezieht,	die	davon	am	meisten	betroffen	sind	und	doch	
viel	zu	selten	zu	Wort	kommen.		
	
Eines	unserer	zentralen	Ziele	ist	es	daher,	einen	dauerhaften	Diskurs	auf	Augenhöhe	zwischen	Bil-
dungsbetroffenen	und	Bildungsentscheider_innen	zu	initiieren.	Ganz	bewusst	verwenden	wir	hierbei	
den	Begriff	der	Bildungsbetroffenen,	die	unseres	Erachtens	erst	durch	eine	stärkere	Einbindung	im	
Bildungssystem	zu	Bildungsbeteiligten	werden	können	und	sollten.	
	
Weiterführende	Informationen	zu	den	Aktivitäten	und	Positionen	von	Was	bildet	ihr	uns	ein?	e.V.	
entnehmen	Sie	bitte	unserem	Bildungsblog		www.wasbildetihrunsein.de	.	
	
Nachfolgend	möchten	wir	in	unserer	Stellungnahme	auf	ausgewählte	Bereiche	der	Bildung	in	
Deutschland	näher	eingehen.	Gerne	erläutern	wir	diese	im	Rahmen	des	öffentlichen	Fachgesprächs	
näher.	
	
	
Mit	freundlichen	Grüßen,	
	

	
	
Susanne	J.	Czaja	
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Stellungnahme	des	Vereins	Was	bildet	ihr	uns	ein?	e.V.		
	
anlässlich	des		öffentlichen	Fachgesprächs	zum	Thema	„Bildung	in	Deutschland“	des	Ausschusses	für	
Bildung,	Forschung	und	Technikfolgenabschätzung	des	Deutschen	Bundestags	am	30.11.2016	
	
	
	
Sowohl	 der	 sechste	 Nationale	 Bildungsbericht	 als	 auch	 die	 OECD-Studie	 „Bildung	 auf	 einen	 Blick	
2016“	verweisen	auf	erkennbare	Fortschritte	in	den	letzten	Jahren	bei	der	Steigerung	von	Bildungs-
beteiligung	und	des	Bildungsstands	der	Bevölkerung	 in	Deutschland.	Diese	positiven	Entwicklungen	
sind	 zu	 begrüßen,	 stellen	 gute	 Bildung	 und	 Ausbildung	 doch	 „grundlegende	 Voraussetzungen	 für	
gerechte	 Teilhabe-	 und	Aufstiegschancen“	 (Autorengruppe	 Bildungsberichterstattung,	 2016,	 S.	 V)	 -
und	somit	einen	zentraler	Grundpfeiler	der	Demokratie	-	dar.	
	
Die	 Autorengruppe	 Bildungsberichterstattung	 macht	 zugleich	 deutlich,	 dass	 das	 Bildungswesen	 in	
Deutschland	weiterhin	vor	vielfältigen	Herausforderungen	steht,	deren	Bewältigung		politischen	Wil-
len	und	Handlungsbedarf	 erfordert.	 	Nach	Meinung	der	 Sachverständigen	 lassen	 sich	 insbesondere	
vier	 zentrale	 Herausforderungen	 für	 das	 deutsche	 Bildungssystem	 konstatieren.	 Diese	 werden	 im	
Folgenden	aufgezeigt	und	an	ausgewählten	Beispielen	veranschaulicht.	
	
	
1. Leistungsdefizit	

	
Dass	man	bei	dem	derzeit	bestehenden	Bildungssystem	von	einem	Leistungsdefizit	ausgehen	kann,	
wird	gerade	unter	Berücksichtigung	seiner	zentralen	Funktionen	für	Gesellschaft	und	Individuum	(vgl.	
Fend,	2006)	evident:	
	
- Kulturelle	 Teilhabe	 ermöglichen:	 Etwa	 15	 Prozent	 der	 Jugendlichen	 (vgl.	 Autorengruppe	 Bil-

dungsberichterstattung,	 2016)	 und	 rund	 18	 Prozent	 der	 Erwachsenen	 (vgl.	 Zabal	 et	 al.,	 2013)	
weisen	lediglich	rudimentäre	Lesefähigkeiten	auf.	Bei	dieser	Personengruppe	ist	davon	auszuge-
hen,	„dass	sie	Schwierigkeiten	haben,	selbstständig	im	alltäglichen	Leben	zurechtzukommen	und	
erfolgreich	an	der	Gesellschaft	teilzuhaben.“	(Autorengruppe	Bildungsberichterstattung,	2016,	S.	
93).	Entgegen	seiner	Aufgabe	schafft	es	das	Bildungssystem	derzeit	nicht,	die	gesamte	Bevölke-
rung	mit	 jenen	grundlegenden	kulturellen	Fertigkeiten	auszustatten,	die	für	eine	adäquate	Teil-
habe	an	der	Gesellschaft	erforderlich	sind.	
	

- Qualifizierung	 sicherstellen:	Sowohl	 internationale	Schulleistungsstudien	(z.B.	PISA,	TIMMS)	als	
auch	Kompetenzuntersuchungen	von	Erwachsenen	(z.B.	PIAAC)	zeigen	auf,	dass	dem	bestehen-
den	Bildungssystem	die	Vermittlung	grundlegender	Kenntnisse	und	Fertigkeiten	nur	mit	erhebli-
chen	Mängeln	gelingt.	Neben	der	bereits	genannten	hohen	Anzahl	an	Personen,	die	lediglich	ba-
sale	Lesekompetenzen	aufweist,	zeigt	sich	ein	ähnlich	drastisches	Bild	im	Bezug	auf	(alltags-)	ma-
thematische	und	technologiebasierte	Kompetenzen.	So	sind	18	Prozent	der	16	bis	65-Jährigen	in	
Deutschland	 lediglich	 in	 der	 Lage,	 sehr	 einfache	 alltagsmathematische	 Aufgaben	 zu	 lösen	 (vgl.	
Zabal	et	al.,	2013).	45	Prozent	der	Bevölkerung	weisen	überdies	nur	eine	äußerst	geringe	techno-
logiebasierte	Problemlösefähigkeit	 auf	 (vgl.	 ebd.).	 	Schlüsselkompetenzen,	die	 sowohl	 im	Alltag	
als	auch	im	Berufsleben	zwingend	erforderlich	sind	-	und	in	einer	zunehmend	digitalisierten	Welt	
immer	wichtiger	werden.	
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- Berufschancen	gewährleisten:	Im	Jahr	2014	verließen	5,8	Prozent	der	Jugendlichen	(rund	47.000	
Personen)	 die	 Schule	 ohne	 einen	 Hauptschulabschluss	 (vgl.	 Autorengruppe	 Bildungsberichter-
stattung,	2016).		16,3	Prozent	der	30-	bis	unter	35-Jährigen	in	Deutschland	weist	überdies	keinen	
beruflichen	Bildungsabschluss	auf	 (vgl.	ebd.).	 Junge	Menschen,	die	ohne	einen	Abschluss	 in	die	
Berufswelt	entlassen	werden,	haben	von	Beginn	an	kaum	Chancen	auf	eine	problemlose	Integra-
tion	auf	den	Arbeitsmarkt.	Doch	 selbst	 jene,	die	einen	Hauptschulabschluss	erwerben,	müssen	
um	die	Anerkennung	ihrer	Qualifikation	in	der	Berufswelt	ringen	(vgl.	ebd.).	
	

- Basis	 für	 (politische)	 Teilhabe	 legen:	Als	 zentraler	Bestandteil	der	Demokratisierung	obliegt	es	
dem	Bildungswesen,	die	Herausbildung	einer	sozialen	Identität,	Übernahme	sozialer	Verantwor-
tung	sowie	politische	Teilhabe	sicherzustellen.	Abhängig	von	Bundesland	und	Schulform	variiert	
das	 Angebot	 an	 schulischer	 politischer	 Bildung	 sowohl	 in	 Qualität	 als	 auch	 in	 Quantität	 stark,	
wird	bisweilen	sogar	kaum	angeboten	(vgl.	Detjen,	2015).	Dabei	weisen	Studien	nicht	nur	darauf	
hin,	dass	Politikunterricht	die	gesellschaftliche	und	politische	Beteiligung	steigern	kann	(vgl.	Lan-
ge,	Onken	&	Slopinski,	2013),	sondern	auch,	dass	ein	Zusammenhang	zwischen	politischem	Wis-
sen	und	politischer	Einstellung	besteht	(vgl.	Kuhn	&	Buhl,	2011).	 	Mangelnde	oder	mangelhafte	
Politikerziehung	nährt	somit	politisch	extreme	Einstellungen,	sinkende	Wahl-	und	politische	Be-
teiligung.	Studien	auf	Grundlage	von	PIAAC-Daten	weisen	überdies	auf,	dass	geringe	Lesekompe-
tenzen	 auch	mit	 einem	 geringeren	 Gefühl	 der	 politischen	 Einflussnahme,	 geringerem	 sozialen	
Vertrauen	und	freiwilligem	Engagement	einhergehen	(vgl.	Grotlüschen,	2016).		

	
	
	

2. Gerechtigkeitsdefizit	
	

Das	 deutsche	Bildungssystem	weist	 nicht	 nur	 ein	 Leistungs-,	 sondern	 darüber	 hinaus	 auch	 ein	Ge-
rechtigkeitsdefizit	auf.	 Im	Nationalen	Bildungsbericht	2016	wird	darauf	verwiesen,	dass	die	bisheri-
gen	Bemühungen	der	Bildungspolitik	und	–praxis	bislang	nicht	dazu	beitragen	konnten	„den	engen	
Zusammenhang	 zwischen	 sozialer	 Herkunft	 und	 Bildungserfolg	 nachhaltig	 aufzubrechen“	
(Autorengruppe	Bildungsberichterstattung,	2016,	S.	IV).	Dieser	Zusammenhang	lässt	sich	quer	durch	
das	gesamte	Bildungssystem,	von	der	frühkindlichen	Bildung	bis	zum	tertiären	Bildungsbereich,	auf-
weisen.	Da	die	Auflistung	der	vielfältigen	Beispiele	fehlender	Chancengleichheit	dem	Nationalen	Bil-
dungsbericht	 in	aller	Ausführlichkeit	 zu	entnehmen	 ist,	möchten	wir	auf	ein	paar	Beispiele	des	Ge-
rechtigkeitsdefizits	aufmerksam	machen,	die	u.E.	weiterhin	zu	wenig	Beachtung	finden:	
	
- Trotz	der	Ratifizierung	der	UN-Behindertenrechtskonvention	im	Jahr	2009,	besucht	weiterhin	die	

überwiegende	Mehrheit	aller	Lernenden	mit	Förderbedarf	eine	Förderschule	(vgl.	Autorengrup-
pe	 Bildungsberichterstattung,	 2016).	 Dies	 erscheint	 nicht	 nur	 vor	 dem	 Hintergrund	 der	 stetig	
steigenden	 Zahl	 an	 Diagnosen	 des	 sonderpädagogischen	 Förderbedarfs	 bedeutsam,	 sondern	
auch	 unter	 Berücksichtigung	 der	 besseren	 Kompetenzentwicklung	 integrativ	 geförderter	 Schü-
ler_innen	 in	 Lesen,	 Zuhören	 und	Mathematik	 (vgl.	 Kocaj	 et	 al.,	 2014).	 Die	 Gerechtigkeitsfrage	
drängt	 sich	 nicht	 zuletzt	 bei	 der	 auffallend	 hohen	Quote	 an	 Förderschulabsolvent_innen	 ohne	
Hauptschulabschluss	auf.	Im	Jahr	2014	verließen	70,6	Prozent	der	Förderschüler_innen	(mehr	als	
25.000	 Jugendliche)	 ihre	 Schule	 ohne	 (mind.)	 einen	 Hauptschulabschluss	 	erworben	 zu	 haben	
(vgl.	 Autorengruppe	 Bildungsberichterstattung,	 2016,	 S.	 274).	 Eine	 erfolgreiche	 Integration	 auf	
dem	Ausbildungs-	oder	Arbeitsmarkt	wird	dadurch	erschwert,	wenn	nicht	gar	unmöglich.	
	

- Eine	Korrektur	von	Selektions-	und	Schullaufbahnentscheidungen	ist	im	deutschen	Schulsystem	
zwar	vorgesehen,	wird	jedoch	kaum	praktiziert	(vgl.	z.B.	Solga	&	Dombrowkski,	2009).	Erfolgt	ein	
Schulformwechsel,	so	findet	dieser	zumeist	nach	„unten“	statt.	Im	Schuljahr	2010/11	wechselten	
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bspw.	60	Prozent	der	SchülerInnen	in	eine	niedrigere	Schulform,	lediglich	27	Prozent	der	Schul-
formwechsel	erfolgte	in	eine	höhere	Schulform	(vgl.	Bellenberg,	2012).	Diese	fehlende	Durchläs-
sigkeit	 des	 Schulsystems	 trägt	 nicht	 nur	 bedeutsam	 zur	 	Reproduktion	 sozialer	 Ungleichheiten	
bei,	sondern	impliziert	auch	das	Verständnis,	dass	Schüler_innen	zur	Schule	bzw.	Schulform	pas-
sen	müssten,	anstatt	 -	umgekehrt	 -	die	Schule	die	Aufgabe	habe,	 sich	auf	die	 individuellen	Be-
dürfnisse	ihrer	Schülerschaft	einzustellen.	
	

- Im	deutschen	Bildungssystem	ist	nicht	nur	das	Kompetenzniveau	der	Kinder-	und	Jugendlichen	
stark	 vom	 elterlichen	 Bildungshintergrund	 abhängig,	 sondern	 auch	 das	 der	 Erwachsenen	 (vgl.	
Rammstedt,	2013).	Sowohl	das	Bildungs-	als	auch	das	Berufssystem	bieten	demnach	nicht	aus-
reichend	Möglichkeiten,	herkunftsbedingte	Benachteiligungen	im	Lebensverlauf	auszugleichen.		

	
	
3. Innovationsdefizit	

	
Spätestens	seit	der	ersten	PISA-Studie	im	Jahr	2000	ist	evident,	dass	das	deutsche	Bildungssystem	ein	
Leistungs-	 und	 Gerechtigkeitsdefizit	 aufweist.	 Die	 Kompetenztestung	 der	 Erwachsenen	 durch	 die	
PIAAC-Studie	deutet	überdies	darauf	hin,	dass	diese	Defizite	keinesfalls	als	ein	neues	Phänomen	ver-
standen	werden	können,	 sondern	 „das	deutsche	Bildungssystem	schon	 längerfristig	 kennzeichnen”	
(Rammstedt,	2013,	S.	18).	
Grundlegende	 (strukturelle)	 Reformen,	wie	 etwa	 die	 Zusammenlegung	 aller	 Schulformen,	 die	 voll-
ständige	 Integration	von	Förderschüler_innen	 ins	Regelsystem	oder	bundesweit	verbindliche	Quali-
tätsstandards	 und	 -sicherungsmaßnahmen	 für	 frühkindliche	 Bildung,	 sind	 bisher	 allerdings	 ausge-
blieben.	Stattdessen	werden	Erkenntnisse	aus	der	Bildungsforschung	nur	 langsam	umgesetzt.	Auch	
veränderte	Lebensbedingungen	finden	nur	zögerlich	Eingang	in	die	Bildungsinstitutionen.		
	
In	den	vom	Bundesministerium	für	Bildung	und	Forschung	in	Auftrag	gegebenen	Foresight-Berichten,	
werden	60	gesellschaftliche	Trends	und	Herausforderungen	mit	einem	Zeithorizont	bis	2030	identifi-
ziert.	Eine	Vielzahl	dieser	Trends		steht	in	einem	direkten	oder	indirekten	Verhältnis	zu	den	Anforde-
rungen	 an	 das	 Bildungssystem.	 Bedeutsame	 Veränderungen	 sind	 demnach	 in	 der	 Zukunft	 sowohl	
wahrscheinlich	als	auch	erforderlich.	Um	auf	die	komplexen	und	stetig	wandelnden	Anforderungen	
ihrer	Umwelt	angemessen	reagieren	zu	können,	stehen	Bildungseinrichtungen	vor	der	Herausforde-
rung	Strukturen	zu	schaffen,	die	regelmäßige	Reflexion	und	Innovation	ermöglichen.			
	
	
4. Beteiligungsdefizit	

	
Junge	Menschen	werden	 an	 den	Veränderungen	 im	Bildungssystem,	 die	maßgeblich	 sie	 betreffen,	
derzeit	kaum	bis	gar	nicht	beteiligt.	Diese	Auffassung	teilen	auch	die	Bildungsbetroffenen	selbst:	So	
zeigen	verschiedene	Untersuchungen,	dass	Kinder	und	Jugendliche	ihre	Mitbestimmungsmöglichkei-
ten	gerade	im	Bereich	Schule	als	gering	einschätzen	(vgl.	z.B.	Reitz,	2015).	
	
Dabei	 können	 sie	 bereits	 in	 jungem	Alter	 erstaunlich	 gut	 Auskunft	 geben	 über	 Vor-	 und	Nachteile	
ihrer	Bildungseinrichtung:	Sie	wissen,	welche	Probleme	es	gibt	und	haben	differenzierte	Vorstellun-
gen	davon,	wie	es	anders	 laufen	kann	(vgl.	Arbeitsgemeinschaft	für	Kinder-	und	Jugendhilfe,	2010).	
Sie	 sind	 nah	 dran	 am	Geschehen,	 bemerken	 Schwierigkeiten	 und	 Probleme	 oft	 schneller	 als	Men-
schen,	die	nicht	vom	Bildungssystem	betroffen	sind	oder	es	aus	einer	anderen	Perspektive	erleben.	
Eines	sind	 junge	Menschen	also	bestimmt:	Expert_innen	 ihres	Alltags,	der	weitgehend	 im	Bildungs-
system	stattfindet	und	davon	geprägt	 ist.	Wenn	es	um	zentrale	Veränderungen	 im	Bildungssystem	
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geht,	entscheiden	 jedoch	andere:	zumeist	Personen,	die	das	Bildungssystem	vor	30	oder	40	Jahren	
durchlaufen	haben.	Dadurch	beraubt	man	sich	nicht	nur	des	Innovationspotentials,	das	eine	Beteili-
gung	 dieser	 Expert_innen	 birgt,	 sondern	 auch	 der	Möglichkeit,	 Demokratie	 im	 Bildungssystem	 auf	
allen	 Ebenen	 erfahrbar	 zu	machen.	 Bildung	 –	 Grundpfeiler	 unserer	 Demokratie	 –	 sollte	 dabei	mit	
gutem	Beispiel	vorangehen,	anstatt	diejenigen	auszuschließen,	die	mitgestalten	wollen	und	können.		
Das	Beteiligungsdefizit	zeigt	sich	dabei	nicht	nur	bei	Bildungsentscheidungen,	sondern	auch	bei	der	
Bildungsberichterstattung.	So	findet	die	Perspektive	der	Bildungsbetroffenen	selbst	kaum	Eingang	in	
den	Nationalen	Bildungsbericht.	Das	betrifft	sowohl	Kinder	und	Jugendliche	als	auch	Erwachsene	im	
tertiären	 sowie	 quartären	 Bildungsbereich.	 Versteht	man	 jedoch	 Evidenzen	 „als	 Aushandlungspro-
zesse	zwischen	den	beteiligten	Akteuren“	(Bremm	et	al.,	2016,	in	Druck),	so	kommt	man	nicht	umhin	
auch	die	Sichtweise	von	Bildungsbetroffenen	einzubeziehen.	
	
	
	
Umgang	mit	den	Defiziten	des	Bildungssystems	
	
Möglichkeiten,	auf	die	aufgezeigten	Defizite	bzw.	Herausforderungen	zu	reagieren,	könnten	unseres	
Erachtens	folgende	sein:	
	
Nationaler	Bildungsrat,	der	Bildungsbetroffene	einbezieht	
In	Anlehnung	an	den	bereits	bestehenden	Wissenschaftsrat	oder	die	Wirtschaftsweisen	erachten	wir	
die	 Einrichtung	 eines	 Nationalen	 Bildungsrates	 für	 sinnvoll.	 Dieser	 ermöglicht	 einen	 Raum	 für	 die	
inhaltliche	 sowie	 strukturelle	 Bearbeitung	 bildungspolitischer	 Fragestellungen	 durch	 Expert_innen.	
Die	Idee	eines	Bildungsrates	ist	dabei	keinesfalls	neu:	Ein	solches	Gremium	existierte	bereits	 in	den	
1960er	und	1970er	Jahren	und	wurde	jüngst	von	Expert_innen	im	Auftrag	der	Robert-Bosch-Stiftung	
gefordert.	 Von	 besonderer	 Bedeutung	 sehen	 wir	 hierbei	 den	 erweiterten	 Expert_innenbegriff,	 zu	
dem	wir	maßgeblich	auch	junge	Bildungsbetroffene	zählen.	Durch	die	Beteiligung	derer,	die	tagtäg-
lich	das	Bildungssystem	mit	all	 seinen	Stärken	und	Schwächen	erfahren,	werden	Probleme	und	Lö-
sungen	schneller	sowie	unmittelbarer	erfasst.		
Überdies	birgt	die	Beteiligung	von	jungen	Menschen	aus	dem	Bildungssystem	ein	großes	demokrati-
sches	Potential:	dadurch,	dass	Bildungsbetroffene	an	der	Ausgestaltung	ihres	Bildungssystems	betei-
ligt	werden,	 lernen	 sie	 ihre	 Zukunft	mitzugestalten.	 Sie	 bekommen	ein	Verständnis	 von	manchmal	
schwierigen	Debatten	und	Entscheidungsfindungsprozessen	und	lernen,	Kompromisse	zu	schließen.		
	
Der	Nationale	Bildungsrat	ist	eine	Institution,	welche	die	Mitbestimmung	der	jungen	Generation	auf	
Dauer	sicherstellt,	also	immer	wieder	neue	junge	Menschen	aktiviert.	Er	kann	konstruktive	und	inno-
vative	 öffentliche	 	Debatten	 anstoßen	 und	 verleiht	 schätzungsweise	 17	 Millionen	 Bildungsteilneh-
mer_innen	eine	relevante	Stimme.		
	
Erste	Vorschläge	für	die	Ausgestaltung	eines	Nationalen	Bildungsrates,	der	junge	Bildungsbetroffene	
einbezieht,	sind	u.a.	hier	nachzulesen:				
http://wasbildetihrunsein.de/2016/10/03/beteiligung-schafft-innovativitaet/		
	
	
Mitbestimmung	ernst	meinen	
Echte	Beteiligung	und	Gestaltungsmöglichkeiten	 für	 junge	Menschen	dürfen	kein	Lippenbekenntnis	
sein,	 sondern	müssen,	wenn	es	 ernst	 gemeint	 ist,	 institutionell	mitgedacht	und	 verankert	werden.	
Umsetzungsmöglichkeiten	gibt	es	dafür	nicht	nur	auf	nationaler	Ebene	oder	auch	in	separaten	Gre-
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mien.	Überall	dort,	wo	relevante	Entscheidungen	fallen,	sollte	auch	die	Perspektive	junger	Menschen	
berücksichtigt	werden.	Dazu	gehört	die	institutionelle	Verankerung	von	Mitbestimmung	in	Bildungs-
einrichtungen	und	Foren,	 in	denen	über	die	Rahmenbedingungen	und	die	eigenen	Bildungsinhalte,	
wie	 etwa	 Rahmenlehrpläne,	 entschieden	 werden.	 Das	 bedeutet	 auch,	 die	 Mitgestaltung	während	
und	nicht	erst	am	Ende	eines	Prozesses	zu	ermöglichen.	Und	die	Mühe,	Formen	und	Medien	so	aus-
zuwählen,	dass	echte	Beteiligung	ermöglicht	wird.			
	
	
Perspektive	von	Bildungsteilnehmer_innen	stärker	in	Berichterstattung	integrieren	
Die	 nationale	 Bildungsberichterstattung	 sollte	 um	 die	 Perspektive	 der	 Bildungsteilnehmer_innen	
ergänzt	 werden.	 Wir	 sehen	 hierin	 die	 Möglichkeit,	 den	 Blick	 auf	 die	 Bildungsinstitutionen,	 deren	
Rahmenbedingungen,	Bildungsprozesse	und	mögliche	Problemlagen	zu	erweitern.	Überdies	eröffnet	
es	den	schätzungsweise	17	Millionen	Bildungsteilnehmer_innen	die	Gelegenheit,	ihre	Sichtweise	auf	
das	 Bildungssystem	 im	 (Entscheidungs-)	 Diskurs	 einfließen	 zu	 lassen	 -	 und	 umgekehrt	 -	 Entschei-
dungsträger_innen	diese	zu	berücksichtigen.	
	
	
Chancengerechtigkeit	stärker	in	den	Fokus	rücken	
Da	 die	 Bemühungen	 von	 Bildungspolitik	 und	 -praxis	 der	 letzten	 Jahre	 noch	 nicht	 dazu	 beitragen	
konnten	den	 starken	 Zusammenhang	 zwischen	 sozialer	Herkunft	 und	Bildungserfolg	 aufzubrechen,	
bleibt	diese	zentrale	Aufgabe	weiterhin	bestehen.	Ihr	sollte	höchste	Priorität	eingeräumt	und	den	im	
Nationalen	Bildungsbericht	ausgewiesenen	Empfehlungen	zeitnah	entsprochen	werden.		
	
	
Grundbildung	garantieren	
Die	 Vermittlung	 grundlegender	 Lese-	 und	 mathematischer	 Kompetenzen	 gehört	 zu	 den	 zentralen	
Funktionen	des	Bildungssystems	 (vgl.	Fend,	2006)	und	stellt	die	Grundlage	kultureller	 sowie	gesell-
schaftlicher	Teilhabe	dar.	Dass	trotz	Verbesserungen	weiterhin	rund	15	Prozent	der	Jugendlichen	und	
18	Prozent	der	Erwachsenen	lediglich	rudimentäre	Lesefähigkeiten	aufweisen,	ist	für	eine	Industrie-
nation	wie	Deutschland	inakzeptabel.		
In	Anlehnung	an	Prof.	Jutta	Allmendinger	(2013)	sprechen	wir	uns	daher	dafür	aus,	dass	eine	Grund-
bildung,	die	zur	gesellschaftlichen	und	kulturellen	Teilhabe	befähigt,	allen	gleichermaßen	garantiert	
werden	muss.	
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In Deutschland gibt es einen erfreulichen Trend zu höheren Bildungsabschlüssen, doch ein großer Teil 
der Bevölkerung bleibt von dieser Entwicklung ausgeschlossen. Die Menschen insgesamt erreichen 
ein höheres Bildungsniveau, aber innerhalb der Gesellschaft verfestigen sich die Unterschiede. Das 
birgt sozialen Sprengstoff. Sollen die Fliehkräfte nicht weiter zunehmen, brauchen wir eine gesell-
schaftliche Bildungsstrategie. Bildungspolitik muss mehr Verantwortung für den Bildungserfolg jedes 
einzelnen Menschen übernehmen. Kitas, Schulen, Hochschulen und Weiterbildungseinrichtungen 
müssen zudem wieder stärker zu Orten werden, in denen sich die verschiedenen Schichten begegnen.  

 

1. Die polarisierte Gesellschaft 

Die westlichen Demokratien stehen unter Hochspannung. In den Vereinigten Staaten, in vielen Län-

dern Europas und damit auch in Deutschland verzeichnen autoritäre, nationalistische Rechtspopulisten 

einen deutlichen Zulauf bei den Wahlen. Diese Parteien arbeiten mit offen rassistischen, homophoben, 

frauen- und behindertenfeindlichen sowie faktenresistenten Parolen. Wer sich die Wahlanalysen aus 

den USA und Frankreich, dem Brexit-Votum in Großbritannien oder auch bei den jüngsten Landtags-

wahlen in Deutschland anschaut, wird feststellen: Diese rechten Bewegungen werden bei weitem 

nicht nur von Menschen mit niedrigem Bildungsabschlüssen und Arbeitslosen getragen, auch in 

Deutschland haben viele Facharbeiter mit mittlerem Bildungsabschluss, aber auch Bessersituierte 

rechtspopulistisch gewählt. Gewerkschaftsmitglieder votieren ebenfalls nicht seltener für Rechtspopu-

listen als der Rest der Bevölkerung. 

Diese Wähler indes scheinen von dem Programm dieser Parteien nicht sonderlich überzeugt. Das zei-

gen auch erste Wahlanalysen. Das Gros dieser Menschen erhofft sich von den Rechtspopulisten keine 

Lösungen ihrer Probleme – und trotzdem geben sie ihre Stimme diesen Parteien. Diese Entwicklungen 

sind Anzeichen einer ernsten Krise politischer Repräsentanz in den westlichen Demokratien.  

Der aus einer Arbeiterfamilie stammende französische Soziologe Didier Eribon hat sich in seinem in 

Teilen autobiographischem Buch „Rückkehr nach Reims“ mit der Frage beschäftigt, warum viele Ar-

beiterinnen und Arbeiter im Norden Frankreichs ihre Stimme der rechtsextremen Front National geben.  
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Er schildert in seinem Buch exemplarisch ein Gespräch mit seiner Mutter, die sagt, sie wähle diese 

Partei nicht aus Überzeugung. Ihre Wahl sei vielmehr ein Warnschuss an die anderen Parteien gewe-

sen. Die Stimme der einfachen Menschen werde sonst nicht mehr gehört.  

Eribon fragte: Wie konnte es geschehen, dass weite Teile des Volkes im politischen Alltag kein Gehör 

mehr finden? Warum sehen so viele Arbeiter in der Abwertung von Einwanderern die Aufwertung 

ihres eigenen Selbstbilds? Warum streiten sie nicht gemeinsam mit den Einwanderern für ihre sozialen 

Rechte? 

Der Schlüsselsatz von Donald Trump in seiner ersten Rede nach den Präsidentschaftswahlen in den 

USA war: „Die vergessenen Männer und Frauen dieses Landes werden nicht mehr vergessen sein.“ 

Dies ist ein starker Satz, weil er die Hoffnungen der Ausgegrenzten berührt. Es ist aber auch ein ge-

fährlicher Satz, weil Trumps Programm – wie eigentlich die Programme aller Rechtspopulisten – ganze 

Bevölkerungsgruppen von diesem Versprechen ausschließt. Dieses Versprechen gilt eben nicht für Ein-

wanderer oder Muslime. Solche Programme beinhalten die Spaltung der Gesellschaft. 

Wer eine offene und soziale Demokratie verteidigen will, muss komplexe Antworten geben. Das Bil-

dungssystem ist dabei ein wichtiger Faktor. 

Notwendig ist zunächst eine politische Agenda, die die sozialen Sorgen vieler Menschen ernstnimmt: 

Die Ängste der alleinerziehenden Altenpflegerin, die wenig Geld verdient und sich vor Altersarmut 

fürchtet, sollten stärker ein Thema werden. Wir müssen die mangelnden Perspektiven des jungen 

Hauptschülers in den Blick nehmen, der zahllose Bewerbungen schreibt und trotzdem keinen Ausbil-

dungsplatz bekommt. Ebenso gehören die prekäre Lage der Menschen, die im Niedriglohnsektor ar-

beiten, und die Sorge der Facharbeiterinnen und Facharbeiter vor sozialem Abstieg auf die politische 

Tagesordnung. 

Zudem lässt sich ein Großteil der immensen Aggressionen, mit denen die politische Diskussion zum 

Beispiel im Internet geführt wird, aus dem konkreten Erleben von Abwertungen erklären. So schrieb 

nach den US-Wahlen die Online-Ausgabe der Hamburger Wochenzeitschrift „Die Zeit“ durchaus zu-

gespitzt: „Lange Jahre haben die liberalen Eliten die da unten verachtet. Jetzt wählen diese Menschen 

Rassisten und der Schrecken ist groß.“ 

In der Tat gibt es auch in der deutschen Gesellschaft diese Tendenzen der Abwertung. Die Unterschicht 

kenne sich nicht mit Literatur aus. Sie gehe nicht in die Oper, sondern allenfalls in ein Helene-Fischer-

Konzert. Sie schaue nicht Arte und höre nicht den Deutschlandfunk, sondern interessiere sich für RTL 

II und das Dschungelcamp. Sie esse nicht Bio, sondern Fast Food. Kurzum: Diese Menschen seien an 

ihrem Schicksal selbst schuld, so gängige Denkmuster. 

Diese gesellschaftlichen Konflikte zeigen sich ganz konkret in unserem Bildungswesen. Deutschland 

sei auf dem Weg in eine neue Art der Klassengesellschaft, hieß es schon 2008 in der von der Konrad-

Adenauer-Stiftung veröffentlichten Untersuchung „Eltern unter Druck“. Spätestens beim Eintritt in das 

Bildungssystem höre die Toleranz vieler Eltern auf. „Nicht mehr nur die höchsten Kreise, nicht mehr 

nur Akademikerfamilien, sondern bereits die breite Mittelschicht grenzt sich massiv nach unten ab. 

Man könnte hier beinahe von einer Art Kontaktsperre sprechen“, schreiben die Autoren der Studie.  

Solche Entwicklungen führen dazu, dass die unterschiedlichen Milieus mehr übereinander als mitei-

nander sprechen. Diese Tendenzen gefährden den sozialen Zusammenhalt und bergen gesellschaftli-

chen Sprengstoff. Unser Bildungssystem mit seinen Kitas, Schulen, Hochschulen und Weiterbildungs-

einrichtungen ist einer der wenigen Orte, an denen sich die unterschiedlichen Schichten und Milieus 

unserer Gesellschaft begegnen können. Wenn das Bildungswesen in zahlreichen Studien vermessen 

wird, richtet sich der Blick zunächst auf die erreichten Abschlüsse und Kompetenzen.  
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Das ist auch richtig, denn diese Faktoren sind entscheidend für die späteren Perspektiven auf dem 

Arbeitsmarkt. Wer aber unser Bildungssystem bewerten will, muss zudem beachten, ob es soziale 

Integration fördert und Milieus zusammenführt oder ob es nicht systematisch zu einer Trennung der 

Lebenswelten beiträgt. Auch deswegen stellt sich weiterhin die Frage der Schulstruktur. 

 

2. Das polarisierte Bildungssystem  

Sämtliche Bildungsberichte verzeichnen durchaus Fortschritte in der Bildungspolitik. Die Zahl der Krip-

penplätze ist deutlich gestiegen, mehr Menschen beginnen ein Studium und bilden sich weiter. Der 

Trend zu höheren Bildungsabschlüssen hält an, zudem ist in vielen Vergleichstests ein Zuwachs an 

Kompetenzen bei den Schülerinnen und Schülern zu erkennen. Doch ein genauer Blick auf die Zahlen 

zeigt: Die soziale Schieflage bleibt die Achillesferse unseres Bildungssystems. Die Zahl der jungen 

Menschen ohne Schul- und Berufsabschluss ist bedrückend hoch. Auch bei der Weiterbildung und im 

Studium öffnet sich die Schere zwischen Gewinnern und Verlierern. Zu viele Menschen blieben von 

dem Trend zur höheren Bildung abgehängt. Das deutsche Bildungssystem ist polarisiert. 

Mit Blick auf den Nationalen Bildungsbericht lassen sich sechs zentrale Herausforderungen identifi-

zieren:  

Der feste Sockel der Ausbildungslosigkeit: Der Trend zu höherer Bildung kommt insbesondere 

bei Geringqualifizierten kaum an. Fast zwei Millionen Menschen im Alter von 20 bis 34 Jahren haben 

keinen Berufsabschluss. Das sind 13,3 Prozent dieser Altersgruppe.  

Viele dieser Menschen werden kaum ihren eignen Lebensunterhalt verdienen können, ihnen droht ein 

Leben in prekärer Beschäftigung oder Arbeitslosigkeit. So ist zwar im Jahr 2015 die Arbeitslosigkeit 

insgesamt auf rund 6,5 Prozent gesunken, bei den Geringqualifizierten betrug sie hingegen mehr als 

das Dreifache – und hat sich damit entgegen dem allgemeinen Trend um 0,4 auf 20,3 Prozent erhöht. 

Rund 270.000 Jugendliche steckten in den zahllosen Maßnahmen im Übergang von der Schule in die 

Ausbildung fest. Die Mehrheit von ihnen hat einen Hauptschulabschluss (47,7 Prozent) oder einen 

mittleren Abschluss (26,8 Prozent). Seit mehr als zwanzig Jahren liege bei den betrieblichen Ausbil-

dungsplätzen das Angebot unterhalb der Nachfrage, heißt es im Bildungsbericht. Auf diese Weise 

wird eine hohe Ausbildungslosigkeit vorprogrammiert. 

 

Die soziale Spaltung: Trotz einiger Fortschritte ist es letztlich nicht gelungen, die enge Kopplung 

von sozialer Herkunft und Bildungserfolg nachhaltig aufzubrechen. Der Zugang zu frühkindlicher Bil-

dung ist für die Kinder arbeitsloser Eltern vielerorts nur eingeschränkt möglich, da der Rechtsanspruch 

auf einen Kita-Platz an den Erwerbsstatus der Eltern gekoppelt ist. Selbst bei gleicher Leistung hat das 

Kind eines Akademikers im Vergleich zu einem Arbeiterkind eine mindestens drei Mal so große Chance 

das Gymnasium zu besuchen. Der Übergang von der Schule in den Beruf fällt Jugendlichen mit Haupt-

schulabschluss deutlich schwerer. Nur 45,3 Prozent schaffen nahtlos den Sprung von der Schule in die 

Ausbildung. Auch in der bundesweiten Lehrstellenbörse der Industrie- und Handelskammern ist bei 

zwei von drei Angeboten inzwischen ein mittlerer Schulabschluss die Mindestvoraussetzung. Beim 

Zugang zu den Hochschulen zeigt sich ebenfalls die soziale Spaltung. 

 

Die regionale Spaltungen: Fortschritte im deutschen Bildungssystem haben keine Himmelsrich-

tung und kein Parteibuch. Das zeigt der Bundesländervergleich des Berliner Instituts zur Qualitätsent-

wicklung in der Bildung (IQB), der Bildungstrend.  
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Bei diesem Vergleich der Sprachkompetenzen von Neuntklässlern waren Bundesländer im Norden, im 

Süden und auch im Osten der Republik erfolgreich, in denen ganz unterschiedliche Koalitionen regie-

ren. Dennoch verzeichnet auch der Nationale Bildungsbericht 2016 wachsende regionale Unter-

schiede. Die neuen Trennlinien verlaufen nun zwischen Stadt und Land. Während die Metropolen 

durch eine wachsende Bevölkerung und mitunter starke soziale Spannungen geprägt sind, geht es auf 

dem Land vielfach um den Erhalt von Schulen und Kitas. Inzwischen sind es 163 Gemeinden in 

Deutschland, in denen sich der öffentliche Träger komplett aus dem Angebot der Sekundarschulen 

zurückgezogen hat. Auch auf dem Ausbildungsmarkt zeigen sich die regionalen Unterschiede: Wäh-

rend im Ruhrgebiet oder in den mittleren Städten Hessens und Niedersachsen die Lage auf dem Aus-

bildungsmarkt extrem angespannt ist, haben die Jugendlichen in Freising und Passau, aber auch in 

Stralsund und Greifswald deutlich bessere Chancen. 

Die strikte Trennung von beruflicher und akademischer Bildung: Die starke Spaltung zwi-

schen beruflicher und akademischer Bildung ist ein Kennzeichen des deutschen Bildungssystems. Hier 

gibt es zwei unterschiedliche Trends. Die Zahl der Studierenden, die bereits eine Ausbildung in der 

Tasche haben, ist deutlich gesunken – und zwar von 34 Prozent (1994) auf 22 Prozent (2012). Den-

noch gab es spürbaren Zuwachs von Studierenden ohne Abitur von 0,8 Prozent (2000) auf 3,5 Prozent 

(2014). Ein Blick in andere Länder zeigt, dass es noch besser geht: In England und Wales liegt die 

Quote der Studierenden ohne Abitur an den Hochschulen bei 15 Prozent, in Schweden und Österreich 

immerhin schon bei sechs Prozent.  

 

Der wachsende Anteil privater Schulen: Die Bedeutung privater Schulen wächst. Mittlerweile 

gibt es knapp 4.000 dieser Schulen in Deutschland. Ihr Anteil ist seit 2006 um satte 26 Prozent ge-

stiegen. Dies ist vor allem in den Ballungszentren ein Problem. So ziehen diese Schulen dort überwie-

gend wirtschaftlich stärkere Familien an. Auf diese Weise trägt der Ausbau der privaten Schulen in 

den großen Städten zu einer sozialen Entmischung und damit wachsender gesellschaftlicher Spaltung 

bei. 

Die Integration der Zuwanderer: In den vergangenen zehn Jahren hat sich die Lage der Zuwan-

derer im Bildungssystem verbessert, auch sie erwerben im Schnitt höhere Bildungsabschlüsse. Trotz-

dem mündete jeder zweite ausländische Jugendliche in die zahllosen Ersatzmaßnahmen im Übergang 

von der Schule in den Beruf ein. Ausländische Jugendliche verlassen die Schule mehr als doppelt so 

oft wie einheimische Jugendliche ohne Abschluss und erreichen dreimal seltener die Hochschulreife. 

Dabei ist der mangelnde Bildungserfolg vor allem mit der sozialen Herkunft verknüpft. Bei Neuntkläss-

lern aus gleichen sozialen Milieus spielt die Zuwanderungsgeschichte der Familie keine relevante 

Rolle, wenn es um den Besuch der Schulart geht.  

Hinzu kommt eine neue Herausforderung für unsere Gesellschaft. Rund 890.000 Menschen sind allein 

2015 nach Deutschland geflüchtet. Im Jahr 2016 waren es bis zum September noch immerhin 

210.000 Menschen. Sie suchen Schutz vor Krieg, Vertreibung und politischer Verfolgung. Unter diesen 

Menschen sind hunderttausende Kinder und Jugendliche – viele von ihnen sind schwer traumatisiert, 

viele haben nie eine richtige Schule besucht. Diese Menschen gilt es, in Bildung und Arbeit zu integ-

rieren.  

 

Dabei darf es aber nicht zu einer Bildungskonkurrenz zwischen Einheimischen und Geflüchteten kom-

men. Diese Herausforderung zu meistern, wird eine weitere zentrale Aufgabe der Bildungspolitik in 

den kommenden Jahren.  
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3. Für eine gesellschaftliche Bildungsstrategie 

Wer die Spaltung unserer Gesellschaft bekämpfen und sozialen Zusammenhalt sichern will, muss die 

Polarisierung in unserem Bildungssystem überwinden. Trotz einiger Erfolge in den vergangenen Jahren 

gibt es für eine soziale Bildungspolitik noch alle Hände voll zu tun. Der Deutsche Gewerkschaftsbund 

(DGB) schlägt deshalb vor, dass Bund, Länder, Kommunen und Sozialpartner gemeinsam eine gesell-

schaftliche Bildungsstrategie entwickeln. Wir plädieren für eine „Reformkommission Bildung“, 

die eine solche Strategie entwickelt. Für den DGB gehören folgende Eckpunkte zu einer solchen Bil-

dungsstrategie: 

Zwar gab es in Deutschland in den jüngsten Jahren einen deutlichen Anstieg der Krippenplätze. Doch 

mit 32,7 Prozent verfehlen wir bei den Kindern, die jünger als drei Jahre sind, noch immer die schon 

für 2014 anvisierte 35-Prozent-Marke. Ohnehin war der Kita-Ausbau mehr ein „Aufbau West“. Trotz-

dem liegt im Westen die Ausbau-Quote bei nur 28,1 Prozent. Neben dem Ausbau der Quantität müs-

sen wir das Augenmerk auch auf die Qualität der frühkindlichen Bildung legen. Notwendig sind bun-

desweite Standards für die Rahmenbedingungen der frühkindlichen Bildung. Dazu zählen der 

Personalschlüssel, die Gruppengrößen, die Aus- und Weiterbildung der Erzieherinnen und Erzieher 

sowie die Zeit für Vor- und Nachbereitung. Diese Standards müssen bundesweit gelten – unabhängig 

vom Träger. Sie sind in einem Kita-Qualitätsgesetz festzuschreiben. 

Auch beim Ausbau der Ganztagsschulen gab es in den Jahren 2003 bis 2009 einen echten Schub. 

Allerdings sind die meisten von ihnen so genannte offene Ganztagsschulen, mit einem qualitativ un-

gesicherten Nachmittagsbereich. Die Begleitforschung zeigt, dass in dieser Form die Potenziale der 

Ganztagsschule für ein verbessertes Lernen und mehr Chancengleichheit nur unzureichend genutzt 

werden. Bund und Länder sollten den Ausbau von guten Ganztagsschulen konsequent voranbringen 

und gemeinsam einen Rechtsanspruch auf einen Ganztagsschulplatz ab dem Jahr 2020 einfüh-

ren. Der Ausbau der Ganztagsschulen ist mit dem Ausbau der Schulsozialarbeit zu verknüpfen. 

Notwendig sind multiprofessionelle Teams in Kitas und Schulen. Für berufsbildende Schulen sollten 

Bund und Länder einen Berufsschulpakt schmieden, der die technische Ausstattung, die regionale 

Versorgung sowie die Qualifizierung der Lehrkräfte in den Blick nimmt. Bei rund 34 Milliarden Euro 

liegt der Sanierungsstau laut Kreditanstalt für Wiederaufbau an den öffentlichen Schulen. Es ist gut, 

wenn der Bund in die Schulsanierung investiert. Dazu muss das Kooperationsverbot abgeschafft 

werden.  

Um den Jugendlichen in den Übergangsmaßnahmen zwischen Schule und Ausbildung eine bessere 

Perspektive zu bieten, ist ein Paradigmenwechsel in Deutschland notwendig: Weg von den zahllosen 

Maßnahmen im Parallelsystem hin zu qualifizierter dualer betrieblicher Ausbildung – bei Bedarf mit 

professioneller Ausbildungsbegleitung. Mit dem Ausbau der ausbildungsbegleitenden Hilfen und 

der flächendeckenden Einführung der Assistierten Ausbildung soll das betriebliche Ausbildungsan-

gebot gestärkt werden. Die Mobilität der Jugendlichen muss zudem besser unterstützt werden. 

 

Jeder Jugendliche soll eine Ausbildungsgarantie bekommen. Sie sollte den Einstieg in das erste 

Ausbildungsjahr eines anerkannten Ausbildungsberufs (Berufsschulen, Bildungseinrichtungen) mit 

Übergang in betriebliche Ausbildung regeln. Die betriebliche Ausbildung hat dabei Vorrang.  
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Doch ausschließlich mit rein betrieblichen Angeboten werden sich die Spannungen auf dem Ausbil-

dungsmarkt nicht lösen lassen. „Es wird neuer politischer Überlegungen zu Formen über- und außer-

betrieblicher Ausbildung bedürfen“, schreiben auch die Autoren des Bildungsberichts treffend. In Re-

gionen mit einem sehr angespannten Ausbildungsmarkt können – in Abstimmung mit den 

Sozialpartnern – außerbetriebliche Ausbildungsplätze für mindestens dreijährige Ausbildungs-

berufe angeboten werden. Dabei ist der Wechsel in betriebliche Ausbildung anzustreben. Hierzu sollte 

ein steuerfinanziertes Bund-Länder-Programm aufgelegt werden. 
 

Wir müssen die Vielzahl der Studiengänge lichten. Zurzeit gibt es in Deutschland rund 18.300 

Studiengänge, rund 7.000 mehr als zehn Jahre zuvor. Zum Vergleich: In der dualen Ausbildung existieren 

rund 330 Ausbildungsberufe. Das Angebot der Studiengänge ist für die jungen Menschen und für die 

Betriebe kaum noch transparent. Brauchen wir wirklich ausgefallene Spezial-Studiengänge wie den 

Bachelor in Coffeemanagement in Hamburg? Solche Studiengänge bieten selten nachhaltige Chan-

cen auf dem Arbeitsmarkt. Wir brauchen deshalb für Studienangebote fachbezogene Standards, die 

solche ausgefallenen Spezialangebote verhindern. 

Kurzfristig muss das BAföG gestärkt werden. Notwendig sind ein deutliches Plus bei Freibeträgen 

und Bedarfssätzen sowie ein Absenken des Darlehensanteils, um eine hohe Verschuldung am Ende 

des Studiums zu vermeiden. Damit es in künftigen Jahren nicht mehr zu zahlreichen Nullrunden beim 

BAföG kommt, sollte der Bund einen automatischen Inflationsausgleich einführen. 

Das lebenslange Lernen muss mittelfristig durch ein Erwachsenen-BAföG verbessert werden. Wir 

benötigen eine echte Finanzarchitektur lebenslangen Lernens. Bisher stehen zahlreiche Elemente – 

zum Beispiel das BAföG, das Meister-BAföG, Bildungsprämien und Aufstiegsstipendien – unver-

bunden neben einander. Die Studienfinanzierung, das Nachholen schulischer und beruflicher Ab-

schlüsse sowie die berufliche Aufstiegsfortbildung sollen hier in einem Erwachsenen-BAföG zusam-

mengeführt werden. 

Wir brauchen bessere Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten im Bildungswesen. Sie 

sind letztlich der Schlüssel zum Gelingen von Bildungsreformen. Dazu zählt zum Beispiel das Beenden 

des Befristungswahns an den Hochschulen sowie der Befristung von angestellten Lehrkräften, wie 

zum Beispiel bei Seiteneinsteiger. Für diese benötigen wir mehr Weiterbildungskonzepte. Und Bund 

und Länder müssen endlich die prekäre Beschäftigung in der Weiterbildung beenden. Der Bildungs-

bericht spricht hier von einem Feld mit niedrigen Einkommen bei hoher Qualifikation der Lehrkräfte. 

Wenn es keine attraktiven Arbeitsbedingungen und keinen fairen Lohn gibt, wird es immer schwerer, 

in der Weiterbildung qualifizierte Lehrkräfte zu finden. Sowohl in der Kita als auch in der Grundschule 

muss die anspruchsvolle und wertvolle Arbeit der Pädagoginnen und Pädagogen sowie Lehrkräfte 

endlich anerkannt werden. Eine bessere Bezahlung ist überfällig. 

Gute Bildung gibt es nicht zum Nulltarif. In Deutschland besteht im internationalen Vergleich vor allem 

bei den öffentlichen Bildungsausgaben enormer Nachholbedarf. Bund und Länder haben auf dem 

Dresdner Bildungsgipfel beschlossen, bis 2015 mindestens 10 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 

(BIP) für Bildung und Forschung auszugeben. Nach ihren eigenen Beschlüssen müssten sie jährlich 

mindestens 23 Milliarden Euro zusätzlich in Kindertagesstätten, Schulen, Hochschulen und Weiterbil-

dung investieren, um wieder Anschluss an andere Industriestaaten zu gewinnen. Nach internationalen 

Standards liegt der Bedarf sogar noch höher. 
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Auf dem Tisch liegen viele Ideen für eine gesellschaftliche Bildungsoffensive. Darüber diskutieren nicht 

nur der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften, sondern auch SPD, Unionsparteien, Grüne, Linke, 

die Spitzenverbände der Wirtschaft und viele andere gesellschaftliche Organisationen. Längst gibt es 

viele bemerkenswerte Graswurzel-Initiativen im Bildungswesen selbst. Diese progressiven Kräfte gilt 

es zu bündeln, um gemeinsam eine Bildungsstrategie zu formulieren.  

Sollte dieser neue Anlauf in Richtung „Bildungsrepublik“ nicht gelingen, drohen die Fliehkräfte in der 

Gesellschaft weiter zuzunehmen - mit gravierenden Folgen für unsere Demokratie und Gesellschaft.  

Berlin, 23. November 2016 

Elke Hannack, stellvertretende DGB-Vorsitzende   

Matthias Anbuhl, Abteilungsleiter für Bildungspolitik und Bildungsarbeit beim DGB-Bundesvorstand 
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Die Stellungnahme beschreibt zunächst die Fortschritte in der schulischen Integration

v.a. aus Sicht der systembezogenen Schulforschung, um dann zwei schulpolitische

Herausforderungen zu diskutieren: a) Verstärkung der Quantität und Qualität von

Ganztagsschulen und b) Sprachbildung an Schulen.

Fortschritte in der schulischen Integration

Seit den 1990er Jahren wurden in vielen Bundesländern tiefgreifende

Strukturveränderungen im Sekundarschulbereich vorgenommen. Dabei zeichnen

sich trotz unterschiedlicher Varianten die Tendenzen zur Herausbildung einer

zweigliedrigen Schulstruktur und der Verzicht auf die Hauptschule als eigenständige

Schulform ab. Die ersten zweigliedrigen Sekundarschulsysteme wurden nach der

Wiedervereinigung in den ostdeutschen Bundesländern Sachsen, Sachsen-Anhalt

und Thüringen eingeführt. Auch Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern

etablierten in den 2000er Jahren zweigliedrige Schulstrukturen. Diese

schulstrukturelle Innovation setzte sich auch in Westdeutschland fort. Nach

Jahrzehnten polarisierter Kontroversen und gescheiterter Reformversuche kam es

auch in den westdeutschen Bundesländern seit den 2000er Jahren zu

Veränderungen der tradierten drei- bzw. viergliedrigen Schulstruktur (letztere in den

Bundesländern mit Gesamtschulen als Regelschulform) und wurden zweigliedrige

Schulstrukturmodelle etabliert. Während in den schulstrukturellen Entscheidungen

der ostdeutschen Bundesländer nach der Wiedervereinigung Kontinuitäten zum

DDR-Schulsystem eine starke Rolle spielten, lassen sich Reformprozesse in den

westdeutschen Bundesländern als auch Anpassungsprozesse in Brandenburg und

Mecklenburg-Vorpommern in den 2000er-Jahren auf demografische Faktoren,

Veränderungen im Schulwahlverhalten sowie Debatten um Chancengleichheit

zurückführen. Zum Schuljahr 2016/17 haben elf von 16 Bundesländern ein

zweigliedriges Schulsystem etabliert. Der Nationale Bildungsbericht 2016 konstatierte

daher auch, dass das gemeinsame Lernen an Bedeutung gewinnt (Autorengruppe

Bildungsberichterstattung 2016, 7).

Trotz einer Tendenz zur Zweigliedrigkeit bleibt erstens festzuhalten, dass

Schulformintegrationen vor allem in den bevölkerungsarmen Bundesländern

durchgeführt wurden. Der Anteil der Schüler_innen in Deutschland, die in einem



3

Bundesland mit zweigliedrigem Schulsystem im Sekundarbereich I beschult wurden,

lag 2015/16 gerade einmal bei 26 Prozent (StBa 2016, eigene Berechnungen). Der

Großteil der Schüler_innen absolviert seine Schulzeit nach wie vor in einem

mindestens dreigliedrigen Schulsystem. Zweitens werden von den schulstrukturellen

Veränderungen die Sonderschulen bislang wenig erfasst, denn die meisten

Bundesländer halten trotz Bemühungen zur Umsetzung inklusiver Beschulung nach

wie vor eine Doppelstruktur aus Regel- und Sonderschulen aufrecht (Hartong und

Nikolai 2016). Es sind dabei hauptsächlich Grund, Gesamt- und Hauptschulen bzw.

in zweigliedrigen Schulsystemen Schulen mit mehreren Bildungsgängen, die Kinder

mit sonderpädagogischem Förderbedarf aufnehmen. An Gymnasien und

Realschulen ist der Anteil dagegen minimal (Klemm 2015). Zudem handelt es sich

häufig auch um eine integrative Beschulung (gesonderte Klassen an Regelschulen)

und weniger um eine inklusive Beschulung im Sinne der UN-BRK.

Welche Auswirkungen die geschilderten Systemumstellungen in vielen

Bundesländern auf die schulischen Leistungen und deren Kopplung mit sozialer

Herkunft haben, ist derzeit noch eine offene Forschungsfrage. Es bleibt empirisch zu

überprüfen, ob sich in zweigliedrigen Schulsystemen der Übergang nach der

Grundschule in sozial-selektiver Hinsicht anders gestalten wird als in drei- bzw.

mehrgliedrigen Systemen und ob die geschaffene Möglichkeit, das Abitur an allen

Schulformen zu erwerben, die soziale Ungleichheit im Zugang zum Abitur reduziert.

Herausforderungen in der schulischen Integration

Nach wie vor sind die sozialen Disparitäten beim Bildungserwerb stark ausgeprägt.

Der Nationale Bildungsbericht spricht dabei sogar von einem „anhaltende[m]

Strukturproblem“ (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2016, 14). In

Deutschland werden 15% der Varianz in der Lesekompetenz durch die soziale

Herkunft erklärt, wie die PISA-Studie 2012 nachweist (OECD 2014, 189). Kennt man

also das Elternhaus der Kinder, so sind Prognosen über deren Kompetenzen im Alter

von 15 Jahren gut möglich. In vielen anderen Ländern hat die junge Generation

jeweils neue und vom Elternhaus weit weniger geprägte Chancen. Zahlen der

Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerkes zur Bildungsbeteiligung von

Kindern nach dem Bildungsstatus im Elternhaus zeigen zudem Folgendes
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(Middendorff et al. 2013): Von 100 Kindern aus akademischen Elternhaus gelangten

79 Kinder auf die gymnasiale Oberstufe und schließlich 77 Kinder an eine

Hochschule. Von 100 Kindern aus Nichtakademikerfamilien sind es dagegen nur 43

Kinder, die in eine gymnasiale Oberstufe einmünden und letztendlich nur 23 Kinder

schaffen den Sprung an eine Hochschule. Kinder aus Nicht-Akademikerfamilien

wechseln dreimal so häufig wie Kinder aus Akademikerfamilien auf berufliche

Schulen und münden auch nach einer beruflichen Schule seltener an Hochschulen

ein. Die Chance eines Akademikerkindes, eine Hochschule zu besuchen, ist damit

mehr als dreieinhalb Mal so hoch wie die Chance eines Nichtakademikerkindes

(Allmendinger et al. i.E.). Trotz aller Bemühungen in Bildungspraxis und

Bildungspolitik ist es noch wenig gelungen, den engen Zusammenhang zwischen

sozialer Herkunft und Bildungserfolg aufzubrechen.

Ich möchte dabei auf zwei Handlungsbereiche im Schulbereich1 verweisen, die

Potenzial zur Verbesserung der Chancengerechtigkeit und auch Leistungsfähigkeit

bieten.

1. Verstärkung des quantitativen und qualitativen Ausbaus von Ganztagsschulen

Ganztagsschulen – v.a. in gebundener Form – gelten als eine wichtige

Voraussetzung, um individuelle Lern- und Fördermöglichkeiten von Schüler_innen

auszuschöpfen. Mit dem Anfang der 2000er Jahre bundesweit begonnenen

Ganztagsschulausbau wurden Ganztagsschulen in den Bundesländern erheblich

ausgebaut. Wie sich die Ganztagsbeschulung auf den Schulalltag und Schulerfolg

der Schüler_innen auswirkt wird seit einiger Zeit in der „Studie zur Entwicklung von

Ganztagsschulen (StEG)“ untersucht. Die ersten Ergebnisse dieser Studie sind im

Hinblick auf die Wirksamkeit von Ganztagsbeschulung zwar teilweise positiv

(Züchner und Fischer 2014), in Bezug auf soziale Ungleichheiten jedoch eher

ernüchternd. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass es zwischen den

Bundesländern erhebliche Variationen in den Ganztagsschulquoten, in der

Umsetzung von Ganztagsschulprogrammen und unterschiedlich starke Verteilungen

auf die Schulformen gibt. Ganztagsunterricht zwischen den Bundesländern variiert

1 Neben dem schulischen Bereich kommt es auch auf Verbesserungen im frühkindlichen Bereich an, v.a. in
sozial belastenden Gegenden.
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der Ausbau beträchtlich zwischen 15% (Bayern) und 88% (Hamburg). Zudem wird

Ganztag v.a. an Integrierten Gesamtschulen und Schulen mit mehreren

Bildungsgängen und weniger an Realschulen und Grundschulen praktiziert

(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2016, 83). Des Weiteren können

Ganztagsschulen nach der Art ihrer internen Organisation definiert werden. Hier ist

vor allem die Unterscheidung zwischen rhythmisierten Ganztagsschulen und

Ganztagsschulen mit additiven Modellen der Zeitgestaltung zu nennen. Bei

rhythmisierten Ganztagsschulen wechseln Lern- und Freizeitphasen über den

gesamten Schultag, bei additiven Modellen liegt der Fachunterricht am Vormittag und

andere Angebote schließen am Nachmittag an (Aktionsrat Bildung 2013). Und auch

hier hat sich ein Flickenteppich an Ganztagsschulen in den Bundesländern

entwickelt. Seit Auslaufen des Bundesprogramms „Zukunft Bildung und Betreuung“

kommt der weiterhin notwendige Ausbau von (v.a. auch gebundener)

Ganztagsschule nur schwer voran, so dass Klemm (2014) gar von einer

erlahmenden Ausbaudynamik spricht. Zudem hat sich ein Flickenteppich von

Ganztagsschulen entwickelt, bei denen es zwischen den Bundesländern

beträchtliche Unterschiede in der zusätzlichen Lernzeit und auch

Personalausstattung gibt.

Es bedarf eines weiteren Ausbaus von gebundenen Ganztagsschulen – mitunter mit

einer Neuauflage eines bundesweiten Ganztagsschulprogramms – v.a. aber in

Verbindung von bundesweiten Mindeststandards für Ganztagsschulen (Lernzeit,

Personalausstattung), um eine individuelle Förderung und damit gleichwertige

Lernchancen zu ermöglichen. Erst mit einheitlichen pädagogische Konzepten und

Standards für ihre Gestaltung können die Potenziale zur Rhythmisierung und

Neugestaltung der Lernzeiten wirklich genutzt werden.

2. Sprachbildung

Rund 35% der unter 10-jährigen Schüler_innen hat mittlerweile einen

Migrationshintergrund, bei den 10- bis unter 20-Jährigen sind es etwa 30%

(Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2016, 19). Viele dieser Schüler_innen

sprechen kaum bis nicht Deutsch zu Hause, so dass für diese Schüler_innen

Gelegenheiten in Bildungseinrichtungen zum Erwerb der deutschen Sprache
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bedeutsam sind. Eine weitere schulpolitische Herausforderung besteht in der

Integration neu zugewanderter Kinder und Jugendlicher und das nicht nur aktuell,

sondern das dürfte angesichts der andauernden Fluchtursachen auch zukünftig die

Schulpolitik der Bundesländer beschäftigen (Brüggemann und Nikolai 2016). Die

Zahl von Geflüchteten nach Europa ist seit den 2000er Jahren ungebrochen hoch

und mit einem baldigen Abriss der aktuellen Migrationsbewegungen ist nicht zu

rechnen. Migration wird ein großes Thema der Politik im 21. Jahrhundert sein. Ein

nicht unbedeutender Teil der Geflüchteten befindet sich in Deutschland im

schulpflichtigen Alter. So waren 2015 rund 28% der Asylerstanträge von Personen

unter 16 Jahren (BAMF 2015). Neu zugewanderte Kinder und Jugendliche betreten

das Schulsystem als Quereinsteiger, die zum überwiegenden Teil auch über keine

oder mangelnde Deutschkenntnisse verfügen. Die Ermöglichung von

gesellschaftlicher Teilhabe und herkunftsunabhängigen Bildungschancen gehört

auch vor dem Hintergrund der Debatten zur Umsetzung von inklusiven

Schulsystemen zu einer zentralen schulpolitischen Herausforderungen der

Bundesländer. Der Beherrschung der deutschen Sprache kommt dabei eine

Schlüsselrolle zu und Bildungseinrichtungen (v.a. Kindergarten, Grundschule) sind

die „weichenstellenden Orte der Sprachförderung“ (Autorengruppe

Bildungsberichterstattung 2016, 166).

Die bis 2019 verlängerte Bund-Länder-Initiative „Bildung durch Sprache und Schrift“

überprüft die Sprachförderung, Sprachdiagnostik und Leseförderung in den

Bundesländern. Zwar haben die Bundesländer in den letzten Jahren Deutsch als

Zweitsprache in die Curricula der Lehramtsausbildung aufgenommen, aber es fehlt

nach wie an einer ausreichenden Zahl von ausgebildeten Lehrkräften, so dass viele

Schulen keine Deutschförderung anbieten können. Um eine deutschlandweite

Offensive der Deutschförderung betreiben zu können, wird der Bund mehr finanzielle

Mittel zur Verfügung stellen müssen und es bedarf einer gemeinsamen Initiative von

Bund und Ländern zur Ausbildung und Fortbildung von Lehrkräften für Deutsch als

Zweitsprache.
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Vorbemerkung	  
	  
Die	   vorliegende	   Stellungnahme	   ist	   geprägt	   von	   meiner	   Arbeit	   als	   Mitglied	   bzw.	  
Vorsitzender	   des	   Wissenschaftlichen	   Beirats	   für	   die	   Gemeinschaftsaufgabe	   gemäß	  
Artikel	  91	  b	  Abs.	  2	  GG,	  der	  von	  wissenschaftlicher	  Seite	  die	  Erstellung	  des	  „Nationalen	  
Bildungsberichts“	   (Autorengruppe	   Bildungsberichterstattung,	   Bildung	   in	   Deutschland	  
2016)	   begleitet.1	  In	   den	   drei	   nachfolgend	   formulierten	   Thesen	   geht	   es	   primär	   um	   die	  
Frage,	   wie	   Politik	   und	   Praxis	   die	   Qualität	   und	   Ergebnisse	   von	   Bildungsprozessen	   in	  
offenen,	  modernen	  Gesellschaften	  bewerten	  und	  verbessern	  können.	  	  
	  

1.	   Der	   Nationale	   Bildungsbericht:	   Verlässliche	   Orientierung	   im	  
„postfaktischen	  Zeitalter“!	  	  
	  
Wie	   lassen	   sich	   frühkindliche	   Bildungsangebote	   in	   quantitativer	   und	   qualitativer	  
Hinsicht	   beurteilen?	   Erzielen	   Kinder	   mit	   Migrationshintergrund	   heute	   bessere	  
Schulleistungen	   als	   vor	   zehn	   Jahren?	   Lässt	   sich	   in	   Deutschland	   eine	   „Akademiker-‐
schwemme“	  beobachten?	  Wie	  steht	  es	  um	  die	  Qualität	  Weiterbildungsangeboten?	  	  
	  
Seit	   dem	   Jahr	  2006	  wird	   alle	   zwei	   Jahre	   ein	  Nationaler	  Bildungsbericht	   vorgelegt,	   der	  
solche	  und	  andere	  Fragen	  auf	  der	  Basis	  vorliegenden	  Daten	  beantwortet.	  Im	  Jahr	  2015	  
wurde	   diese	   Bildungsberichterstattung	   von	   einer	   externen,	   international	   besetzten	  
Expertenkommission	   umfassend	   evaluiert.	   Bei	   sehr	   positivem	   Gesamttenor	   gab	   die	  
Kommission	   gleichzeitig	   zahlreiche	   Hinweise,	   wie	   die	   Bildungsberichterstattung	   und	  
ihre	  positive	  Wirkung	  auf	  das	  Bildungssystem	  nochmals	  verstärkt	  werden	  könnten.	  	  
	  
Ich	   teile	   die	   Auffassung	   der	   Kommission.	   Aus	   meiner	   Sicht	   gibt	   die	   Nationale	  
Bildungsbericht	   eine	   verlässliche	   Orientierung	   im	   „postfaktischen	   Zeitalter“.	   Unter	  
vertretbarem	   finanziellen	  Mitteleinsatz	  werden	  die	   vorliegenden	  Daten	   zur	  Bildung	   in	  
Deutschland	   vorbildlich	   ausgewertet.	   Die	   Arbeit	   am	   und	   mit	   dem	   Nationalen	  
Bildungsbericht	   hat	   in	   vielerlei	   Hinsicht	   zur	   einer	   Professionalisierung	   geführt.	   Das	  
betrifft	   einerseits	   die	   Bildungsforschung,	   bei	   der	   sich	   innerhalb	   eines	   sehr	   kurzen	  
Zeitraums	  ein	  enormer	  Zugewinn	  an	  Kompetenz	  bei	  der	  Datengewinnung	  und	  –analyse	  	  
beobachten	   ließ,	   andererseits	   aber	   auch	   die	   Vertreter	   der	   Auftraggeber	   (Bund	   und	  
Länder),	   die	   die	   Erstellung	   des	   Bildungsberichts	   begleiten	   und	   über	   die	   Jahre	   eine	  
beeindruckende	  Expertise	  aufgebaut	  haben.	  	  
	  
Gleichzeitig	  soll	  dieses	  Resümee	  nicht	  darüber	  hinwegtäuschen,	  dass	  der	  professionelle	  
Umgang	  mit	  Daten	  zu	  Bildung	  fragil	  ist	  und	  weiter	  optimiert	  werden	  kann:	  	  

-‐ Daten	   sprechen	   nicht	   für	   sich	   selbst,	   sie	   müssen	   interpretiert	   werden.	   Blindes	  
Vertrauen	   in	   „Daten“	   ist	   ebenso	   gefährlich	   wie	   der	   Verzicht	   auf	   ihre	   Nutzung.	  

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
1	  Aufgrund	  des	  Rufs	  auf	  eine	  Universitätsprofessur	  an	  der	  Universität	  Bamberg	  sowie	  damit	  einhergehend	  
die	  mögliche	  Bestellung	  als	  Direktor	  des	  Leibniz-‐Instituts	  für	  Bildungsverläufe	  (LIfBi)	  lasse	  ich	  dieses	  Amt	  
derzeit	   ruhen,	   um	   jeden	   Anschein	   der	   Befangenheit	   zu	   vermeiden.	   Das	   LIfBi	   soll	   in	   Zukunft	   in	   die	  
Erstellung	  des	  Nationalen	  Bildungsberichts	  einbezogen	  werden.	  	  
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Evidenzorientierung	   muss	   gelernt	   und	   eingeübt	   werden.	   Noch	   immer	   ist	   in	  
Deutschland	  die	  Personengruppe	  mit	  exzellentem	  Inhalts-‐	  und	  Methodenwissen	  
in	   Wissenschaft,	   Politik,	   Bildungsadministration,	   Praxis	   und	   interessierter	  
Öffentlichkeit	  (u.a.	  Journalismus)	  verhältnismäßig	  klein.	  	  

-‐ Der	  Durchdringungsgrad	  einer	  gesunden	  Evidenzorientierung	  in	  die	  Fläche	  (z.B.	  
Verantwortungsträger	   in	   Ländern	   und	   kommunalen	   Verwaltungen	   bzw.	  
Verbände)	   ist	   schwer	   abzuschätzen;	   teilweise	   werden	   auf	   „Heilsversprechen“	  
beruhende	   Maßnahmen,	   die	   durch	   keinerlei	   Evidenz	   gesichert	   und	   bei	   denen	  
auch	  keine	  begleitende	  Evaluationen	  vorgesehen	  sind,	  in	  großem	  Maßstab	  in	  die	  
pädagogische	  Praxis	  eingeführt.	  	  

-‐ Die	   Datenlage	   ist	   für	   viele	   Bereiche	   des	   Bildungswesens	   in	   hohem	   Maße	  
unbefriedigend.	   Möglichkeiten,	   wie	   die	   Datenlage	   mit	   geringen	   Mehrkosten	  
verbessert	  werden	  könnte,	  werden	  nicht	  immer	  systematisch	  genutzt.	  	  

-‐ Unliebsamen	   Ergebnissen	   oder	   Interpretationen	   wird	   immer	   wieder	   mit	   einer	  
reflexartigen	   Infragestellung	   der	   zugrundeliegenden	   Daten	   bzw.	   der	   damit	  
betrauten	  Institutionen	  begegnet.	  	  

	  
Bildungsfragen	  geraten	  in	  einem	  „postfaktischen	  Zeitalter“	  immer	  wieder	  ins	  Kampffeld	  
von	  Demagogen	  und	   „Heilsbringern“.	   Für	   entsprechende	  Herausforderungen	  muss	  die	  
Gesellschaft	   gerüstet	   sein:	   Eine	   gesunde	   Evidenzorientierung	   verbessert	   die	  
Diskussionstiefe	  und	  trägt	  zu	  einer	  rational	  begründeten	  Basis	  für	  Entscheidungen	  unter	  
Untersicherheit	   bei;	   sie	   ist	   damit	   ein	   Merkmal	   moderner,	   offener	   Gesellschaften.	   Der	  
Nationale	   Bildungsbericht	   ist	   ein	   wertvoller	   Beitrag	   zu	   dieser	   Form	   von	  
Evidenzorientierung.	  	  

2.	  Bildung	  in	  Deutschland:	  Trügerischer	  Aufwärtstrend?	  
	  
Die	   PISA-‐Ergebnisse	   der	   vergangenen	   zwölf	   Jahre	   haben	   für	   Deutschland	   bei	   den	  
15jährigen	  Schülerinnen	  und	  Schüler	  einen	  relativ	  stabilen	  Aufwärtstrend	  gezeigt.	  Kann	  
die	  Politik	  ihre	  Aufmerksamkeit	  nun	  wieder	  anderen	  Dingen	  zuwenden?	  	  
	  
Nichts	  wäre	  riskanter.	  Zwar	  deuten	  tatsächlich	  zahlreiche	  Indikatoren	  darauf	  hin,	  dass	  
die	   erfolgten	   Professionalisierungsmaßnahmen	   und	   die	   finanziellen	   Investitionen	   in	  
Deutschland	  in	  geradezu	  beeindruckender	  Weise	  Früchte	  getragen	  haben.	  Insbesondere	  
wenn	   man	   einen	   Vergleich	   mit	   den	   meisten	   modernen	   westlichen	   Dienstleistungs-‐
gesellschaften	   anstellt,	   haben	   sich	   zentrale	   Indikatoren	   in	   Deutschland	   positiv	  
entwickelt.	  Für	  eine	  neue	  Selbstzufriedenheit	  gibt	  es	  jedoch	  keinen	  Anlass.	  	  

§ Erstens	  gibt	  es	  eine	  Reihe	  von	  Ländern,	  u.a.	  im	  ostasiatischen	  Bereich,	  bei	  denen	  
der	  mit	   PISA	   erfasste	   Leistungsstand	  deutlich	   besser	   ausfällt	   und	   ein	   stärkerer	  
Aufwärtstrend	  zu	  beobachten	  ist.	  	  

§ Zweitens	   muss	   angesichts	   unterschiedlicher	   Herausforderungen	   (z.B.	  
Leistungsabfall	   in	   einem	   einwohnerstarken	   Bundesland,	   unklare	   Effekte	   von	  
Inklusion,	   Integration	   von	   Kindern	   mit	   Fluchterfahrung	   und	   geringen	  
Deutschkenntnissen)	   in	   Betracht	   gezogen	   werden,	   dass	   der	   Aufwärtstrend	   in	  
Zukunft	  möglicherweise	  nicht	  linear	  fortgeschrieben	  werden	  kann.	  	  

§ Drittens	   fehlen	   für	   viele	   Kompetenzbereiche	   sowie	   weitere	   Ziele	   von	  
Bildungsanstrengungen	  aussagekräftige	  Daten,	   im	  Querschnitt	  und	  vor	  allem	   in	  
Längsschnitt,	  so	  dass	  diese	  Bereiche	  gar	  nicht	  beurteilt	  werden	  können.	  	  
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§ Viertens	  bringen	  auch	  Entwicklungen,	  die	  als	  Erfolge	  angesehen	  werden	  können,	  
Konsequenzen	  mit	  sich,	  auf	  die	  zu	  reagieren	  ist.	  Als	  Beispiele	  sind	  der	  Trend	  zu	  
höheren	  Bildungsabschlüssen	  sowie	  die	  wachsende	  Angebotsvielfalt	  zu	  nennen,	  
bei	  der	  auch	  private	  Anbieter	  an	  zunehmend	  wichtige	  Rolle	  spielen.	  	  

	  
Ohne	   weitere	   intensive	   Anstrengungen	   wird	   sich	   Deutschland	   im	   internationalen	  
Vergleich	  nicht	  positiv	  weiterentwickeln.	  	  

3.	  Reformen:	  zwischen	  Aktionismus	  und	  Tiefenwirkung	  	  
	  
Ohne	   Zweifel:	   Deutschland	   wird	   auch	   in	   Zukunft	   sein	   Bildungssystem	   kontinuierlich	  
modernisieren	   müssen,	   um	   zentrale	   Ziele	   wie	   vertiefte	   Allgemeinbildung,	   Leistungs-‐
exzellenz	   und	   Bildungsgerechtigkeit	   besser	   zu	   verwirklichen.	   Zudem	   kommen	   neue	  
Aufgaben	   hinzu,	   zu	   denken	   ist	   beispielsweise	   an	   die	   Digitalisierung	   sowie	   Heraus-‐
forderungen	  an	  die	  Lehrenden	  im	  Umgang	  mit	  einer	  zunehmend	  heterogenen	  Schüler-‐
schaft,	   bei	  der	   eine	  Übereinstimmung	   zwischen	  den	  Werten	  der	  Mehrheitsgesellschaft	  
und	  individuellen	  Sinnbildungsmustern	  nicht	  automatisch	  vorausgesetzt	  werden	  kann.	  	  
	  
Ob	   sich	   Bildungsreformen	   als	   erfolgreich	   erweisen,	   hängt	   von	   einem	   Bündel	  
unterschiedlicher	   Faktoren	   ab,	   die	   je	   nach	   Reform	   eine	   unterschiedlich	   große	   Rolle	  
spielen	  können.	  Zwei	  Aspekte	  scheinen	  jedoch	  für	  die	  großen,	  vom	  Bund	  unterstützten	  
Maßnahmen	  unabdingbar	  zu	  sein:	  	  

(1) Fokus	   auf	   Qualitätsfaktoren	   anstatt	   Sichtstrukturen:	   Es	   ist	   oft	   einfacher	   und	  
schneller	  (und	  bisweilen	  ggf.	  auch	  „politisch	  attraktiver“),	  „Sichtstrukturen“	  (z.B.	  
Formen	   der	   Leistungsdifferenzierung,	   Schulformen,	   Ganztag,	   räumliche	   oder	  
sächliche	   Ausstattung)	   zu	   ändern	   als	   die	   Qualitätsfaktoren	   (die	   „Tiefen-‐
strukturen“)	   der	   pädagogischen	   Arbeit	   (u.a.	   umfassende	   Diagnostik,	  
motivationale	  Begleitung	  und	  Definition	  hoher	  Ziele)	  positiv	  zu	  beeinflussen.	  Für	  
die	  Zielerreichung	  sind	  jedoch	  die	  Tiefenstrukturen	  entscheidend.	  	  

(2) Eingebaute	   Qualitätssicherungsmaßnahmen:	   Bei	   finanziell	   aufwändigen	  
Maßnahmen	  sollte	  in	  der	  Regel	  eine	  begleitende	  (=	  formative)	  und	  abschließende	  
(=	   summative)	   Evaluation	   von	   Anbeginn	   eingeplant	   sein.	   Eine	   Reihe	   von	  
Projekten	   des	   Bundesministeriums	   für	   Bildung	   und	   Forschung	   sind	   in	   dieser	  
Hinsicht	  vorbildlich,	  da	  sie	  u.a.	  eine	  Erfassung	  der	  angezielten	  Wirkungen	  auf	  der	  
Ebene	  der	  Betroffenen	  (z.B.	  Kinder	   im	  Vorschulalter,	  Schülerinnen	  und	  Schüler,	  
Studierende)	  einbeziehen.	  Gleichzeitig	  wird	  im	  Bildungsbereich	  an	  vielen	  Stellen	  
Qualitätssicherung	   noch	   immer	   mit	   einem	   ordnungsgemäßen	   Abfluss	   von	  
finanziellen	  Mitteln	  verwechselt.	  	  
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Stellungnahme zum öffentlichen Fachgespräch zum Thema  
„Bildung in Deutschland“ 

am 30. November 2016 im Deutschen Bundestag 

Mit den Berichten „Bildung auf einen Blick 2016“ der OECD und „Nationaler 
Bildungsbericht – Bildung in Deutschland 2016“ der Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung liegen zwei Bände vor, die anhand von Indikatoren Auf-
schluss über die Lage des Bildungssystems in Deutschland liefern. Der Bericht 
der OECD bietet eine international vergleichende Perspektive und ist durch 
eine stark ökonomisch orientierte Sichtweise auf Bildung geprägt. Im Bericht 
der Autorengruppe Bildungsberichterstattung spielt die internationale Per-
spektive zwar ebenfalls eine Rolle, etwa durch die Bezugnahme auf Ergebnis-
se der PISA-Studien, der Hauptfokus liegt jedoch auf dem deutschen Bil-
dungssystem, das vertieft untersucht wird. Im Folgenden gehe ich auf ausge-
wählte Aspekte ein, die aus meiner Sicht für die Weiterentwicklung von Bil-
dungsqualität in Deutschland besonders wichtig sind. Dabei konzentriere ich 
mich weitgehend auf den Bereich der Schule, beziehe jedoch zusätzlich zu 
den Ergebnissen der vorliegenden Berichte auch Befunde des IQB-Bildungs-
trends 2015 ein, die das Institut zur Qualitätsentwicklung im Bildungswesen 
(IQB) im Oktober 2016 veröffentlicht hat. 

Positive Entwicklungen in allen Bildungsbereichen 

Der sogenannte „PISA-Schock“, der mit dem Bericht über die erste PISA-
Studie in Deutschland 2001 verbunden war, löste eine erhebliche Dynamik im 
Bildungssystem aus. Die Ergebnisse des internationalen Vergleichs und auch 
des nationalen Ländervergleichs, der vor Gründung des IQB im Rahmen der 
internationalen Schulleistungsstudien stattfand, wurden zum Anlass genom-
men, eine Reihe von Reformen durchzuführen. Dabei standen zwei Ziele im 
Vordergrund: erstens eine Erhöhung der erreichten Kompetenzen und zwei-
tens eine Verringerung der mit Hintergrundmerkmalen (v.a. Geschlecht, sozi-
oökonomischer Hintergrund und Migrationshintergrund) von Kindern, Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen verbundenen Disparitäten im Bildungs-
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erfolg. Inwieweit die getroffenen Maßnahmen jeweils Veränderungen verursacht haben, lässt sich 
anhand der vorhandenen Daten nicht entscheiden. Sicher aber ist, dass PISA die Aufmerksamkeit für 
das Thema Bildungsqualität verstärkt hat und die Bilanz der weiteren Entwicklung insgesamt positiv 
ist. So konstatiert der Nationale Bildungsbericht 2016 über alle Bildungsbereiche hinweg eine „Ent-
wicklung zu mehr Bildung“. Für den Schulbereich etwa zeigte sich im Rahmen von PISA, dass im Jahr 
2012 die von Schülerinnen und Schülern erreichten Kompetenzen in den Bereichen Lesen, Mathema-
tik und Naturwissenschaften signifikant über dem OECD-Mittelwert lagen. Damit gehört Deutschland 
zu den wenigen Ländern, in denen das im Durchschnitt erreichte Kompetenzniveau in allen drei 
Kompetenzbereichen gesteigert werden konnte. Diese positiven Trends sind vor allem auf eine Re-
duktion besonders schwacher Leistungen zurückzuführen und haben auch dazu geführt, dass sich die 
Zusammenhänge zwischen den erreichten Kompetenzen mit der sozialen Herkunft und dem Migrati-
onshintergrund der Schülerinnen und Schüler abgeschwächt haben. Die Kopplung zwischen familiä-
rer Herkunft und Bildungserfolg ist aber auch in Deutschland immer noch eng und stellt weiterhin 
eine Herausforderung dar (s.u.). 

Bildungsstandards und Bildungsmonitoring  

Die Teilnahme Deutschlands an den internationalen Schulleistungsstudien hat dazu geführt, dass das 
Bildungsmonitoring in Deutschland verstetigt wurde. Neben der Teilnahme an PISA in der Sekundar-
stufe I und IGLU/PIRLS sowie TIMSS in der Primarstufe und dem nationalen Bildungsbericht umfasst 
die Gesamtstrategie der KMK zum Bildungsmonitoring eine regelmäßige Überprüfung des Erreichens 
kompetenzorientierter Bildungsstandards, die für alle Länder verbindlich sind. Diese bis 2012 als 
„IQB-Ländervergleich“ und ab 2015 als „IQB-Bildungstrend“ bezeichneten Untersuchungen beziehen 
mehr Fächer und Kompetenzbereiche ein als die internationalen Schulleistungsstudien und ergeben 
damit ein differenziertes Bild der Entwicklung von Stärken und Schwächen, die in den einzelnen Län-
dern bestehen. So hat sich beispielsweise im Jahr 2009 gezeigt, dass in den ostdeutschen Ländern im 
Bereich Englisch erheblicher Handlungsbedarf bestand, der in den folgenden sechs Jahren vor allem 
im Bereich des Leseverstehens deutlich reduziert werden konnte. Das auf den Bildungsstandards 
basierende Element des kontinuierlichen Bildungsmonitorings liefert den Ländern also wichtige An-
haltspunkte dafür, in welchen Bereichen die Bemühungen um Unterrichtqualität verstärkt werden 
sollten und inwieweit entsprechende Bemühungen in der Vergangenheit erfolgreich waren. Ent-
scheidend sind dabei nicht die Rankings der Länder, sondern die Veränderungen, die über die Zeit zu 
beobachten sind. 

Vergleichsarbeiten 

Die Entwicklungsfunktion der Bildungsstandards kann vor allem dann zum Tragen kommen, wenn 
sich die verschiedenen Elemente eines Systems der Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung 
daran orientieren („Alignment“). Entsprechend hat die KMK Vergleichsarbeiten eingeführt, die Lehr-
kräften regelmäßig eine Rückmeldung darüber geben, inwieweit die für die Primarstufe und die Se-
kundarstufe erreichten Kompetenzziele in der 3. und in der 8. Jahrgangsstufe erreicht werden. Im 
Sinne eines Frühwarnsystems sollen die Rückmeldungen in den Kollegien der Schulen Prozesse der 
Unterrichtsentwicklung auslösen, die darauf abzielen, dass möglichst viele Schülerinnen und Schüler 
die Bildungsstandards erreichen. Befragungen von Lehrkräften weisen darauf hin, dass dieses In-
strument in unterschiedlichem Maße genutzt wird, wobei erhebliche Unterschiede zwischen den 
Ländern bestehen. Während die Vergleichsarbeiten in einigen Ländern von einer deutlichen Mehr-
heit der Lehrkräfte als nützlich erachtet werden, ist die Akzeptanz in anderen Ländern weniger aus-
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geprägt. Insgesamt benötigen Schulen und Lehrkräfte bei der produktiven Nutzung datengestützter 
Instrumente der Qualitätsentwicklung noch mehr Unterstützung. Dabei spielen Schulleitungen und 
spezifisch an den jeweiligen Erfordernissen ausgerichteten Fortbildungsangebote eine zentrale Rolle. 

Fokus auf Qualität von Schule und Unterricht statt auf Schulstruktur 

Das Ziel 4 der Sustainable Development Goals, auf das sich der Bericht „Bildung auf einen Blick 2016“ 
bezieht, betont die Bedeutung der Qualität von Bildung. Dieses Anliegen ist zu unterstreichen, wobei 
im Schulbereich die Qualität von Lehr-Lernprozessen im Unterricht zentral ist. In Deutschland setzen 
Reformen jedoch häufig an Merkmalen der Schulstruktur an, indem Schularten neu eingeführt, abge-
schafft oder zusammengelegt werden. Nach den Befunden der empirischen Bildungsforschung 
spricht nichts dafür, dass Veränderungen in der Schulstruktur die Qualität von Bildungsprozessen und 
Bildungserträgen erhöhen; so haben auch im IQB-Bildungstrend 2016 wieder Länder mit ähnlichen 
Schulstrukturen sehr unterschiedliche Ergebnisse erzielt. Da schulstrukturelle Reformen aufwändig 
sind, Ressourcen binden und vom eigentlichen Kerngeschäft der Schulen ablenken können, sollten 
sie nur erfolgen, wenn dafür sehr gute Gründe bestehen und wenn flankierend dafür gesorgt wird, 
dass durch die strukturellen Veränderungen zumindest keine negativen Nebeneffekte für die Unter-
richtsqualität resultieren. Die Weiterentwicklung von Bildungsqualität sollte primär an der Professio-
nalität des pädagogischen Personals ansetzen, da diese für die Kompetenzentwicklung von Lernen-
den in allen Bildungsetappen zentral ist. 

Förderung von Heranwachsenden aus zugewanderten und sozial schwachen Familien 

Der nationale Bildungsbericht macht darauf aufmerksam, dass sich die Lage von Kindern, Jugendli-
chen und Erwachsenen mit Zuwanderungshintergrund in allen Etappen des Bildungssystems zwar 
insgesamt verbessert hat, die zuwanderungsbezogenen Disparitäten aber weiterhin groß sind. Die 
Förderung von Kindern und Jugendlichen mit Zuwanderungshintergrund stellt also weiterhin eine 
besondere Herausforderung dar. Dies gilt zum einen für Kinder und Jugendliche aus zugewanderten 
Familien, die schon länger in Deutschland leben, und zum anderen für neu zugewanderte Kinder und 
Jugendliche. In den letzten zwei Jahren wurden erhebliche Anstrengungen unternommen, um 
Schutz- und Asylsuchende in das Bildungssystem zu integrieren. Der Hinweis des nationalen Bil-
dungsberichts, dass die kurzfristig geschaffenen Insellösungen in systematisch ausgestaltete Maß-
nahmen überführt werden müssen, ist zu unterstreichen.  

Ein wichtiger Fokus der gezielten Förderung von Heranwachsenden mit Zuwanderungshintergrund 
bezieht sich auf den Erwerb bildungssprachlicher Kompetenzen in der Verkehrs- und schulischen 
Instruktionssprache Deutsch. In diesem Bereich wurden in den letzten 15 Jahren erhebliche Anstren-
gungen unternommen, deren Effektivität jedoch ungesichert ist. Es wurden nur wenige Evaluationen 
durchgeführt und diese haben überwiegend enttäuschende Ergebnisse erbracht. Das Programm Bil-
dung durch Sprache und Schrift (BiSS), das von Bund und Ländern derzeit durchgeführt wird, zielt 
nachholend darauf ab, Hinweise darauf zu erhalten, welche Ansätze der Sprachbildung und Leseför-
derung sich in der Praxis bewähren und wirksam sind. Der Fokus des Programms, das bereits im Jahr 
2013 gestartet ist, liegt dabei überwiegend auf Heranwachsenden, die in Deutschland geboren und 
aufgewachsen sind. Die sprachliche Förderung von neu zugewanderten Kindern, Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen stellt das Bildungssystem vor neue Herausforderungen, für die ad hoc Lösungen 
entwickelt wurden. Es sollte möglichst frühzeitig damit begonnen werden, diese systematisch wei-
terzuentwickeln, formativ zu evaluieren und letztlich auch auf ihre Effektivität zu prüfen.  
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Bei der Optimierung der Förderung von Heranwachsenden aus zugewanderten Familien sollte aller-
dings nicht aus dem Blick geraten, dass sich ihre im Durchschnitt geringeren Startchancen häufig auf 
den sozioökonomischen Hintergrund zurückführen lassen und oft auch Kinder und Jugendliche aus 
sozial schwachen Familien ohne Zuwanderungshintergrund besondere Unterstützung benötigen. Die 
Entscheidung darüber, wer eine besondere Förderung erhält, sollte nicht auf Hintergrundmerkmalen, 
sondern auf einer kompetenzbezogenen Bestimmung des individuellen Bedarfs basieren. Dieser Ge-
sichtspunkt ist gerade auch aufgrund der verstärkten Inklusionsbemühungen, die derzeit diskutiert 
und umgesetzt werden, in hohem Maße relevant.  

Datengestützte Weiterentwicklung von Bildungsqualität 

Das Bildungsmonitoring, das in Deutschland relativ spät eingeführt wurde, hat in den letzten 15 Jah-
ren wichtige Hinweise darauf gegeben, in welchen Bereichen Handlungsbedarf besteht. Wie oben 
bereits erwähnt, liefern die internationalen Daten dabei vor allem Benchmarks, die eine Einordnung 
der Situation in Deutschland insgesamt erlauben, während die nationalen Daten sowohl breiter ange-
legte als auch vertiefte Analysen dieser Situation ermöglichen, die auch aufgrund der erheblichen 
Länderunterschiede innerhalb Deutschlands von zentraler Bedeutung sind. Inzwischen besteht weit-
gehend Einigkeit darüber, dass diese Art von Feedback und Transparenz hilfreiche Orientierungs-
punkte für die Weiterentwicklung von Bildungsqualität liefern. Dies ließe sich durch eine Verbesse-
rung der Datengrundlage etwa im Bereich der amtlichen Statistik, die zum Teil uneinheitliche Opera-
tionalisierungen verwendet und nur Querschnittsdaten liefert, optimieren. Zudem wäre eine Weiter-
entwicklung der auf Reformen bezogenen Evaluationskultur wünschenswert. Evaluationen sollten 
sich auf die Umsetzung und die Wirksamkeit von Maßnahmen beziehen, möglichst frühzeitig geplant 
und in enger Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure konzipiert und durchgeführt werden. Nur 
so lassen sich Anhaltspunkte dafür gewinnen, worauf im Bildungsmonitoring beobachtete Verände-
rungen zurückzuführen sein könnten. Dabei geht es nicht um ein technokratisches Verständnis von 
Bildungsprozessen, die zweifellos komplex sind. Aber das Wissen, das die empirische Bildungsfor-
schung anhand von systematisch generierten Daten und nach wissenschaftlichen Qualitätsstandards 
durchgeführten Analysen bereitstellt, kann dazu beitragen, Prozesse der Entscheidungsfindung im 
Bildungssystem zu optimieren. Dies erfordert effektive Kanäle, über die dieses Wissen disseminiert 
und rezipiert werden kann. 
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Das deutsche Bildungssystem zwischen

Bildungsexpansion und -integration

Sechs zentrale Handlungsfelder

• Anhaltende Expansion zu höherer Bildung und Probleme im

unteren Qualifizierungsbereich

• Soziale Disparitäten als bekanntes, anhaltendes Strukturproblem

• Regionale Disparitäten als bekanntes, sich verschärfendes

Strukturproblem

• Verschiebungen in der Qualifikationsstruktur

• Bedarfsgerechtigkeit des öffentlichen Bildungssystems als Problem

• Migration als multidimensionale Herausforderung und Chance
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Das deutsche Bildungssystem zwischen

Bildungsexpansion und -integration:

Anhaltende Bildungsexpansion und zugleich Probleme im

unteren Qualifizierungsbereich



• Relative Konstanz im mittleren

Qualifikationsbereich, Rückgang beim

Hauptschulabschluss, unveränderter

Anteil formal Nichtqualifizierter

• Personen mit Migrationshintergrund

ähnlich oft mit Hochschulabschluss wie

die ohne Migrationshintergrund, aber

häufiger ohne beruflichen Abschluss

Steigender Bildungsstand der Bevölkerung, aber
an der steigenden Bildungsbeteiligung partizipieren

nicht alle gleichermaßen



Das deutsche Bildungssystem zwischen

Bildungsexpansion und -integration:

Soziale Disparitäten als bekanntes, anhaltendes

Strukturproblem



• Etwa ein Viertel der 3- bis 5-Jährigen mit Sprachförderbedarf im Deutschen

• Erhöhter Sprachförderbedarf und häufiger verspätete Einschulung bei Kindern

aus Elternhäusern mit niedrigem Schulabschluss sowie mit nicht deutscher

Familiensprache 7

Sprachliche Disparitäten bereits vor Schulantritt



• Kompetenzzuwachs von etwa 1,5 Lernjahren (44 Punkte) bei Jugendlichen mit

niedrigem sozioökonomischen, aber weiter bestehende Disparitäten

• Ebenfalls hat sich der Anteil der kompetenzschwächsten Leserinnen und Leser

seit 2000 von 23 auf 15 % reduziert

Kompetenzzuwächse v. a. bei 15-Jährigen mit

niedrigem sozioökonomischen Status



Das deutsche Bildungssystem zwischen

Bildungsexpansion und -integration:

Regionale Disparitäten als bekanntes, sich

verschärfendes Strukturproblem



• Binnendifferenzierungen

innerhalb der Länder

• Starkes Nord-Süd-Gefälle

führt zu ungleichen

Rahmenbedingungen für

Kinder

• Insgesamt trotz vereinzelter

Rückgänge konstantes

Niveau

10

Risikolagen auf Länderebene unterschiedlich stark

ausgeprägt



• Angebot und Nachfrage im

dualen System seit 2007

rückläufig

• Besonders prekäre

Ausbildungsmärkte in

Verdichtungsräumen

Nordrhein-Westfalens,

Hessens und Niedersachsens

sowie in Schleswig-Holstein

11

Extreme regionale Disparitäten in Angebots-

Nachfrage-Relation v. a. in West-Ost-Richtung
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Das deutsche Bildungssystem zwischen

Bildungsexpansion und -integration:

Bedarfsgerechtigkeit des öffentlichen Bildungssystems

als Problem



Allgemeinbildende Schulen im Zeitreihenvergleich –
öffentliche und private Träger von 1998 - 2014
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• Freie Träger stellen 11 % des

Schulangebots, darunter v. a.

kirchliche Träger

• Grundschulen und Förderschulen

haben anteilig die meisten

Schulen in freier Trägerschaft

• Starker Anstieg insbesondere in

Ostdeutschland

• In ländlichen Regionen ersetzen

sie teilweise das rückläufige

Angebot öffentlicher Schulen
14

Deutlicher Anstieg von Schulen in freier

Trägerschaft

Schulen in freier Trägerschaft 2006/07 und 2014/15 nach Ländern
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Das deutsche Bildungssystem zwischen

Bildungsexpansion und -integration:

Migration als multidimensionale Herausforderung und

Chance



• Anteil an unter 3-jährigen Kindern mit Migrationshintergrund in Kindertages-

einrichtungen seit 2009 verdoppelt (22 %), aber größere Differenz zu Kindern

ohne Migrationshintergrund

• Erst zuletzt leichte Verringerung der Differenz zu Kindern ohne Migrations-

hintergrund bei den 3- bis unter 6-Jährigen

Zunehmender Trend der Bildungsbeteiligung im

Kindergartenalter bei bestehenden Disparitäten



• Über ein Drittel der

Kinder mit nicht

deutscher Familien-

sprache besucht

Kindertageseinrich-

tungen, in denen die

Mehrheit der Kinder

zu Hause ebenfalls

kaum oder wenig

Deutsch spricht

• In Ballungszentren

betrifft dies mehr als

die Hälfte aller Kinder

mit nicht deutscher

Familiensprache

Ausgeprägte migrationsspezifische Segregations-

tendenzen in Kindertageseinrichtungen



• 15-Jährige mit Migrationshintergrund erzielen niedrigere Kompetenzwerte als

Jugendliche ohne Migrationshintergrund

• Dies betrifft insbesondere Jugendliche aus der Gruppe mit niedrigem und

mittlerem sozioökonomischen Status und Migrationshintergrund

Disparitäten in den Kompetenzen bleiben bei

Verbesserungen weitgehend bestehen



Unterschiede in der Bildungsbeteiligung nach

Migrationshintergrund



• Bei gleichem sozioökonomischen Status verringern sich die Unterschiede

zwischen Jugendlichen mit und ohne Migrationshintergrund in der Verteilung

der Bildungsgänge 2012

Unterschiede in der Bildungsbeteiligung nach

Migrationshintergrund



• Positive Entwicklungen in der Bildungsgangbeteiligung schlagen sich bei den

erreichten Abschlüssen v. a. beim mittleren Abschluss nieder

• Ausländische Jugendliche mehr als doppelt so häufig ohne

Hauptschulabschluss und weniger als halb so oft mit allgemeiner Hochschulreife

Deutliche Unterschiede zuungunsten ausländischer

Jugendlicher in der Qualifikationsstruktur



22

• Bedarfsberechnung auf Basis der EASY-Registrierten und der Asyl-

antragszahlen in 2 Varianten

• Jährlich 2,2 bis 3 Mrd. Euro für frühkindliche Bildung, Schule und

Ausbildung zusätzlich erforderlich

Substanzieller Personal- und Finanzbedarf für die

Integration Schutz- und Asylsuchender



Zentrale Herausforderungen

• Weiterer Ausbau vorschulischer Bildungs- und Betreuungsangebote

• Möglichst frühe Diagnose und Förderung von Entwicklungsrückständen und auf

den Kompetenzerwerb bezogene Defizite

• Von besonderer Bedeutung bleibt die Gestaltung von Schnittstellen individueller

Bildungsverläufe, insbesondere die, zwischen dem erstem allgemeinbildendem

(Haupt-)Schulabschluss, Berufsvorbereitung im Übergangssystem und

Berufsausbildung

• Kompetenzrückstände in den Basiskompetenzen kompensieren

• Entzauberung des oft als Worthülse benutzten Begriffs der „individuellen Förderung“

und flächendeckende Umsetzung eines individuell fördernden Unterrichts

• Kreative Rekrutierung des pädagogischen Personals und wo noch nicht

geschehen, eine Reform der Lehrerausbildung

• Entwicklung und Schärfung ganztagsschulischer Konzeptionen



Zentrale Herausforderungen

• Für alle jungen Menschen ob mit oder ohne Migrationshintergrund wäre eine

durchgängige sprachliche Förderung in allen Schulfächern wünschenswert und in

der Berufsbildung eine integrative Sprachförderung

• Migrationsspezifische Disparitäten sind eng mit sozialen Disparitäten verbunden

beide sind bei der Entwicklung von Lösungsansätzen parallel zu berücksichtigen

• Ansätze zum Abbau von Bildungsungleichheiten sollten über die verschiedenen

Bildungsbereiche hinweg entwickelt und ausgebaut werden, statt punktueller

Schritte in der jeweiligen Bildungsstufe oder -einrichtung

• Öffnung des Bildungssystems und Flexibilisierung von Bildungsverläufen

• Eine Herausforderung für das ganze Bildungssystem stellt die große Zahl der

Schutz- und Asylsuchenden dar Insellösungen für diese Personengruppe sollten

als Dauerperspektive vermieden werden – auch wenn sie temporär notwendig sind



Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!


